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Frieden ist ein kostbares Gut
Bundeswehr in der Zeitenwende

BORIS PISTORIUS

F rieden, Stabilität und Kontinuität. Diese Wor
te stehen sinnbildlich für die Jahre nach dem 
Ende des OstWestKonflikts. In Europa wuchs 
die vermeintliche Gewissheit, dass elementa

re Fragen von Krieg, Tod und Verwundung in der per
sönlichen Lebenswelt kaum eine Rolle mehr spielen 
würden. Was Krisen und Konflikte anging, mag man 
im Nachhinein fast meinen, Deutschland und Europa 
waren Inseln der Glückseligkeit. Krieg und Gewalt wa
ren an die Peripherie des öffentlichen Bewusstseins ge
rückt. Wir waren schließlich von Freunden umgeben.

Heute ist der Krieg mit seinen Folgen wieder von der 
Peripherie in das Zentrum gesellschaftlicher Wahr
nehmung gerückt. Schmerzhaft müssen wir realisie
ren, dass auch in der Mitte Europas ein Leben in Frie
den und Freiheit keine Selbstverständlichkeit ist. Die 
internationale Ordnung, die wir auf der Stärke des 
Rechtes und nicht auf dem Recht des Stärkeren be
gründet sehen wollen, wird immer öfter und offener 
herausgefordert. 

Besonders sichtbar zeigt sich diese Herausforde
rung im grausamen Krieg Russlands gegen die Ukra
ine. Seit bald zwei Jahren kämpfen tapfere Ukraine
rinnen und Ukrainer gegen den russischen Aggressor 
und für ihre Freiheit. Der Krieg vor unserer Haustür 
hat bis heute nichts von seinem Schrecken verloren. 
Für uns steht fest: Eine gewaltsame, willkürliche Ver
änderung der politischen Landkarte Europas werden 
wir nicht hinnehmen. 

Auch die Terrororganisation Hamas hat mit ihrem 
barbarischen Angriff am 7. Oktober 2023 schreckli
ches Leid über viele unschuldige Menschen gebracht. 
Sie hat die bereits instabile Region an den Rand des 

 Abgrunds geführt. Der Ausgang ist ungewiss, aber be
reits jetzt steht fest, dass nichts mehr so sein wird, wie 
es einmal war. Unser Platz ist dabei fest an der Sei
te Israels. Wir haben die historische Verantwortung, 
Israel im Rahmen unserer Möglichkeiten zu unter
stützen. Es gibt keinerlei Rechtfertigung für den bar
barischen Terrorakt der Hamas. 

Nicht nur der Blick in die Ukraine oder nach Isra
el, sondern auch in den Jemen, auf den Westbalkan 
oder in die SahelRegion zeigt: Frieden ist ein kost
bares und zerbrechliches Gut.

Wir müssen uns wieder darauf einstellen, dass un
sere Verbündeten und auch wir selbst im äußersten 
Fall angegriffen werden können. Das erfordert Wehr
haftigkeit. Eine wehrhafte Demokratie muss in der 
Lage sein, einen potenziellen Aggressor von einem 
Angriff abschrecken und sich im Ernstfall verteidi
gen zu können. Dafür müssen wir im Bündnis einen 
Verteidigungskrieg glaubhaft führen und gewinnen 
können. Die zeitgemäße Landes und Bündnisvertei
digung leitet sich aus dieser Notwendigkeit als Kern
auftrag der Bundeswehr ab. 

Unsere Sicherheit und die Funktionsfähigkeit 
unseres Staates werden aber nicht nur militärisch 
konventionell herausgefordert. Auch verdeckte An
griffe auf unsere kritische Infrastruktur, Cyber angriffe, 
Desinformation und Propaganda, sogenannte hy bride 
Bedrohungen, gefährden uns. Um diesen zu begeg
nen, reichen militärische Fähigkeiten allein nicht 
aus. Hierfür bedarf es der Resilienz und Wehrhaftig
keit der ganzen Gesellschaft und unseres freiheitlich 
demokratischen Staates. 

Wie wir mit all diesen Herausforderungen, Konflik
ten und Kriegen umgehen, ist beeinflusst von unserer 
Wahrnehmung der eigenen Geschichte. In jeder Gene
ration kommen prägende Erinnerungen hinzu. Sie be
einflussen unser Handeln in Gegenwart und Zukunft. 

Die Generation meiner Eltern war geprägt durch 
zwei zentrale Lehren aus dem Zweiten Weltkrieg: »Nie 
wieder Krieg« und »Nie wieder Auschwitz«. Heute 
haben diese Sätze auch mit Blick auf den russischen 
Angriffskrieg auf die Ukraine und den terroristischen 
Angriff der Hamas auf Israel eine bedrückende Aktu
alität. Sie mahnen uns unverändert.

Seit Aufstellung der Bundeswehr war ihre Geschich
te durch die schrecklichen Erfahrungen aus den bei
den Weltkriegen geprägt. Der Volkstrauertag und die 
Unterstützung des Volksbundes Deutsche Kriegsgrä
berfürsorge e. V. waren wichtige Elemente der frühen 
Erinnerungskultur. In Abgrenzung zu dem in der Ver
gangenheit Erlebten waren die Innere Führung als 
Führungs und Organisationsphilosophie der Bun
deswehr sowie der Staatsbürger in Uniform direkte 
Folgerungen aus dem Schrecken des Nationalsozia
lismus. Unsere freiheitlichen Werte sollten das Fun
dament des Dienstes in den Streitkräften bilden, das 
Gewissen die letzte Entscheidungsinstanz.

Später politisierten sich große Teile der Nachkriegs
generation vor allem durch die Fragestellungen des 
NATODoppelbeschlusses und der Friedensbewegung 
in den 1980er Jahren. Auch mich trieben diese Diskus
sionen als junger Mann um. »Kämpfen können, um 
nicht kämpfen zu müssen« war das prägende Schlag
wort der Bundeswehr dieser Jahre, immer im drohen
den Schatten eines möglichen Nuklearkrieges.

Mit dem Beginn der bewaffneten Auslandseinsät
ze wurde die Lebensrealität für viele Soldatinnen 
und Soldaten eine andere. Sie mussten sich im Aus
land im Gefecht bewähren und lernen, mit Tod und 
Verwundung umzugehen. Dies zu einem Zeitpunkt, 
als in Deutschland noch darüber diskutiert wur
de, ob die Dinge beim Namen zu nennen seien. In 
der Erinnerungskultur der Bundeswehr sind die im 

Eine gewaltsame, willkürliche  
Veränderung der politischen 
Landkarte Europas werden wir 
nicht hinnehmen

Blackbox
»Nicht KI ist ein Problem, son
dern die Frage des Umgangs mit 
ihr«, sagte, so meldete es das Amt 
der Kulturstaatsministerin bei X, 
Claudia Roth beim Digitalgipfel der 
Bundesregierung. Nicht die Atom
bombe ist ein Problem, sondern die 
Frage des Umgangs mit ihr, könn
te man ironisch ergänzen. 

Die Künstliche Intelligenz (KI) 
hat, erlauben Sie mir diese Zuspit
zung, wie eine Atombombe das 
Potenzial, die Welt zu zerstören, 
wenn wir nicht aufpassen. Die Ge
fahr ist real, dass wir die Fähigkeit, 
die Wahrheit von der Lüge und Gut 
von Böse zu unterscheiden, ver
lieren.

Amazon, Apple, Banjo, Face
book, Google, IBM, Intel, Micro
soft, Nvidia, OpenAI, SenseTime, 
X und viele andere arbeiten mit 
Hochdruck an der Entwicklung 
von immer »besseren« KIPro
dukten, nicht um der Menschheit 
Gutes zu tun, sondern um Profit 
zu machen. 

Nehmen wir das aktuelle Bei
spiel OpenAI. Das amerikani
sche Unternehmen, das ChatGPT 
entwickelt hat, war 2015 als eine 
NonProfitOrganisation gegrün
det worden. Die gute Idee damals 
war, KI im Interesse aller zu ent
wickeln. Doch die erforderlichen 
Entwicklungskosten konnten nicht 
aus Spenden aufgebracht werden, 
deshalb hat das NonProfitUn
ternehmen eine gewinnorientier
te Firma angegliedert, die u. a. Mi
crosoft als Investor an Bord hol
te. Jetzt ist Microsoft der Herr im 
ganzen Haus.

Und sind wir ehrlich, weder die 
Bundesregierung noch die Euro
päische Union haben zur Zeit eine 
wirkliche Möglichkeit, diese Unter
nehmen, die außerhalb ihres Ver
antwortungsbereiches liegen, an 
die Kandare zu nehmen. 

Der Einsatz von KI wird sich 
nicht aufhalten lassen. Dazu sind 
die Konzerne, die sehr viel Geld mit 
dem Einsatz von KI verdienen, zu 
stark und die Einsparungspotenzi
ale für Unternehmen, die KISys
teme nutzen, zu groß. 

KI ist deshalb ein Problem, 
weil die dahinterliegenden Syste
me eine Blackbox sind, vollstän
dig intransparent. Manipulatio
nen durch Unternehmen sind Tür 
und Tor geöffnet. KI muss regu
lierbar werden.

Nachdem die ersten Atombom
ben Hiroshima und Nagasaki zer
stört hatten, ist die Welt aufge
wacht. Die Gefahr eines Atomkrie
ges ist zwar immer noch nicht ge
bannt, aber weitere Zündungen der 
Bombe, außer zu Testzwecken, gab 
es glücklicherweise nicht. Ich hof
fe, die Gefahren, die von unregu
lierter KI ausgehen, müssen nicht 
ebenso schmerzhaft von uns ge
lernt werden.

Olaf Zimmermann,  
Geschäftsführer 
des Deutschen 
Kulturrates und 
Herausgeber von  
Politik & Kultur

Wie wir mit all diesen Heraus-
forderungen, Konflikten und 
Kriegen umgehen, ist beein-
flusst von unserer Wahrneh-
mung der eigenen Geschichte

Was lagert in  
unseren Depots?
25 Jahre Washingtoner Erklärung:  
Der Umgang mit NS-Raubgut. Seiten 15 bis 26
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Die heutige Zeiten-
wende hat in Deutsch-
land zu einer neuen 
Diskussion über  
das Verhältnis zu 
Krieg und Wehrhaf-
tigkeit geführt
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Katja Lucker ist seit mehr als  
30 Jahren in der Berliner Kultur 
und Musik szene aktiv und aus die
ser nicht mehr wegzudenken. Denn 
durch ihr vielseitiges Engagement 
und Wirken in diversen Häusern und 
Projekten hat sich Katja Lucker nicht 
nur als Kulturmanagerin einen Na
men gemacht, sondern auch die mu
sikalische Szene Berlins entschei
dend vorangetrieben. Sie  arbeitete 
unter anderem für das Kesselhaus 
in der Kulturbrauerei, für den Kar
neval der Kulturen sowie für das 
Haus der Berliner  Festspiele. Da
neben war sie von 2007 bis 2012 als 
 Projektleiterin Kreativwirtschaft 
für RUHR.2010 – Kulturhauptstadt 
 Europas verantwortlich,  engagierte 

sich in  Musiknetzwerken und war 
 regelmäßig Mitglied verschiedener 
Jurys der Berliner Musikförderung.

Im Jahr 2012 wurde Katja Lucker 
vom damaligen regierenden Bürger
meister Klaus Wowereit dazu beru
fen, das Musicboard als landeseige
ne Förderorganisation für Popmusik 
aufzubauen. Als Geschäftsführerin 
des  Musicboards verantwortet Kat
ja Lucker seit 2015 die Leitung des 
PopKultur Festivals sowie seit 2018 
die Organisation der Fête de la Musi
que in Berlin. Unter ihrer Leitung hat 
sich »PopKultur« als Festival mit di
versen Lineups und einem Fokus auf 
die Förderung von Nachwuchstalen
ten in kürzester Zeit einen Namen im 
Berliner Kulturleben gemacht.

Mit Leidenschaft und Durchhalte
vermögen hat Katja Katja Lucker in 
besonderer Weise das Musicboard 
als Förderinstitution geprägt und vo
rangebracht. Gerade deshalb fällt 
ihr Abschied vom Musicboard, das 
sie zum 31. Dezember 2023 verlas
sen wird, nicht leicht. In Zukunft 
wird sich Katja Lucker als Geschäfts
führung der Initiative Musik nun auf 
Bundesebene neuen Aufgaben wid
men. Sie tritt damit die Nachfolge 
von Tina Sikorski an, die die Initiati
ve Musik seit 2020 leitet und auf ei
genen Wunsch zum Jahreswechsel 
verlässt. Politik & Kultur wünscht 
 Katja Lucker alles Gute und viel Er
folg für ihr neues Amt und die damit 
verbundenen Aufgaben.
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Die nächste Politik & Kultur  
erscheint am 1. Februar 2024.
Im Fokus steht das Thema  
»Sprachkultur«.

 Auslandseinsatz gefallenen und verstor
benen Soldatinnen und Soldaten heu
te fest verankert. Die vielen Ehrenhai
ne sind ein sichtbarer Ausdruck dessen. 

Gedenken findet oft in Stille statt. 
Ich bin aber fest überzeugt: Wir brau
chen öffentlich zugängliche Räume, wie 
das Ehrenmal der Bundeswehr auf dem 
Gelände des Bundesministeriums der 
Verteidigung in Berlin oder den Wald 
der Erinnerung auf dem Gelände des 
Einsatzführungskommandos der Bun
deswehr in Geltow. 

Sie machen für die Betroffenen den 
Tod einer Kameradin oder eines Ka
meraden begreif und fassbar. Sie bie
ten als zentrale Erinnerungsorte einen 
Raum zur Auseinandersetzung mit der 
Frage, was Krieg bedeuten kann und 
welch hohen Preis er fordern kann.

Diejenigen Soldatinnen und Solda
ten, an die wir erinnern und diejeni
gen, die durch Erlebnisse ihres Dienstes 
bis heute geprägt sind, waren und sind 
Staatsbürgerinnen und  Staatsbürger in 

Uniform. Mandatiert durch unser Par
lament, auf Grundlage unserer Werte. 
Ich halte eine aktive, auch von der Ge
sellschaft getragene Veteranen und 
Gefallenenkultur daher für besonders 
 wichtig. Den kürzlich erfolgten parla
mentarischen Vorstoß für die Einfüh
rung eines Veteranentages habe ich da
her befürwortend wahrgenommen.

Zu Recht wurde von Soldatinnen 
und Soldaten, die aus Auslandsein
sätzen zurückkehrten, gefordert, dass 
auch Deutschland eine Veteranenkul
tur brauche. Dank der Initiative von 
Hinterbliebenen und Interessenver
bänden sind wir heute einen großen 
Schritt weiter. 

Die heutige Zeitenwende hat in 
Deutschland zu einer neuen Diskus
sion über das Verhältnis zu Krieg und 
Wehrhaftigkeit geführt. Viele sind der 
Überzeugung, dass eine wehrhafte De
mokratie auch gut aufgestellte und aus
gerüstete Streitkräfte benötigt. Diese 
Überzeugung reift aber nicht vom ei
nen auf den anderen Tag, sie ist eine 
Generationenaufgabe. Wichtig ist dabei, 
dass wir auch schwierige Themen offen 
und ohne Tabus diskutieren können. 
Wir brauchen eine offene gesellschaft
liche Diskussion darüber, was  Resilienz, 
Widerstandsfähigkeit und Opferbereit
schaft bedeuten und welchen Beitrag 
die Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes dafür leisten wollen. Der Staat 
kann den gesetzlichen Rahmen vorge
ben, aber er braucht die Menschen, die 
ihn mit Leben erfüllen.

Dabei spielt unsere Geschichte eine 
maßgebliche Rolle. Sie beeinflusst ei
nerseits, wie wir auf die Welt schau
en. Andererseits bestimmt sie, wo wir 
uns politisch und mit Blick auf unse
re Werte vorstellungen verorten. Die 
WestBindung ist und bleibt ein Funda
ment unserer  verteidigungspolitischen 

 Ausrichtung. Bei allem, was wir tun, su
chen wir stets den Schulterschluss mit 
unseren Partnern und Alliierten. Sie 
erwarten zu Recht von uns, dass wir 
eine Führungsrolle einnehmen. Dazu 

sind wir bereit, immer in enger Abstim
mung und auf Augenhöhe. Nicht zu
letzt brauchen wir ein gesundes Maß 
an Realismus, ein umsichtiges Abwägen 
von Werten, Interessen und Möglich
keiten. Und eine Ausrichtung an dem, 
was machbar ist oder eben auch nicht. 

Unsere Geschichte mahnt uns, für 
die Werte einzutreten, die unser Land 
seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
und mit der späteren Überwindung der 
europäischen Teilung geformt haben. 
Werte wie Frieden, Freiheit und De
mokratie, von denen wir in den letzten 
30 Jahren dachten, dass sie keiner exis
tenziellen Bedrohung mehr unterlie
gen. Sie bilden das Fundament unserer 
Staatlichkeit. Sie sind keinesfalls selbst
verständlich. Gerade mit der Rückkehr 
des Krieges in die Mitte Europas, in dem 
unterschiedliche politische Systeme 
wie Autokratie und Demokratie aufein
anderprallen, ist es unsere Pflicht, diese 
Werte jeden Tag aufs Neue zu verteidi
gen. Das ist unser aller Pflicht. 

Boris Pistorius ist Bundesminister 
der Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland
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Die Herausforderung 
besteht darin, weniger 
in Kästchen zu denken 
und zu handeln, nach 
dem Motto hier das 
Angebot für die »Nor-
malen« und dort das 
für Behinderte 

Eindrücke von der Ortsbegehung des Humboldt Forums, die im Rahmen des zweiten Treffens der Werkstattgesprächsreihe »Kultur braucht Inklusion« stattfand 
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Ortsbegehung zur Barrierefreiheit 
Das Humboldt Forum auf dem Prüfstand

OLAF ZIMMERMANN & 
GABRIELE SCHULZ

A m Anfang stand ein Dissens: 
Der Deutsche Kulturrat hat
te in seiner Stellungnahme 
»Zur Zukunft des Humboldt 

Forums« vom 12. Dezember 2022 for
muliert: »Erstaunlicherweise ist das Ge
bäude auch nicht für Menschen mit un
terschiedlichen Einschränkungen kon
zipiert. Das gilt für den Zugang zu den 
verschiedenen Orten, für die Leitsyste
me und anderes mehr« und weiter aus
geführt: »Gleichfalls gilt es, am Bau mit 
Blick auf inklusiven Zugang nachzu
bessern.« Diese pointierten Aussagen 
sorgten für Widerspruch bei den Ver
antwortlichen in der Stiftung Humboldt 
Forum. In einem Gespräch  zwischen 

dem Vorstand der Stiftung Humboldt 
Forum und dem Deutschen Kulturrat im 
Januar dieses Jahres wurde seitens der 
Stiftung Humboldt Forum mit Nach
druck darauf verwiesen, dass bereits 
beim Bau alles dafür getan wurde, um 
barrierearm zu sein, und die Aussage in 
der Stellungnahme nicht zuträfe.

Die Stiftung Humboldt Forum be
ließ es nicht beim Protest, sondern 
lud zur Ortbegehung ein. Im Novem
ber fand das zweite Treffen der Werk
stattgesprächsreihe »Kultur braucht In
klusion« statt. Die Werkstattgesprächs
reihe veranstalten der Beauftragte der 
Bundesregierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen (Behin
dertenbeauftragter), Jürgen Dusel, und 
der Deutsche Kulturrat gemeinsam. Die 
Veranstaltung fand in Kooperation mit 
der Stiftung Humboldt Forum im Hum
boldt Forum statt. 

An der gemeinsamen Gesprächsrei
he von Behindertenbeauftragtem und 
Deutschem Kulturrat nehmen einer
seits Vertreterinnen und Vertreter von 
Behindertenverbänden und Selbsthil
feorganisationen teil. Sie sind teilwei
se Expertinnen und Experten in eigener 
Sache, sodass an den Gesprächen bei
spielsweise hörbehinderte oder taube 

Menschen, Blinde oder Rollstuhlfahre
rinnen und fahrer oder andere Behin
derte vertreten sind. Andererseits gehö
ren dem Kreis Vertreterinnen und Ver
treter aus der Mitgliedschaft des Deut
schen Kulturrates an. Gemeinsam wird 
der Sachstand zu Inklusion im Kultur 
und Medienbereich diskutiert. Dabei 
stehen drei Themen im Vordergrund: 

 ҄ Barrierefreiheit für das Publikum, 
 ҄ Zugang zur künstlerischen Ausbil
dung für Menschen mit Behinde
rungen sowie 

 ҄ Zugang zum Kulturarbeitsmarkt. 

Geplant ist, Ende 2024 gemeinsame 
Teilhabeempfehlungen vorzulegen, in 
denen skizziert wird, welche Hand
lungsbedarfe im Kulturbereich selbst 

bestehen, um das Menschenrecht auf 
Teilhabe an Kunst und Kultur zu ver
wirklichen. Es soll ebenso darauf ein
gegangen werden, was Politik und Ver
waltung tun müssen, damit Menschen 
mit Behinderungen Kultur schaffen, als 
Künstlerinnen und Künstler gesehen 
und gehört werden sowie dass Men
schen mit Behinderungen Kulturein
richtungen umfassend nutzen können, 
selbstverständlich wie alle anderen 
auch und nicht nur an Tagen mit ge
sonderten Angeboten.

Beim Besuch im Humboldt Forum 
wurde einmal mehr klar, wie hetero
gen die Gruppe von Menschen mit Be
hinderungen ist und wie unterschied
lich daher die Bedarfe sind. Beim Bau 
des Humboldt Forums, einem Neubau 
mit einer historischen Fassade an drei 
Seiten, bestand die Chance einer von 
vornherein barrierearmen Bauplanung 
und umsetzung. Diesem Anliegen wird 
das Gebäude weitgehend gerecht. Das 
trifft auf Aufzüge, auf ein Leitsystem 
für Blinde und Sehbehinderte, einen 
Medienguide mit der Auswahlmöglich
keit Deutsche Gebärdensprache, be
hindertengerechte Toiletten, eine da
von mit Liege und Dusche, und ande
rem mehr zu. Bereits während des Baus 

und vor der Eröffnung lud die Stiftung 
Humboldt Forum sogenannte Fokus
gruppen ein, die aus eigener Anschau
ung die Barrierefreiheit auf den Prüf
stand stellten. Das ist die bauliche Seite. 
Auch wenn an der einen oder anderen 
Stelle von den Expertinnen und Exper
ten beim Werkstattgespräch noch Ver
besserungsbedarf benannt wurde, wur
de im Großen und Ganzen dem Gebäude 
ein gutes Zeugnis ausgestellt. Die anwe
senden Vertreterinnen und Vertreter der 
Stiftung Humboldt Forum, namentlich 
der Vorstand Technik HansDieter Heg
ner und die Geschäftsführerin der Stif
tung Humboldt Forum Service GmbH, 
Friedrun Portele Anyangbe, ermutigten 
die Mitglieder des Gesprächskreises, of
fene Punkte und Mängel in der Barriere
freiheit offen anzusprechen. Vieles zeigt 

sich tatsächlich erst in der Nutzung und 
ist nach wie vor im »Praxistest«. 

Neben der baulichen Barrierefreiheit 
ging es bei dem Werkstattgespräch aber 
auch um den Zugang zu den Sammlun
gen. Die Stiftung Humboldt Forum ver
fügt bekanntermaßen über keine eige
ne Sammlung. In ihrer Verantwortung 

liegen unter anderem das gemeinsame 
Programm und die Spuren der Erinne
rung im Haus, die an die wechselvolle 
Geschichte des Ortes erinnern. Dazu 
gehören beispielsweise Skulpturen der 
ehemaligen Fassade des Originalschlos
ses, Teile des Leitsystems aus dem Pa
last der Republik, Kunstwerke, die einst 

im Palast der Republik zu sehen waren, 
und anderes mehr. Duplikate dieser Ob
jekte sind teils als Tastobjekte für Blin
de zugänglich. Per QRCode wird in ver
schiedenen Sprachen, so auch in Deut
scher Gebärdensprache, informiert.

Die Teilnehmenden des Werkstatt
gespräches hatten zusätzlich Gelegen
heit, einen Blick in die Ausstellung des 
Museums für Asiatische Kunst zu wer
fen und einen ersten, kurzen Eindruck 
von Maßnahmen zur Barrierefreiheit zu 
gewinnen. Positiv wurde aufgenommen, 
dass auch hier mit einem Leitsystem 
und teilweise vorhandenen Tastmo
dellen der Versuch unternommen wird, 
Blinden und Sehbehinderten den Mu
seumsbesuch schmackhaft zu machen. 
Mitzunehmende Klappstühle sollen es 
älteren Menschen und Menschen mit 

Gehbehinderung erleichtern, an den 
Objekten, an denen sie verweilen wol
len, länger zu verweilen. Videos wer
den zumindest untertitelt, auch wenn 
eine Übersetzung in Deutsche Gebär
densprache wünschenswert wäre. 

In der nachfolgenden Diskussion 
wurde der Blick über das Humboldt 
Forum hinaus geweitet und sich mit 
dem Zugang von Blinden, Seh und 
Lese behinderten zu Literatur befasst, 
sich mit der voraussetzungsvollen Be
schreibung von Objekten in Museen 
beschäftigt, Barrieren bei Barrierefrei
heit aufgezeigt und Beratungswege zu 
mehr Inklusion in Kultureinrichtungen 
beschrieben. Anhand der vorgestellten 
Praxisbeispiele wurde deutlich, dass 
in der Kulturvermittlung und kultu
rellen Bildung ein Bewusstsein für die 
Vielfalt der Gesellschaft, zu der Behin
derte in ihrer Heterogenität und un
terschiedlichen Bedarfen gehören, be
steht. Weniger ausgeprägt ist das Ver
ständnis bei Kuratorinnen und Kurato
ren, die insbesondere an Fachlichkeit 
und ihre Fachcommunity denken und 
weniger an Menschen, die ggf. noch 
gar keine Berührung mit dem behan
delten Thema, Objekt oder auch Kon
text hatten. 

Aber auch an der Umsetzung in der Kul
turvermittlung hapert es allerdings teil
weise noch. Als Kernproblem wurde 
im Werkstattgespräch herausgearbei
tet, dass Behinderte vielfach noch als 
»Spezialgruppe« betrachtet und behan
delt werden. Oder vereinfacht gesagt: 
Behinderte Bibliotheksnutzerinnern 
und nutzer sind nicht eine Gruppe un
ter vielen, sondern werden als Sonder
bedarf gesehen, die exkludiert und mit 
einem Spezialangebot versehen werden. 
Ein Erzähltheater mit sprechenden und 
tauben Menschen werden als Spezial
angebot für Taube und nicht etwa ein 
Angebot für alle wahrgenommen. An
gebote in leichter Sprache scheinen für 
Menschen mit kognitiven Einschrän
kungen gemacht zu sein und nicht etwa 
für die Allgemeinheit der Nutzerinnen 

und Nutzer, obwohl vermutlich viele 
sich durch weniger voraussetzungsvol
le und einen akademischen Sprachstil 
geprägte Erläuterungen angesprochen 
fühlen würden. 

Die Herausforderung besteht  darin, 
weniger in Kästchen zu denken und zu 
handeln, nach dem Motto hier das An
gebot für die »Normalen« und dort das 
für Behinderte, hier die Präsentation für 
die Alteingesessenen und dort für die 
diverse Stadtgesellschaft und vieles an
dere mehr. Das bedeutet zugleich, ziel
gruppenspezifische Angebote zumin
dest zu hinterfragen und zu überlegen, 
was es heißt, ein Kulturangebot für alle 
bereitzuhalten, und wie können alle da
von erfahren. Diese und weitere Frage
stellungen werden in den nächsten bei
den Werkstattgesprächen vertieft, um 
dann Ende des kommenden Jahres Teil
habeempfehlungen vorzulegen. 

Was die Ortsbegehung der Stiftung 
Humboldt Forum angeht, hat sie, das 
ist unser Fazit, die »Nagelprobe« be
standen. Gratulation! 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäfts-
führerin des Deutschen Kulturrates
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Joe Chialo setzt sich dafür ein, für die neue Zentral- und Landesbibliothek das Gebäude Q207 in der Friedrichstraße zu nutzen

DEUTSCHLANDS 
ZEHN GRÖSSTE 
STÄDTE

2023 ging Politik & Kultur auf Kul
turreise durch Deutschlands zehn 
größte Städte – und fragte bei den 
Kulturdezernentinnen und Kultur
dezernenten nach, welche Themen 
sie auf ihre Agenda setzen und wo 
ihre Stadt nach der Pandemie steht. 
Mit diesem Interview endet die Rei
he. Alle Beiträge hier: bit.ly/40kkaYC

KULTUR IN  
BERLIN

Einwohnerzahl: 3,87 Mio. (2023) 
Senator für Kultur und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt:   
Joe Chialo
Kulturbudget 2023: 906 Mio. Euro
Beschäftigte 2023: 396 Beschäf
tigte in der Kulturverwaltung inkl. 
nachgeordnete Einrichtungen

Die »Wohnzimmer« der Stadtgesellschaft
Der Berliner Kultursenator Joe Chialo im Gespräch

Seit April 2023 ist der Musikmanager 
Joe Chialo Berliner Senator für Kultur 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Theresa Brüheim spricht mit ihm über 
seine Agenda 2024 und kulturpoliti
sche Arbeitsschwerpunkte.

Theresa Brüheim: Herr Chialo, 
welche kulturpolitischen Themen 
stehen in Berlin hoch oben auf  
der Agenda für 2024?
Joe Chialo: Wir haben, erstens, zwei 
bedeutende Ereignisse in der Stadt zu 
feiern, die jeweils auf ihre ganz eige
ne Art für Miteinander und Gemein
schaft stehen. Wir werden die Fußball
europameisterschaft mit kulturellen 
Angeboten rahmen, und wir feiern den 
35. Jahrestag des Mauerfalls  – für Ber
lin ein symbolhafter Tag.  Außerdem 
hoffe ich sehr, dass wir, zweitens, 2024 
alle Weichen für den Umzug der Zent
ral und Landesbibliothek in das Quar
tier 207 in der Friedrichstraße stellen 
werden. Damit würden wir eine Jahr
hundertchance ergreifen und der Stadt 
in naher Zukunft die Aussicht auf ein 
neues »Wohnzimmer« geben, was ein
fach  großartig wäre. Und letztlich, 
drittens, hat uns Corona gezeigt, wie 
verletzlich die Kultur ist, wie schlecht 
wir in manchen Bereichen aufgestellt 
sind. Mit dem Haushalt, der hoffent
lich im Dezember vom Parlament be
schlossen wird, haben wir für 2024 und 
2025 alles mobilisiert, um unsere Ein
richtungen resilienter zu machen, die 
Digitalisierung voranzutreiben und 
uns bei wichtigen Themen besser auf
zustellen. 

Was unterscheidet die  Berliner 
Kulturszene von anderen in 
Deutschland? Wie ist sie nach  
der Coronapandemie und in der 
Energiekrise aufgestellt?
Wer nach Gründen für die außerge
wöhnliche Kulturszene der Haupt
stadt und ihren weltweiten Ruf sucht, 
wird in der Geschichte fündig: Aus
gerechnet die Teilung der Stadt über 
Jahrzehnte hat diesen Boden bereitet  
 – und dann natürlich der Fall der 
Mauer. In BerlinOst gab es die mu
tige und kreative Künstlerszene der 
DDR, viele zog es aus dem ganzen 
Land in den wilden Prenzlauer Berg. 
BerlinWest war, ohne  Wehrpflicht, 

der Sehnsuchtsort für viele Ausstei
ger, Kreative, Musiker … Und als die 
Mauer fiel, die DDR implodierte, kurz
zeitig keine Regeln galten, so  etwas 
wie fröhliche Anarchie herrschte, war 
dies ein Schmelztiegel, in dem für 
jede und jeden alles möglich war: der 
Siegeszug des Techno ebenso wie 
eine wilde Galerieszene, ein Austo
ben und Ausprobieren. Das alles auch 
noch relativ preiswert. Dieser Nimbus 
trägt die Stadt noch heute, macht ihn 
nach wie vor zum Magneten für Kre
ative aus aller Welt. Heute vielleicht 
etwas »erwachsener«.

Die Krisen bzw. deren Häufung 
verschont natürlich die Kultur in der 
Hauptstadt nicht. Es ist ja so: Krisen 
kommen zuerst bei der Kultur an. Bei 
Corona waren es die Schließungen, 
vielen Künstlern brachen die Einnah
men weg. Im Ukrainekrieg waren und 
sind es die Preissteigerungen im All
gemeinen, bei Energie im  Besonderen. 
Sie trafen und treffen erneut Kultur
einrichtungen und Künstler.  Kultur 
wird in Krisen immer zuerst und hart 
getroffen. Sie hat zum Teil  erfahren 
müssen, welchen Stellenwert sie hat: 
Nicetohave, aber nicht wirklich 
»systemrelevant«. Dementsprechend 
waren zunächst die Hilfen. Diese Zu
schreibung stimmt aber nicht: Kul
tur ist essenziell für die Verständi
gung unserer Gesellschaft, Kultur ist 
der Kitt, der sie zusammenhält, Kultur 
erlaubt uns Austausch, Miteinander, 
Zusammenhalt … Unser Ziel muss da
her sein, sie widerstandsfähiger zu 
machen, sie digitaler und insgesamt 
besser aufzustellen – und dafür leiste 
ich meinen Beitrag! 

Was konnten Sie als Verantwort-
licher für Kultur in Berlin bisher 
erfolgreich umsetzen?
Ich bin jetzt etwa 200 Tage im Amt, 
eine Schonfrist gab es nicht – nicht 
einmal für die ersten 100 Tage. Denn 
wir sind gleich mit den Verhandlun
gen zum Haushalt gestartet, in  einer 
Situation, die für die ganze Gesell
schaft wie die Kulturszene als  extrem 
angespannt bezeichnet werden darf. 
Die Aufgaben und Anforderungen 
wachsen, das zur Verfügung stehen
de Geld leider nicht. Insofern verbu
che ich es durchaus als Erfolg, dass 
wir einen neuen Rekordhaushalt für 
die Kultur aufgestellt haben, 2025 
sogar erstmals über eine Milliarde 
Euro. So können wir meine wichtigs
ten Anliegen angehen: Kultur resi
lienter, krisenfester machen, sozia
le Härten durch finanzierte Tarifstei
gerungen und gestiegene Honora
re abfedern und Kulturangebote in 
der ganzen Stadt ausbauen, kulturel
le Brücken von der Mitte zum Stadt
rand schlagen. Meine Kolleginnen 
und Kollegen aus der Senatsverwal
tung gilt mein großer Dank, sie  haben 

wahnsinnig viel geleistet. Darüber 
 hinaus bin ich froh, dass wir beim Er
halt der Uferhallen wie bei der Siche
rung der  Ku’dammbühnen aktiv mit
gespielt haben – und erfolgreich wa
ren. Ähnlich verfahren wir mit der 
für  Berlin essenziell wichtigen Club
kultur, deren bedrohte Standorte wir 
 dringend sichern müssen, wie aktu
ell den Sage Club und die angrenzen
de Remise. Und natürlich das The
ma Zentral und Landesbiblio thek, 
wo wir eine echte Chance haben, der 
ganzen Stadt zu einem neuen Glanz
licht zu verhelfen. 

Wo gilt es noch, »dicke   
Bretter« zu bohren?
Baustellen gibt es viele, und dement
sprechend gibt es eine Menge »dicker 
Bretter«. Manches davon lässt sich si
cher in einem überschaubaren Zeit
raum lösen, wie Lösungen bei Bauvor
haben oder wenn es hier und da bei 
Mietverträgen hakt. Aber es gibt eben 
auch Dinge und Projekte, die naturge
mäß länger dauern, etwa beim Inves
titionsstau in den Einrichtungen, auf 
dem Feld der Erinnerungskultur und 
Demokratieförderung, wo wir neue 
Schwerpunkte setzen und Formate 
etablieren werden. Hier »bohren« wir 
konsequent und fortgesetzt, aber re
den erst öffentlich darüber, wenn der 
Durchbruch da ist.

Sie haben es schon erwähnt: 
Die Clubkultur gehört zu Berlin. 
 Welche Rolle spielt diese konkret 
in Ihrer Kulturarbeit?
Clubs und die Clubkultur gehören zur 
DNA der Stadt – egal ob international 
bekannte Flaggschiffe wie das Berg
hain oder kleinere wie das  about:blank. 
Clubs sind heute weit mehr als Musik
abspielstationen, sie sind Orte, an de
nen kulturelle Programme kuratiert 
werden, Diskussionen stattfinden, und 
nicht zuletzt sind sie oft Safespaces 
für marginalisierte Gruppen … Kurz: 
Clubs sind Kulturstätten! Und ich set
ze mich dafür ein, dass sie auch als sol
che gesehen werden, z. B. die Baunut
zungsverordnung entsprechend ange
passt wird – besonders um in Sachen 
Lärmschutz mehr möglich zu  machen. 
Wir haben den Tag der Clubkultur 
 beispielsweise, wo Clubs auch materi
ell ausgezeichnet werden, es gibt  
den Lärmschutzfonds, der Nutzungs
konflikte abwenden soll, die Finanzie
rung einer Awareness Akademie  
und, und, und …

Für die Zentral- und Landesbiblio-
thek wird seit Jahren ein neu-
er Standort gesucht. Sie treiben 
den Vorschlag, die ZLB ins Gebäu-
de der Galeries Lafayette umzusie-
deln, voran – und haben dies auch 
als Priorität für Ihre Agenda 2024 
 genannt. Was spricht außer der 
zentralen Lage dafür? Wie ist der 
Ist-Stand?

Berlin bekommt es seit über 100 Jah
ren nicht hin, sich eine Zentral und 
Landesbibliothek zu geben. Die Chan
ce, die sich jetzt mit einem Einzug ins 
Quartier 207 bietet, ist eine  wirkliche 
Jahrhundertchance. Die  zentrale Lage 
umringt von Einrichtungen der Bil
dung, von Kunst und Kultur ist nur 
ein Pluspunkt. Der Ort ist perfekt an
gebunden an den ÖPNV, die Umnut
zung des Kaufhausgebäudes wäre 
kostengünstiger als der geplante, aber 
bereits um Jahre verzögerte Neubau 
neben der AmerikaGedenkbibliothek. 
Es wäre nachhaltiger, ein Bestands
gebäude zu nutzen, als neu zu bauen – 
und: Wenn alles klappt, wäre der Ein
zug bereits 2026, mehr als zehn Jahre 
früher als beim Neubau.   

Welche Rolle spielt Stadtteilkultur 
in Berlin? Wie fördern Sie diese?
Die Kraft wohnortnaher Kulturange
bote wird unterschätzt, denke ich. Sie 
sind oft die ersten und niedrigschwel
ligen Angebote, mit denen Menschen 
in Berührung kommen, möglichst 
früh in Berührung kommen sollten. 
Sie sind daher extrem wichtig, auch 
für das Erlernen von Kulturtechni
ken, also der Möglichkeit, sich kultu
rell auszudrücken, mitzuteilen und 
in den Austausch mit anderen zu ge
hen. Ich bin kein Freund von kulturel
len Leuchttürmen allein in der Mit
te der Stadt – wir müssen die ganze 
Stadt mitnehmen, quasi Innen und 
Außenbezirke miteinander verheira
ten. Das heißt aber auch, in der gan
zen Stadt Angebote zu sichern. Kunst 
und Kultur sind ein Netz, das sich 
von der Mitte bis in die Außenbezir
ke erstreckt. Wir fördern die bezirk
liche Kulturarbeit, und da passiert in 
den Bezirken Großartiges. Wir haben 
die Jugendkunstschulen, die Musik
schulen mit ihren Angeboten. Nicht 
zu vergessen die Bibliotheken in den 
Stadtteilen, alles kleine »Wohnzim
mer« der Stadtgesellschaft zum Le
sen, Lernen und Freundetreffen. Wir 
haben tolle Bezirksmuseen, die ganz 
 engagiert arbeiten. Sie sehen: Wir ha
ben den Wert erkannt und fördern 
und unterstützen. 

Sie sind auch Senator für Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt in Ber-
lin. Wie ist es um diesen aktuell  
in der Hauptstadt bestellt? Welche 
Rolle spielt Kultur für die Förde-
rung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts? Was planen Sie konkret?
Laut SKLGlücksatlas sind die Berli
ner jetzt nicht die glücklichsten Men
schen, und auch der »fehlende Zu
sammenhalt« wird von ihnen kriti
siert. Das ist im Kleinen wie im Gro
ßen ein Auftrag an uns. Zum einen 
geht es um die Wertschätzung des Eh
renamtes. Um die vielen Kiezinitiati
ven und Menschen, die sich um gute 
Nachbarschaft und das Zusammen
leben  unmittelbar vor Ort kümmern. 

Für diese gibt es am 2. Dezember die 
Würdigung »Berlin sagt Danke!«. Im 
Großen liegt der Schwerpunkt darauf, 
wie wir als Gesellschaft miteinander 
umgehen, wie wir Dinge aushandeln 
und unsere Zukunft mit allen für alle 
gestalten. Hier wären der Demokra
tieTag und die DemokratieKonfe
renz zu nennen, die wir ausrichten.  

Wahr ist leider auch, dass in einer 
Stadt, in der Menschen aus allen Län
dern der Erde zusammenleben, auch 
die Konflikte der Welt widerhallen. 
Hier haben wir eine klare Verantwor
tung gegenüber allen Bürgern: welt
offen und für ein friedliches Mitein
ander! Bilder, wie es sie nach den bar
barischen Taten der Hamas in Israel 
auf unseren Straßen gab, darf es hier 
nie wieder geben. Dass Menschen in 
dieser Stadt in Angst leben – das darf 
es nie wieder geben. Hier helfen Ver
mittlungsangebote, und hier hilft die 
Kultur! Gemeinsames Erleben von 
Kultur wie bei unseren Kultursom
merangeboten fördert den Austausch, 
stärkt das Gefühl des Zusammenge
hörens und kann Verständnis schaf
fen über alle Grenzen hinweg.  

Was ist Ihr liebster (Kultur-)Ort in 
Berlin? Haben Sie einen Kulturtipp 
für unsere Leserschaft?
Bei der kaum fassbaren Fülle an groß
artigen Kulturorten und kulturel
len Angeboten ist es schwer, einen 
Ort zu benennen: Aber bei drei Opern, 
dem Konzerthaus, dem Berliner En
semble, dem Friedrichstadtpalast, 
den  Sophiensælen und, und, und fin
det sich sicher für jeden etwas. Nach
drücklich in Erinnerung ist mir aber 
einer meiner ersten Termine im Amt: 
der Karneval der Kulturen zu Pfings
ten. Hier erlebt man die bunte und 
kreative Vielfalt, die Energie und den 
Zusammenhalt, den Kultur schafft, 
am besten. Ich würde jedem empfeh
len, dort mindestens zuzuschauen, 
wenn nicht gar sich zu beteiligen.  

Vielen Dank. 

Joe Chialo ist Senator für Kultur und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Theresa Brüheim ist Chefin vom Dienst 
von Politik & Kultur

www.politikkultur.de04 INLAND



Das Projekt »Let’s Remember!« bringt digitale Spiele in Gedenkstätten und Museen zum NS-Unrecht
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Sieben Friedhöfe in 
Deutschland tragen 
den Titel UNESCO-
Welterbe. Sie stehen 
auf einer Stufe mit 
dem Taj Mahal und 
den Pyramiden

Mit Games gegen das Vergessen
Im Projekt »Let’s Remember!« trifft digitale Spielekultur auf das Gedenken an das NS-Unrecht

BENJAMIN HILLMANN

D ie Verbrechen des Nationalso
zialismus werden von gelebter 
Erinnerung zu archivierter Ge

schichte. Sowohl das Gedenken an die 
Opfer des NSUnrechts als auch der ge
genwärtige Kampf gegen Antisemitis
mus, Antiziganismus und Rassismus 
steht damit vor der Herausforderung, 
das Erinnern für neue Generationen 
lebendig zu halten.

Eine repräsentative Studie des Rhein
gold Instituts im Auftrag der Arolsen Ar
chives hat ergeben, dass die Generati
on der 16 bis 25Jährigen (Gen Z) sich 
deutlich mehr für die NSZeit als die 
Generation ihrer Eltern (75 Prozent vs. 
66 Prozent) interessiert und die Ausein
andersetzung mit akuten gesellschaft
lichen Problemen wie Rassismus und 
Diskriminierung verbindet. »Die jun
gen  Menschen wollen selbst die Moral 
der Geschichte erkennen«, sagt Stephan 
Grünewald, Psychologe und Gründer des 
Instituts. »Sie wollen am Diskurs teilha
ben und Meinungen hinterfragen dür
fen.« Befreit von dem Gefühl persönli
cher Schuld würden sich laut der  Studie 
die jungen Leute eine Brücke zum eige
nen Alltag bauen und versuchen, ihre 
eigene Lebenswelt in der Auseinan
dersetzung mit der NSZeit besser zu 
verstehen. Eine zeitgemäße Auseinan
dersetzung benötige außerdem den Ein
blick in konkrete Lebenswirklichkeiten, 
eine Verschmelzung digitaler und ana
loger Angebote und leicht verständliche 
Informationen. Auf ebensolche Anforde
rungen an eine zeitgemäße und in Tei
len digitale Erinnerungskultur möchte 
die Stiftung Digitale Spielekultur in Ko
operation mit dem Deutschen Kultur
rat in Form des Projekts »Let’s Remem
ber! Erinnerungskultur mit Games vor 
Ort« eingehen.

Das auf eine Projektlaufzeit von 
zwei Jahren festgelegte Vorhaben er
probt in Kooperation mit Museen, 

 Gedenkstätten und kulturellen Begeg
nungsorten den Einsatz von Games im 
Kontext einer digitalen Erinnerungskul
tur in Form von Fortbildungen, Work
shops und Publikumsveranstaltun
gen vor Ort. Es wird im Rahmen der 
Bildungsagenda NSUnrecht von der 

 Stiftung Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft (EVZ) sowie vom Bun
desministerium für Finanzen gefördert 
und baut inhaltlich auf den Erfahrun
gen der Initiative »Erinnern mit Games« 
der Stiftung Digitale Spielekultur auf.

Wie in vielen anderen populären Me
dien und Künsten ist der Zweite Welt
krieg in digitalen Spielen ein regelmä
ßig anzutreffendes Szenario, dessen 
mediatisierte Darstellung aber oft nicht 
viel mit der historischen Wirklichkeit zu 

tun hat und das auch gar nicht will. Und 
das ist im Rahmen der Unterhaltung 
auch gut so, denn sonst könnten we
der Tarantinos »Inglourious Basterds« 
die NSFührung in einem Pariser Kino 
massakrieren, noch könnte Shooter
Held B. J. Blazkowicz in »Wolfenstein II: 

The New Colossus« Nazis auf der Venus 
jagen. Trotzdem ist sowohl aus histori
scher als auch bildungspolitischer Per
spektive die Frage gerechtfertigt, in
wieweit die Macht der popkulturellen 
Bilder den Zweiten Weltkrieg zu einer 
ästhetisierten Chiffre macht, die ohne 
historisches Grund und Fachwissen 
nicht mehr zu entziffern ist.

Hier knüpft die Idee einer  digitalen 
Erinnerungskultur mithilfe digitaler 
Spiele an, die im Rahmen von »Let’s 

Remember!« nun einem Praxistest 
in der Erinnerungsarbeit unterzogen 
wird. Einerseits will das Vorhaben ver
anschaulichen, dass sich abseits des 
Mainstreams bereits eine Reihe von 
Games auf sensible Weise mit NS 
Geschichte auseinandersetzt – und da

bei ganz  gezielt die Stärken des Medi
ums einsetzt, wie z. B. die Möglichkeit 
spielend unterschiedliche Perspektiven 
einzunehmen und Geschichte nicht li
near zu erzählen. Andererseits will das 
Projekt sowohl pädagogische Fachkräf
te als auch Spielende für die Leerstel
len in populären Action, Abenteuer 
oder Strategiespielen sensibilisieren. 
Denn auch eine rechtzeitig erkann
te Leerstelle kann zum Aufhänger für 
eine kon struktive Diskussion über das 

»Warum« werden. Im Idealfall können 
Games durch ihre immersive Qualitä
ten und ihre Allgegenwärtigkeit im All
tag junger Menschen so den eingefor
derten Brückenschlag zwischen der ei
genen Lebensrealität und den gelebten 
Erinnerungen an den Zweiten Weltkrieg 
ein Stück weit vorantreiben.

»Let’s Remember!« war dieses Jahr 
bereits in vier Museen und Gedenk
stätten mit unterschiedlichen Forma
ten zu Gast. Den Auftakt bildete eine 
Fortbildung für die Mitarbeitenden des 
Max Mannheimer Studienzentrums in 
 Dachau am 17. Oktober. Es folgte eine 
kommentierte Spielung des mit dem 
Deutschen Computerspielpreis ausge
zeichneten »Through the Darkest of 
Times« im Museum für Kommunikati
on Nürnberg. Am 9. November, dem Ge
denktag für die Opfer der NSNovem
berpogrome, ließen Schülerinnen und 
Schüler einer 11. Klasse eigene Spiel
ideen im Rahmen eines »Mini Game 
Jams« im Dachauer Max Mannheimer 
Studienzentrum in die Entwicklung ei
nes Spiels einfließen. Eine Fortbildung 
für Mitarbeitende des Anne Frank Zen
trums in Berlin folgte am 13. November, 
die unter anderem zur Vorbereitung auf 
mehrere GameDesignWorkshops am 
10. Dezember diente. Vom 1. bis 3. De
zember war das Projekt schließlich im 
Ravensbrücker Kolloquium zu Gast und 
lud zu einem »Game Exhibition Jam« 
in der Gedenkstätte Ravensbrück ein, 
um über die Verschränkung zwischen 
historischem Ort und digitalspieleri
schen Angeboten zu reflektieren. Sämt
liche ortsgebundene Formate werden 
dokumentiert, die Inhalte der Fortbil
dungen werden zudem in Form kurzer 
Onlinetutorials im kommenden Jahr 
der Öffentlichkeit zur Verfügung ge
stellt. Die bereits bestehende Onlineda
tenbank »Games und Erinnerungskul
tur« der Stiftung Digitale Spielekultur 
wird darüber hinaus grundlegend über
arbeitet und erweitert, um die vielfäl
tigen aktuellen Entwicklungen in die
sem Bereich widerzuspiegeln.

Benjamin Hillmann ist Senior- 
Kommunikationsmanager der  
Stiftung Digitale Spielekultur

FRIEDHOFS- 
KULTUR

Friedhöfe sind Kulturorte! Seit der 
Ausgabe 9/23 stellt Tobias Pehle in 
Politik & Kultur ausgewählte Fried
höfe vor. Sie finden die bisher er
schienen Beiträge hier: politikkultur. 
de/autor/tobiaspehle

Welterbe Friedhof
Gleich sieben Friedhöfe zählen hierzulande zum UNESCO-Erbe
TOBIAS PEHLE

F ür die UNESCO stehen sie in ihrer 
kulturellen Bedeutung auf glei
cher Stufe wie die Begräbnisstät

ten des Taj Mahal oder der Pyramiden: 
die WelterbeFriedhöfe in Deutschland. 
Gleich sieben tragen diese UNESCO
Auszeichnung, so viele Friedhöfe wie in 
keinem anderen Land der Welt. Heraus
ragend sind dabei der »Heilige Sand« in 
Worms und der »Judensand« in Mainz 
als prägende Stätten des SchUMWelt
erbes sowie der »Historische Friedhof« 

mit der »Fürstengruft« in Weimar als 
zentraler Ort des Welterbes »Klassi
sches Weimar«. Zu den Titelträgern 
zählt auch der »Jüdische Friedhof auf 
dem Pfingstberg« in Potsdam, der auf 
der Welterbeliste der »Schlösser und 
Parks von Potsdam und Berlin« steht. 
Erst jüngst hinzugekommen sind drei 
Friedhöfe in den Welterbegebieten 

»Bedeutende Kurstädte Europas«: der 
»Kapellenfriedhof« und der »Jüdische 
Friedhof« in Bad Kissingen sowie der 
»Hauptfriedhof« in BadenBaden.

Bemerkenswert ist, dass vier dieser 
sieben Friedhöfe jüdisch sind und so
mit nachdrücklich belegen, wie tief jü
disches Leben in der Kulturgeschichte 
dieses Landes – aber auch Europas  – ver
ankert ist. Als ältester in situ erhaltener 
jüdischer Friedhof des Kontinents ver
körpert der Heilige Sand in Worms fast 
1.000 Jahre jüdische Trauerkultur, nicht 
zuletzt abzulesen an den acht Grabstei
nen aus dem 11. Jahrhundert. Darunter 
befindet sich einer der ältesten über
haupt, der noch an seinem Ursprungsort 
steht: Der gut ein Meter hohe Sandstein 
von 1076/1077 hält mutmaßlich die Er
innerung an einen ehemaligen Rabbiner 
wach. Zu lesen ist auf Hebräisch: »Das 
ist der Leichenstein des Jakob haBachur, 
welcher verschied im Jahr 4837 (nach jü
discher Zeitrechnung). Seine Seele ruhe 
im Bündel des Lebens!«

Der Stein des Jakob ist nur einer von 
über 2.500 historischen Steinen auf dem 
Heiligen Sand, welcher sicherlich zu den 
berührendsten und faszinierendsten 
Friedhöfen unseres Landes gehört. Un
weit der Stadtmitte mit Blick auf den na
hen Wormser Dom gelegen, verschmel
zen auf dem leicht hügeligen, unerwar
tet großen Areal die uralten Grabsteine 
mit der Natur zu  einer parkartigen Ge

dächtnislandschaft. Von Mauern um
geben und geschützt, entpuppt sich der 
Friedhof als Ort der Ruhe und Kontem
plation, und das vor allem für jüdische 
Pilger aus aller Welt. Sie kommen, um 
den Gräbern zweier der bedeutendsten 
Rechtsgelehrten des Judentums, Rab
bi Meir von Rothenburg und Alexan
der ben Salomon Wimpfen, ihre Refe
renz zu erweisen. Viele derer Lehren ha
ben bis heute Bestand, so die Wahrung 
des Briefgeheimnisses oder die Tatsa
che, dass Frauen bei Scheidungen ge
hört werden müssen. 

Im Hochmittelalter war die Bedeu
tung des jüdischen Gemeindebundes 
SchUM, zu dem neben Worms auch 
Speyer und Mainz zählten, so groß, dass 
man vom »Jerusalem am Rhein« sprach. 
Zu den bis heute erhaltenen Gedenk
stätten an diese großartige Zeit deut
scher Kulturgeschichte zählt auch der 
»Judensand« in Mainz. Anders als sein 
Pendant in Worms liegt er nicht ver
steckt hinter Mauern, sondern offen 
an einer belebten Straße in unmittel
barer Nähe zum Hauptbahnhof. Auch 
hier stehen die uralten Steine in ei
ner wunderbaren Parklandschaft, die 
als Kultur und Naturoase gleicher
maßen zum Erinnern und Entspan
nen einlädt. Und genau dies trifft auch 
auf den  Historischen Friedhof in Wei
mar zu. Ebenfalls mitten in der Stadt 
gelegen, erinnert diese romantische 

 Gedächtnislandschaft – hier in christ
licher Prägung – vor allen an bedeuten
de Köpfe der Klassik, nämlich an Schil
ler und Goethe. Ihre Sarkophage sind 
die Attraktion der Fürstengruft, des auf 
einer kleinen Anhöhe gelegenen Mau
soleums des Hauses SachsenWeimar. 

In den Särgen, die neben denen der 
Herzogsfamilie stehen, hat allerdings 
nur Goethe seine letzte Ruhestätte ge
funden – der Sarg von Schiller ist näm
lich seit 2008 leer. Als der berühmte 
Dichter 1805 starb, waren sogenannte 
»Stille Beerdigungen« üblich: Die Ver
storbenen wurden nachts in einer Sam
melgruft beigesetzt, was selbst einfluss
reiche SchillerVerehrer wie der  spätere 
Weimarer Bürgermeister Carl Lebe
recht Schwabe nicht verhindern konn
ten. 15 Jahre später gelang es Leberecht 
jedoch, die sterblichen Überreste, allen 
voran den Schädel Schillers, sichern zu 
lassen – oder zumindest das, was er zu
sammen mit Sachverständigen seiner 
Zeit dafür hielt. 1820 wurden dann die 
Gebeine von »Schiller« in die repräsenta
tive Fürstengruft überführt. Aber es kam, 
wie es kommen musste: 2008 zeigte ein 
Gentest, dass es nicht Schiller war, der in 
dem Eichensarg lag. Die Gebeine des Un
bekannten wurden daraufhin in ein ano
nymes Grab umgebettet – der leere Sar
kophag mit Schillers Aufschrift aber ver
blieb an seinem Ort. Und so ist er nach 
wie vor eine der Sehenswürdigkeiten des 
KlassikWelterbes in Weimar, zusammen 
mit dem Sarg Goethes, der auf seinen 
ausdrücklichen Wunsch hin neben sei
nem Freund Schiller beigesetzt wurde.
Diese Geschichte ist aber nur eine von 
vielen, die die WelterbeFriedhöfe in 

Deutschland erzählen können. Alle sie
ben sind herausragende Kulturorte, die 
vor allem zeigen, wie maßgeblich die 
Friedhofskultur in Deutschland unsere 

kulturelle  Identität  mitgeprägt hat, was 
Friedhöfe für wunderbare Orte sind und 
wie bedeutend diese Erinnerungsland
schaften nicht nur für unser Land sind.

Tobias Pehle ist Geschäftsführer  
des Kuratoriums Immaterielles Erbe 
Friedhofskultur, dem Partner der 
 Deutschen UNESCO-Kommission für 
diese Kulturform

Bemerkenswert ist, 
dass vier dieser sieben 
Friedhöfe jüdisch sind 
und somit nachdrück-
lich belegen, wie tief 
jüdisches Leben in  
der Kulturgeschichte 
verankert ist
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Die Basishonorare kommen
Stellungnahmen aus den Ländern

 Aspekte  berücksichtigen. Hierzu ge
hören auch Aspekte der Finanzierbar
keit, z. B. des erforderlichen Eigenan
teils durch die Veranstalter, der hohen 
Heterogenität der Förderlandschaft und 
der Aufrechterhaltung der Förderung 
aller Förderempfänger bei nicht belie
big skalierbaren staatlichen Mitteln. So 
stellt bereits jetzt die Angemessenheit 
von Honoraren bei der fachlichen Be
urteilung von Förderanträgen im Rah
men der einzelnen Förderprogramme 
des Freistaats Bayern insbesondere 
auch im Bereich der Ausstellungsförde
rung im Einzelfall ein Entscheidungs
kriterium dar. Sofern die Honorare aus 
Sicht der bewertenden Fachstelle der 
Höhe nach nicht angemessen erschei
nen, wird dies aufgegriffen, was häufig 
zu Nachbesserungen durch die Antrag
stellenden führt.

Wir sind stolz auf die Vielfalt im Kul
turstaat Bayern. Damit das so bleibt, 
setzen wir uns für die angemessene Ver
gütung unserer freischaffenden Künst
lerinnen und Künstler ein.

Markus Blume ist Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst in Bayern 
 

Berlin
JOE CHIALO

I n den Förderprogrammen der Berli
ner Kulturverwaltung gelten schon 
seit 2016 Empfehlungen für Hono

raruntergrenzen und Ausstellungsho
norare in den Sparten Darstellende 
Künste und Tanz, Bildende Kunst und 
Literatur – dasselbe ist für den Bereich 
Musik in Arbeit. Die werden von den 
Berliner Landesverbänden erarbeitet, 
regelmäßig aktualisiert und von uns 
geprüft. Meine Verwaltung ist dazu im 
ständigen Austausch etwa mit dem 
Landesverband freie darstellende Küns
te Berlin (LAFT) und mit dem Berufs
verband bildender Künstler*innen Ber
lin (bbk). Obwohl es sich um nicht ver
bindliche Empfehlungen handelt, wird 
durch die Jurys im Rahmen der Antrags
beurteilung ein besonderes Augenmerk 
auf die Einhaltung gelegt. 

Kultur ist der Kitt, der uns als Gesell
schaft zusammenhält – und Kultur zu 
schaffen muss gerecht bezahlt werden.

Joe Chialo ist Senator für Kultur  
und Gesellschaftlichen Zusammen- 
halt in Berlin

 

Brandenburg
MANJA SCHÜLE

D ie mehr als 50 Freien Theater 
und Tanzeinrichtungen in 
Brandenburg sind sensible 
Seismografen gesellschaftli

cher Entwicklungen und wichtige Dis
kurs und Resonanzräume. Sie bringen 
facettenreiche, unkonventionelle, in
novative Aufführungen, Kulturevents 
und Mitmachangebote in nahezu je
den Winkel unseres Landes. Nicht zu
letzt deswegen gelten in Brandenburg  
 – als erstem Bundesland – seit die
sem Jahr für die Förderung der Freien 
Darstellenden Künste verpflichtende 
 Honoraruntergrenzen nach den Emp
fehlungen des Bundesverbands Freie 
Darstellende Künste. 

Ich freue mich und bin auch ein we
nig stolz, dass es uns gelungen ist, dafür 
die Förderung der Freien Darstellenden 
Künste ab diesem Jahr um 800.000 Euro 
auf 2,4 Millionen zu erhöhen. Mit dem 
deutlichen Aufwuchs können wir end
lich eine langjährige Forderung der Kul
turszene einlösen: die Einhaltung der 
Honorarmindeststandards. Branden
burg ist damit eines der ersten Länder, 
das faire Bezahlung im künstlerischen 
Bereich sicherstellt. Gleichwohl sind die 
öffentlichen Mittel für Kulturförderung 
nicht unbegrenzt. Die faire Vergütung 
von Künstlerinnen und Künstlern zu si
chern und gleichzeitig die Zahl geförder
ter Kulturprojekte zu halten bleibt eine 
Herausforderung auch für die Zukunft.

Brandenburg bewegt das Thema der 
Honorarmindeststandards im Übrigen 
bereits seit vielen Jahren: Für die Kul
tursparte Musik gelten seit 2020 ver
pflichtende »Honorarmindeststandards 
für freischaffende Musiker*innen und 
Vokalsolist*innen in Projekten und In
stitutionen mit musikalischen Eigen
produktionen«. Auch im Bereich der 
bildenden Kunst hat unser Land be
reits 2017 eine Leitlinie über die Aus
stellungsvergütung für Einrichtungen 
der Landesverwaltung erlassen, von 
der professionelle Künstlerinnen und 
Künstler profitieren – eine Empfehlung 
meines Ministeriums. Das Ziel ist klar: 
ein vielseitiges und anspruchsvolles 
kulturelles Angebot in unserem Land  
 – zu fairen Bedingungen.

Manja Schüle ist Ministerin für 
 Wissenschaft, Forschung und Kultur  
in Brandenburg 
 

Auf dem Weg 
OLAF ZIMMERMANN

E nde des Jahres 2021 hatte die Kul
turministerkonferenz eine Kommis
sion »Faire Vergütung« eingerichtet. 
Bericht erstatter der Kommission waren 
die Länder NordrheinWestfalen und 
Bremen. Die Kommission faire Vergü
tung hat im Jahr 2022 intensiv beraten 
und eine Honorarmatrix erstellt, die 
von der Kulturministerkonferenz im 
Oktober 2022 zustimmend zur Kennt
nis genommen wurde. Die Honorar
matrix sollte bewusst nur einen Rah
men an Tätigkeitsbereichen aufführen. 
Die weitere inhaltliche Füllung bzw. die 
Aushandlung von Basishonoraren soll
te, so der ausdrückliche Wunsch der 
Länder, jeweils in den Ländern erfol
gen, um den  spezifischen Bedingun
gen vor Ort gerecht zu werden.

Die nachfolgenden Beiträge der 
Kulturministerinnen und minister der 
Länder zeigen, dass sich die Mehrzahl 
der Länder auf den Weg gemacht hat, 
Basishonorare in der Projektförderung 
vorzusehen bzw. sie zur Förderbedin
gung zu machen und Basishonorare 
mit den jeweiligen Verbänden auszu
handeln. In einigen Ländern bestehen 
bereits seit einigen Jahren entspre
chende Vorgaben für einzelne künst
lerische Sparten, die jeweils aktuali
siert werden. 

Die Akzente werden von den Län
dern unterschiedlich gesetzt. Eini
ge setzen in der bildenden Kunst an 
und nutzen hierbei insbesondere die 
Empfehlungen des Bundesverbands 
Bildender Künstlerinnen und Künst
ler, andere stellen auf darstellende 
Kunst oder Musik ab. Große Einigkeit 
besteht darin, dass es dringend erfor
derlich ist, die Einkommenssituation 
der  selbstständigen Künstlerinnen und 
Künstler zu verbessern. Zugleich wird 
in der Regel auf die angespannte Haus
haltslage verwiesen und unterstrichen, 
dass die Umsetzung höherer Honora
re von den Haushaltsbeschlüssen ab
hängig ist und sie auch nicht zu mas
siven Einschnitten in der Projektland
schaft führen soll. 

Erfreulicherweise haben alle Län
der mit Ausnahme von Hessen geant
wortet. Hessen verwies auf die aktuell 
laufenden Koalitionsverhandlungen, 
denen nicht vorgegriffen werden sollte. 

Neben den Ländern hat auch Kul
turstaatsministerin Claudia Roth bei 
der Mitgliederversammlung des Deut
schen Kulturrates die Absicht erklärt, 
bereits im Jahr 2024 Basishonorare der 
Kulturförderung ihres Hauses vorzuse
hen. Die Gespräche zur Ausgestaltung 
und Umsetzung laufen derzeit.

Es steht zu erwarten, dass, sofern 
nicht bereits geschehen, im Jahr 2024 
im Grundsatz im Bund und in den Län
dern Basishonorare für selbstständi
ge Künstlerinnen und Künstler einge
führt werden. Einiges wird anfangs ver
mutlich noch Stückwerk sein und in 
den nächsten Jahren ergänzt werden 
müssen. Auch wird sich in der Umset
zung erweisen, ob die Parameter rich
tig gewählt wurden. Teilweise ist auch 
noch ungeklärt, wie mit Mischfinanzie
rungen verfahren wird, wenn Bund und 
Land ggf. unterschiedliche Basishono
rarwerte ansetzen. Wesentlich ist aber, 
dass ein Anfang gemacht wird.

Eines zeichnet sich Ende dieses Jah
res jedenfalls ab: Alle befinden sich 
auf dem Weg und die flächendecken
de Einführung von Basishonoraren ist 
in greifbare Nähe gerückt. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates

 

Baden- 
Württemberg
PETRA OLSCHOWSKI

E ine angemessene und faire Ver
gütung von künstlerischer Leis
tung ist für das Land Baden

Württemberg ein zentrales kulturpo
litisches Anliegen. Dies ist auch im Ko
alitionsvertrag festgeschrieben. Bei der 
Umsetzung verfolgen wir mehrere Stra
tegien. Ein erster und großer Schritt für 
eine faire Vergütung ist die Erhöhung 
der Einstiegsgage im Bereich des Nor
malvertrag (NV)Bühne, die das Land 
zusammen mit den Kommunen durch 
die Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
konsequent umsetzt. Auch an der Fi
nanzierung von Tarifsteigerungen wird 
sich das Land beteiligen. Hier sind wir 
in intensivem Kontakt mit dem Landes
verband des Deutschen Bühnenvereins. 

Mit den von uns geförderten Orches
tern und Ensembles sowie mit FREO 
(Freie Ensembles und Orchester), mit 
der AG Privattheater und mit der Lan
desarbeitsgemeinschaft Freie Tanz und 
Theaterschaffende BadenWürttemberg 
sind wir im Gespräch über faire Vergü
tung. Wir erwarten im Rahmen unserer 
Projektförderung die Kalkulation ange
messener Honorare und verweisen auf 
die Empfehlungen der Berufsverbän
de bei Projektausschreibungen. Im Be
reich der Förderung von Einzelkünstle
rinnen und künstlern haben wir bereits 
Stipendienbeträge für Auslandsaufent
halte erhöht. Das Anliegen einer fairen 
Vergütung stellt die öffentlichen Förde
rer und die Kultureinrichtungen vor dem 
Hintergrund ihrer jeweiligen Haushalts
lage und wirtschaftlichen Situation al
lerdings teilweise auch vor erhebliche 
finanzielle Herausforderungen. Zudem 
gilt es, für verschiedene Sachverhalte 
freischaffender Tätigkeit angemessene 
Honorarsätze zu finden, die umsetzbar 
sind. In Einzelfällen wird möglicherwei
se abzuwägen sein, ob eine Vergütung 
nach allgemeinen Empfehlungen oder 
gegebenenfalls nach einer konkreten 
Einzellösung erfolgt. 

Aus Sicht des Landes ist es – unab
hängig von den genannten Rahmen
bedingungen – wichtig, die  Diskussion 
trotz finanzieller Herausforderungen 
zu führen und einen Einstieg in eine 
verbesserte Vergütung zu schaffen. 
Kunst und Kultureinrichtungen sowie 
 Künstlerinnen und Künstler sind mit 

weiteren großen ökonomischen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
konfrontiert: Inflation, kulturelle Teil
habe und Bildung, Diversität, Digitali
sierung, Erinnerungskultur und Nach
haltigkeit sind nur ein paar Schlagworte. 
Ich sehe es daher als eine Kernaufgabe 
der Kulturpolitik an, durch verlässliche 
Förderinstrumente sichere Rahmenbe
dingungen zu schaffen und Freiräume 
nicht nur für Einrichtungen, sondern 
auch für Künstlerinnen und Künstler 
zu garantieren. 

Petra Olschowski ist Ministerin  
für Wissenschaft, Forschung und  
Kunst in Baden-Württemberg 
 

Bayern
MARKUS BLUME

B ayern unterstützt ausdrück
lich das politische Ziel einer 
angemessenen Vergütung der 
selbstständigen Künstlerinnen 

und Künstler. Die in den letzten Jahren – 
auch im Kontext der Erfahrungen aus der 
Coronapandemie – angestoßenen Pro
zesse sind wichtig und eine gute Grund
lage für das weitere Vorgehen. Hier zeigt 
sich auch, wie wertvoll der Austausch in 
der vergleichsweise jungen Kulturminis
terkonferenz der Länder ist.

Der bisherige Diskussionsprozess 
nimmt die Standpunkte aller im Kul
turbereich tätigen Akteure in den Blick. 
Neben der Sicherstellung einer aus
kömmlichen Honorierung müssen auch 
die Positionen der Kultureinrichtun
gen und veranstalter betrachtet wer
den. Hier geht es vor allem um die Fi
nanzierbarkeit von Veranstaltungen 
und die erheblichen spartenbezoge
nen Unterschiede. Auch die Möglich
keiten der Gegenfinanzierung in den 
öffentlichen Haushalten müssen eru
iert werden. Letztlich geht es darum, 
Lösungen für eine angemessene Vergü
tung zu finden, ohne die Anzahl der ge
förderten Projekte zu verringern – und 
das bei zunehmend schwieriger Haus
haltslage. Fixe Vorgaben von Honora
ren erscheinen daher nicht zwingend 
zielführend. Deshalb haben wir uns in 
Bayern für eine differenzierte, an den 
einzelnen Förderprogrammen und am 
Einzelfall ausgerichtete Herangehens
weise entschieden. Anstatt pauscha
ler Vorgaben streben wir  angemessene 
 Vergütungen an, die alle relevanten 
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Hamburg
CARSTEN BROSDA

G ute Arbeit und faire Bezahlung 
müssen auch bei künstlerischen 
Tätigkeiten selbstverständlich 

werden. Die Hamburger Behörde für Kul
tur und Medien steht auch dazu in direk
tem Austausch mit den Kulturinstituti
onen, Künstlerinnen und Künstler sowie 
mit einzelnen Landeskulturverbänden 
und steuert im Rahmen der nach Haus
haltsbeschluss zur Verfügung stehenden 
Budgets stetig nach, um die soziale Lage 
von Künstlerinnen und Künstlern zu ver
bessern. Die Behörde verhandelt im Rah
men der Haushaltsaufstellungsverfah
ren, inwieweit Ansatzerhöhungen im Be
reich der Honorare möglich sind. Hierzu 
läuft seit Sommer 2023 eine teilmarkt
übergreifende Abfrage, um die Mehrbe
darfe bei Projektförderungen und Kul
tureinrichtungen zu ermitteln. 

Im Bereich der bildenden Kunst wird 
seit 2020 eine Ausstellungsvergütung 
gezahlt, deren Modalitäten in enger Ab
stimmung mit den Künstlerverbänden 
bzw. vertretungen der Freien Szene – 
Bundesverband Bildender Künstlerin
nen und Künstler und ARTOFFInitia
tive der unabhängigen Kunstorte – ent
wickelt wurden. In den Juryverfahren 
der Freien Darstellenden Künste wer
den die HonoraruntergrenzenEmpfeh
lungen der Verbände für freischaffende 
Künstlerinnen und Künstler zugrunde 
gelegt. Bereits jetzt weist die BKM in 
sämtlichen Projektförderverfahren auf 
die Einhaltung der Empfehlung zu den 
Honoraruntergrenzen der Verbände hin. 
Dieser Hinweis ist Bestandteil der all
gemeinen Eingangsmaske aller digita
len Antragsverfahren.

Es wird noch eine erhebliche Heraus
forderung darstellen, eine teilmarkt
übergreifende Einheitlichkeit bei den 
Honoraruntergrenzen herzustellen, da 
die verschiedenen künstlerischen Be
reiche oftmals von völlig unterschiedli
chen Produktions und Präsentations
bedingungen geprägt sind. Auch die Di
mension der erfahrungsbasierten Ver
gütung ist schwer über alle Kultur und 
Kreativbranchen hinweg zu vereinheit
lichen. Die Basishonorarmatrix muss 
auch aus diesem Grund stetig weiter
entwickelt werden, um sämtliche Pro
duktions und Präsentationsformen so
wie Kompetenzlevels zu erfassen. 

Carsten Brosda ist Senator der Behörde 
für Kultur und Medien in Hamburg

Schritte gehen. Immer mit dem Ziel, im 
Kulturförderbereich mit dazu beizutra
gen, dass auch im Kulturbetrieb fair be
zahlt wird. 

Bettina Martin ist Ministerin für 
 Wissenschaft, Kultur, Bundes- und 
Europaangelegenheiten des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern

Niedersachsen
FALKO MOHRS

G erade die letzten Jahre haben 
gezeigt, wie wichtig die sozia
le und finanzielle Absicherung 

von freischaffenden Künstlerinnen und 
Künstlern ist, wenn wir die Vielfalt und 
den Reichtum unserer Kulturlandschaft 
erhalten wollen. Deutschland ist ein 
Kulturland, und das soll es in Zukunft 
auch bleiben. Daher setze ich mich als 
Kulturminister in Niedersachsen für das 
Thema ein.

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, 
dass sich die Landesregierung für die 
Umsetzung des Leitbildes »Gute Ar
beit« einsetzt. Das gilt selbstverständ
lich auch für die Kulturbranche. Was be
deutet das nun konkret? Es ist wohl hin
reichend bekannt, dass eine Erhöhung 
von Honoraren für einen Großteil der 
Kulturschaffenden eine deutliche Kos
tensteigerung bedeutet, die nicht ohne 
eine entsprechende Erhöhung der zur 
Verfügung gestellten Fördermittel ab
gebildet werden kann. 

Außerdem haben wir als Landes
regierung durch die Verankerung der 
Honoraruntergrenze im Niedersäch
sischen Kulturfördergesetz den Auf
trag, gemeinsam mit den Fachverbän
den und den Kommunen Richtlinien 
hierzu zu erarbeiten.

Eine der Voraussetzung wird kon
sequenterweise eine Erhöhung des 
Mittelansatzes im Landeshaushalt 
sein müssen, damit angemessene Ho
norare aufgebracht werden können 
und nicht zu Einschränkungen ins
besondere bei neuen Formaten füh
ren. Zweifellos ist die Deckung dieser 
Mehrbedarfe auch mein Ziel. Jedoch 
lässt sich die konkrete Umsetzung im 
Landeshaushalt nicht so leicht abbil
den. Die übergreifende Haushaltsla
ge des Landes Niedersachsen setzt 
grundlegende Rahmenbedingungen 
für die bestehenden Handlungsmög
lichkeiten.

Mecklenburg-
Vorpommern
BETTINA MARTIN

D ie Arbeit von freischaffenden 
Künstlerinnen und Künstlern 
grenzt nicht selten an Selbst
ausbeutung. Das einfach ach

selzuckend hinzunehmen kann nicht die 
Antwort darauf sein. Auch freischaffen
de Künstlerinnen und Künstler müssen 
für ihre Arbeit fair entlohnt werden. Des
halb haben wir in MecklenburgVorpom
mern seit Januar 2023 Mindesthonora
re in unserer Kulturförderrichtlinie ver
ankert. Mit dieser neuen Richtlinie ist 
nun festgelegt, dass eine faire Bezahlung 
Grundvoraussetzung für eine Förderung 
durch Kulturfördermittel des Landes ist. 
Und zwar nicht nur für fest angestellte, 
sondern erstmalig auf für freie Künstle
rinnen und Künstler. Projektträger er
halten grundsätzlich nur noch dann eine 
Landesförderung, wenn sie Freischaf
fenden Honorare gemäß der bundes
einheitlichen Empfehlung »Matrix zu 
Basishonoraren« zahlen. Wo ein Genre 
noch nicht in die Matrix aufgenommen 
ist, ist mindestens ein branchenüblicher 
Honorarsatz zu zahlen. 

Natürlich stellen diese Vorgaben die 
Ausstellungsmacherinnen und macher 
vor neue Herausforderungen. Um dabei 
die Vielseitigkeit und Anzahl förderfä
higer Ausstellungen und Kulturprojekte 
zu unterstützen, hat das Kulturministe
rium in MecklenburgVorpommern des
halb seit diesem Jahr zusätzliche Haus
haltsmittel in Höhe von 100.000 Euro 
für die Zahlung von Honoraren bereit
gestellt. Damit wollen wir vor allem dem 
Künstlerbund MV und den Kunstverei
nen im Land ermöglichen, an der Matrix 
orientierte Honorare bei ihren aus Lan
desmitteln geförderten Ausstellungen 
zu zahlen. Auch für die Jahre 2024 und 
2025 haben wir diese zusätzlichen Mit
tel im Haushaltsentwurf verankert. Den 
Schwerpunkt der Kulturförderung legen 
wir dabei bewusst zunächst auf die bil
dende Kunst, weil für diese bereits bun
deseinheitliche Empfehlungen zu Ho
norarsätzen vorliegen und angewandt 
werden können.

Das soll aber nur der Anfang sein: 
Wir werden uns weiter in die Debat
te um die Einführung von bundeswei
ten Honorarempfehlungen einbringen 
und auf Landesebene gemeinsam mit 
den Verbänden und verschiedenen In
teressenvertretungen hierzu weitere 

Bremen
CARMEN EMIGHOLZ

I n herausfordernden Zeiten wie 
diesen ist es wichtig, die Bedürf
nisse der Menschen in den Fokus 
zu nehmen. Deshalb richten wir 

unsere Politik für die kommenden Jah
re konsequent auf die wirtschaftliche 
Unterstützung der Kulturschaffenden 
aus. Basishonorare verbessern die Si
tuation der selbstständigen Künstle
rinnen und Künstler nachhaltig. Da
für setzt sich der Kultursenator ein. Ein 
klares Bekenntnis für faire Bezahlung 
in der Kultur. Dies gilt für die Einrich
tungen, dazu gehört aber auch die Zah
lung von angemessenen Künstlerhono
raren sowie die schrittweise Etablierung 
von Ausstellungshonoraren für bilden
de Künstlerinnen und Künstler.

In Bremen hatte der Senator für Kul
tur bereits 2020 zusammen mit den 
Fachverbänden die Präambel zur Ho
noraruntergrenze in seine Förderricht
linien integriert und damit eine zeitge
mäße Weiterentwicklung dieses kultur
politischen Instruments initiiert. Mitt
lerweile sind Honoraruntergrenzen in 
Bremen bei Projektförderungen ver
bindlich. Dieses Vorgehen wurde mit 
den Künstlerverbänden ausprobiert und 
evaluiert. Bei einer Tagung in Bremen 
im September 2022 unter dem Leitwort 
»Fair Pay« wurde diese Maßnahme als 
»Bremer Weg« gewürdigt.

Bremen hat sich im Oktober 2022 
ebenfalls dafür ausgesprochen, in Ab
stimmung mit den Fachverbänden eine 
Matrix für Honoraruntergrenzen zu 
schaffen. Damit kann eine weitgehende 
Vergleichbarkeit erreicht werden. Und 
auch die Auftraggeberseite von künst
lerischen Projekten wurde hier einbe
zogen und unterstützt dieses Vorgehen. 
Klar ist aber: Ohne zusätzliche Mittel 
lässt sich die Anhebung der Honorare 
nicht realisieren. Um welche Dimensio
nen es dabei geht, ist sehr unterschied
lich und hängt auch ab von den Förder
strategien der Länder und Kommunen. 
Wichtig ist, dass die öffentliche Hand 
ihrer Vorbildrolle gerecht wird und dass 
die Anwendung der Matrix dazu führt, 
dass sich dem auch die privaten Träge
rinnen und Träger anschließen. Dazu 
müssen die Länder und Kommunen ein
heitlich vorgehen.

Carmen Emigholz ist Staatsrätin  
beim Senator für Kultur der Freien 
Hansestadt Bremen

Doch ob dies die einzige nötige Ände
rung sein wird, wage ich zu bezweifeln. 
Wir müssen gemeinsam in eine ergeb
nisoffene Diskussion dazu einsteigen 
und vielleicht auch bestehende Struk
turen hinterfragen, um eine nachhalti
ge Lösung zu finden. Wir wollen in Nie
dersachsen die freischaffenden Künst
lerinnen und Künstler auf ihrem Weg 
zu einer fairen Bezahlung bestmöglich 
unterstützen.

Falko Mohrs ist Minister für Wissen-
schaft und Kultur in Niedersachsen 

Nordrhein-
Westfalen
INA BRANDES

S elten waren wir so dringend 
auf die verbindende Kraft von 
Kunst und Kultur angewiesen 
wie heute. Nach den barbari

schen Terroranschlägen der Hamas ha
ben die unerträglichen ProPalästina
Demonstrationen den Hass auch auf 
unsere Straßen gebracht. Sie zeigen uns 
deutlich, wie dringend wir Erlebnisse 
brauchen, die Gemeinschaft stiften und 
den Zusammenhalt fördern.

Das gelingt aktuell neben der Fuß
ballBundesliga nur noch unseren 
Künstlerinnen und Künstlern. Im Sta
dion zählen weder Alter, Herkunft noch 
soziale Unterschiede. Genau diese Kraft 
entfalten auch unsere Theater, Konzert, 
Opern, Balletthäuser und Museen. Hier 
zählt die Freude am Spiel und das Ge
meinschaftserlebnis.

Diese Aufgabe von Künstlerinnen 
und Künstlern hat für den Zusammen
halt unserer Gesellschaft einen un
schätzbaren Wert – und sie hat ihren 
Preis. Und es soll ein fairer Preis sein. 
Deswegen arbeitet NordrheinWestfa
len seit der Beschlussfassung in der Kul
turministerkonferenz an der Umsetzung 
einer bundesweit harmonisierten Hono
rarmatrix. Ziel muss es sein, ein vielfäl
tiges, reiches Kulturangebot zu erhal
ten und gleichzeitig die Künstlerinnen 
und Künstler angemessen zu bezahlen.

Dieser Spagat ist angesichts gestie
gener Energiekosten seit dem russi
schen Angriffskrieg auf die Ukraine, 
einer in der Folge hohen Inflation und 
angesichts der immensen Herausforde
rungen für unsere Kommunen bei der 
Aufnahme und Integration Geflüchte
ter nicht einfacher geworden.

Die öffentliche Hand hat als größte 
Kulturförderin wie kaum ein anderer 
Akteur die Möglichkeit, angemessene 
Vergütungsstandards für selbstständi
ge Künstlerinnen und Künstler durch
zusetzen. Zugleich hat dieser Schritt 
eine Signalwirkung für faire Entloh
nung über den öffentlichen Bereich 
hinaus.

Fachverbände aus der Kulturszene 
wurden vom Land NordrheinWestfalen 
aufgefordert, spartenspezifische Hono
raruntergrenzen vorzulegen, um die im 
Rahmen der Kulturministerkonferenz 
entwickelte Honorarmatrix mit kon
kreten Zahlen zu füllen. 

Die vorgelegten Honoraruntergren
zen werden jetzt von einer vom nord
rheinwestfälischen Kulturministeri
um eingesetzten, unabhängigen Kom
mission geprüft. Wichtig ist dabei un
ter anderem, eine Vergleichbarkeit der 
Honoraruntergrenzen zu gewährleis
ten. So sollen z. B. signifikante Hono
rarunterschiede für Workshops in den 
verschiedenen Kultursparten mög
lichst vermieden werden. Auch be
schäftigt sich die Kommission mit der 
Frage, inwieweit variable Kriterien – 
Qualifikation, Art und Umfang der Tä
tigkeit, Wirtschaftskraft des Auftragge
bers/Veranstalters – eine Honorarerhö
hung nach sich ziehen. Zudem werden 
auch Fragen zur konkreten Einführung 
und praktischen Umsetzbarkeit    
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Basishonorare
Fortsetzung von Seite 7

Sachsen
BARBARA KLEPSCH

W ir führen seit über ei
nem Jahr einen inten
siven Kulturdialog mit 
Künstlerinnen und 

Künstlern, freien und institutionel
len Kultureinrichtungen sowie Kultur
förderern. Die angemessene Vergütung 
der Kunst und Kulturschaffenden ist 
dabei ein ganz zentrales Thema, das 
uns auch durch den sächsischen Koa
litionsvertrag aufgegeben ist. In die
sem Zusammenhang wurden die Lan
deskulturverbände bereits Ende 2022 
um Empfehlungen gebeten, wie aus ih
rer Sicht angemessene Honorare und 
Vergütungen aussehen könnten. Die
se Empfehlungen liegen seit Ende Au
gust 2023 vor und werden mit exter
ner Unterstützung gerade aufbereitet. 
Parallel dazu findet ein fortgesetzter 
Dia logprozess statt, in den die Landes
kulturverbände, die weiteren Förderer 
und auch die sächsische Kulturpoli
tik mit einbezogen ist. Kulturförde
rung erfolgt nicht nur direkt durch den 
Landeshaushalt und die selbstständige 
Kulturstiftung des Freistaates Sachsen, 
sondern insbesondere auch auf kom
munaler Ebene, vor allem durch die 
Kulturräume in Sachsen. Das Anlie
gen kann daher nur im Rahmen einer 
kooperativen Kulturpolitik behandelt 
werden. Die Herausforderungen, die 
politischen Priorisierungen und Spiel
räume in den fünf ländlichen Kultur
räumen sind dabei andere als in den 
drei urbanen Kulturräumen. Allen ge
meinsam ist, vom Land bis zum Dorf, 
dass wir fiskalisch schwierigen Zeiten 
entgegengehen. Daher ist es die Auf
gabe, aus den Empfehlungen heraus 
zunächst eine Orientierung zu geben, 
die in einem Flächenland wie Sachsen 
nicht zu Verzerrungen und Überlastun
gen führt, sondern die es ernsthaft er
laubt, auf eine angemessene Vergütung 
hinzuarbeiten. Erste Schritte in die
ser Richtung gibt es bereits in einzel
nen Städten. So wollen wir Erfahrun
gen sammeln, wie eine Umsetzung in 
der Praxis funktionieren kann. Damit 
soll auch der Gefahr begegnet werden, 
dass gerade in ländlichen Gebieten die 
reiche regionale und lokale Kultursze
ne Schaden nähme. Wir wollen jetzt 
den ersten Schritt eines Weges gehen, 
der später zu angemessenen Honora
ren führen kann.

Barbara Klepsch ist Staatsministerin 
für Kultur und Tourismus in Sachsen

Sachsen-
Anhalt
RAINER ROBRA

D ie Landesregierung von Sach
senAnhalt ist daran interes
siert und sieht zugleich die 

Notwendigkeit, eine transparente Emp
fehlung für Basishonorare im Kultur
bereich auszusprechen. Die in der Kul
turministerkonferenz abgesprochene 
und in die Länder zur weiteren Verwen
dung gegebene Honorarmatrix stellt 
das Grundgerüst zur Ermittlung geeig
neter Künstlerhonorare dar. Die Kul
turfachverbände wurden bereits An
fang des Jahres um Mitteilung geeig
neter Honorare und Kriterien gebeten. 

Die abgegebenen Honorarempfeh
lungen der Verbände werden bis Ende 
des Jahres abschließend geprüft. Der
zeit sind weitere, länderübergreifende 
Beratungen zur Einführung geeigneter 
Basishonorare vorgesehen. Der Zeit
punkt der Veröffentlichung ist von den 
weiteren Beratungen und dem Prüf
ergebnis der Landesverwaltung abhän
gig. Zurzeit ist die Einführung geeigne
ter Basishonorare für das zweite Quar
tal 2024 vorgesehen. 

Rainer Robra ist Minister  
für Kultur in Sachsen-Anhalt

Schleswig-
Holstein
KARIN PRIEN

D as Ministerium für Allgemei
ne und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft,  Forschung 
und Kultur des Landes 

SchleswigHolstein hat zunächst zu den 
beiden Dachverbänden Bundesverband 
Bildender Künstlerinnen und Künst
ler Landesverband SchleswigHolstein 
und Berufsverband Angewandte Kunst 
SchleswigHolstein Kontakt aufgenom
men. Es geht darum, gemeinsam auszu
loten, wie eine Erhöhung der Vergütung 
auf Grundlage der Honorarmatrix und 
der Honorarempfehlungen der Kultur
verbände, gestaltet werden kann. 

Eine Vergütung auf Grundlage der 
Honorarmatrix und der Honoraremp
fehlungen des BBK für die Sparten Bil
dende und Angewandte Kunst ist für 
den Haushalt 2024 in Planung. Aller
dings ist der Haushalt der Landesregie
rung für 2024 noch nicht beschlossen 
worden. Dies erfolgt voraussichtlich im 
Dezember 2023. Erst dann ist eine ab
schließende Antwort möglich.

Karin Prien ist Ministerin für Allge-
meine und Berufliche Bildung,  
Wissenschaft, Forschung und Kultur  
in Schleswig-Holstein

Thüringen
BENJAMIN-IMMANUEL HOFF

D ie soziale Situation von Künst
lerinnen und Künstlern zu ver
bessern ist ebenso kultur wie 

sozialpolitisch relevant. Denn das Jah
resdurchschnittseinkommen der in der 

der  Honoraruntergrenzen erörtert. Mit
glieder der Kommission sind Vertreter 
des Städtetags, der Gewerkschaften, der 
Bezirksregierungen, der Wissenschaft 
und des Kulturrates. 

Die Honoraruntergrenzen sollen ab 
der erstmaligen Festlegung zunächst 
als Empfehlung gelten und erst nach 
einer Übergangsfrist zu einer Förder
voraussetzung für das Land im Sinne 
von Paragraf 16 Absatz 3 Kulturgesetz
buch werden. Ich bin sicher, so wird es 
gelingen, dass Kommunen und Land ge
meinsam und dauerhaft Honorarunter
grenzen für Künstlerinnen und Künst
ler etablieren. Ziel ist eine Einführung 
im Jahr 2024.

Ina Brandes ist Ministerin für  
Kultur und Wissenschaft in Nord -
rhein-Westfalen

Rheinland-
Pfalz
KATHARINA BINZ

O bwohl Kunst und Kultur an 
Bedeutung gewonnen haben, 
sind die Arbeitsbedingun
gen für viele Kunstschaffen

de leider immer noch prekär. Das Jah
reseinkommen bewegt sich oft nahe der 
Armutsgrenze. Laut Künstlersozialkas
se (KSK) beläuft es sich in Rheinland
Pfalz im Schnitt auf 18.370 Euro.

Künstlerinnen und Künstler haben 
ein Recht auf faire Bezahlung – gerade 
in schwierigen Zeiten wie diesen. Mit 
der Honorarmatrix legen die Länder die 
Grundlage für faire Honorare. Ziel ist, 
dass diese Matrix jetzt in den Ländern 
konkret ausgestaltet wird und anschlie
ßend in ganz Deutschland zum Einsatz 
kommt. Ziel sollte sein, die Entgeltkor
ridore der Honoraruntergrenzen in den 
einzelnen Ländern möglichst zu ver
einheitlichen.

RheinlandPfalz möchte dabei mit 
gutem Beispiel im Sinne der 5.224 in 
der KSK versicherten Künstlerinnen 
und Künstler in unserem Bundesland 
vorangehen.

In einem ersten Schritt lädt das Kul
turministerium daher die hier ansässi
gen Landeskulturverbände ein, um in 
Einzelrunden Forderungen zu den Ho
noraruntergrenzen und zur konkreten 
Ausgestaltung der Honorarmatrix zu 
erarbeiten und dann zu Empfehlungen 
zu gelangen. 

Ein erstes Gespräch fand bereits 
Mitte Juli 2023 mit dem Berufsverband 
Bildender Künstlerinnen und Künst
ler (BBK), Landesverband Rheinland
Pfalz statt. Dieser hat sich zu dem vom 
BBKBundesverband veröffentlichten 
Leitfaden Honorare bekannt und for
dert für Kalkulationen und Abrechnun
gen für künstlerische Leistungen einen 
Mindesthonorarsatz von 70 Euro netto 

pro Stunde. Die Gespräche mit darstel
lender Kunst, kultureller Bildung, Wort 
und Musik werden folgen.

Katharina Binz ist Ministerin für  
Familie, Frauen, Kultur und Integra-
tion in Rheinland-Pfalz

Saarland
CHRISTINE  
STREICHERT-CLIVOT

D as Land ist in engem Austausch 
mit den entsprechenden Ver
bänden zu Basishonoraren bei 

öffentlicher Förderung, jedoch sind die 
Ergebnisse in den einzelnen Kultur
sparten unterschiedlich weit gediehen. 

Im Bereich der darstellenden Küns
te wird im Saarland bereits seit zwei 
Jahren darauf geachtet, dass die Basis
honorare eingehalten werden. Dies ist 
auch in den entsprechenden Förder
kriterien festgehalten, was bundesweit 
eine Vorreiterrolle sein dürfte. Daher 
wurde auch die Durchführung der ur
sprünglich für Anfang November ge
planten »Fair PayWerkstatt« vom Bun
desverband Freie Darstellende Küns
te in ein anderes Bundesland verlegt, 
in dem die Einhaltung der Honorar
untergrenzen noch in den Kinderschu
hen steckt und ein dortiger Austausch 
gewinnbringender ist. 

Im Literaturbereich richten wir uns 
schon seit Jahren nach dem Basishono
rar, das der Verband Deutscher Schrift
steller (VS) festgelegt hat. Im Bereich 
der bildenden Kunst gibt es die Leit
linien des Bundesverbands Bildender 
Künstlerinnen und Künstler (BBK), an 
denen sich die von uns institutionell 
geförderten Einrichtungen orientieren. 

Der Deutsche Musikrat hat eine ent
sprechende Arbeitsgruppe gebildet, die 
eine handhabbare Grundlage für Ho
norarmindeststandards erarbeitet hat, 
deren Ergebnis uns in einem Schrei
ben von unisono – Deutsche Musik und 
Orchestervereinigung mitgeteilt wur
de. Deren Geschäftsführung weist aus
drücklich darauf hin, dass die einzelnen 
Musiksparten nach unterschiedlichen 
Geschäftsmodellen und Förderpraxen 
funktionieren und daher eine Diffe
renzierung von Honorarsätzen recht
fertigen und sinnvoll erscheinen las
sen. Die Förderung des Ministeriums 
für Bildung und Kultur ist in den ein
zelnen Musiksparten vornehmlich pro
jektbezogen. Die Prüfung, ob in diesem 
 Bereich Honoraruntergrenzen einge
halten werden können, erfolgt derzeit 
Einzelfall bezogen. 

Wir halten die Einführung von Basis
honoraren für sinnvoll, möchten aller
dings Abweichungen zulassen. So ha
ben wir nach Absprache mit dem Lan
desverband der Darstellenden Künste in 
den Förderkriterien aufgenommen, dass 
Abweichungen der Honoraruntergren
zen im Einzelfall zu begründen seien.  

Christine Streichert-Clivot ist Ministe-
rin für Bildung und Kultur im Saarland

Künstlersozialkasse Versicherten be
trug im Jahr 2022 bei Autorinnen und 
Schriftstellern rund 22.000 Euro, also 
knapp 1.900 Euro im Monat und lag 
bei selbstständigen Musikerinnen 
und Musikern noch einmal 8.000 Euro 
niedriger (ca. 14.200 Euro/p. a.), das 
entsprach weniger als 1.200 Euro mo
natlich. 

Zum Vergleich: Das monatliche 
BruttoDurchschnittseinkommen voll
beschäftigter lohnabhängig Beschäf
tigter in Deutschland betrug im selben 
Zeitraum ca. 4.100 Euro und bei allen 
lohnabhängig Beschäftigten, also auch 
denen in Teilzeit oder in geringfügiger 
Beschäftigung, immer noch 3.200 Euro 
monatlich.

Künstlerinnen und Künstler müssen 
von ihrem Einkommen leben können. 
Die Stapelkrisen der vergangenen Jah
re, dazu gehören die tiefen Einschnit
te in die künstlerische Praxis während 
der CoronaLockdowns, die Energiekri
se mit den enormen Preissteigerungen 
sowie die Inflation und damit verbun
dene Preissteigerungen haben viele 
Künstlerinnen und Künstler in sozial
existenzielle Schwierigkeiten gebracht. 
Ein Ausweg aus dieser Krisensituation 
wäre die Einführung eines Grundein
kommens, das existenzsichernd ist und 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. 
Doch der Weg zum Grundeinkommen 
ist weit. Weiter noch als seinerzeit bei 
der Einführung des Mindestlohns, ge
gen den sich ursprünglich Kapital und 
Arbeit einig waren und der heute von 
den Gewerkschaften als unverzichtbar 
angesehen wird und auch von Arbeit
gebern als sinnvoll.

Vor diesem Hintergrund verstän
digten sich die Kulturministerinnen 
und minister der Länder, das Bun
desarbeitsministerium und die Beauf
tragte der Bundesregierung für Kultur 
und Medien darauf, die Honorarmatrix 
umzusetzen, die von der »Kommissi
on für faire Vergütung für selbststän
dige Künstlerinnen und Künstler« er
arbeitet wurde. 

Die rotrotgrüne Landesregierung 
in Thüringen beriet im Mai 2023 über 
die Honorarmindeststandards und ver
pflichtete sich, bei öffentlichen Be
auftragungen an Kunstschaffende die 
Honorarmatrix als erste Grundlage zu 
 beachten. Maßgeblich ist zusätzlich 
die Orientierung an den Honoraremp
fehlungen der Landes und Bundes
verbände. 

Dieses System muss sich nun in der 
Praxis bewähren, und wir werden im 
Austausch mit den im Thüringer Kul
turrat zusammengeschlossenen Ver
bänden über Schlussfolgerungen für 
Projektförderungen sprechen. Nicht 
überzeugen kann die Erwartung des 
Deutschen Kulturrates, dass jedes Land 
gesonderte Verhandlungen über Basis
honorare mit Verbänden und Gewerk
schaften führen sollte. Hier müssen 
länderübergreifende Regelungen ge
schaffen werden.

Benjamin-Immanuel Hoff ist  
Minister für Kultur-, Bundes- und 
Europa angelegenheiten und Chef  
der Staatskanzlei in Thüringen
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Zeit für Monitoring
Europäische Kulturförde- 
rung durch Creative Europe  
seit 2021 

BARBARA GESSLER

Mitte November hat die  Europäische 
Kommission einen Monitoring 
Bericht über die ersten zwei Jahre des 
Creative Europe Programms im mehr
jährigen Finanzrahmen 20212027 
vorgelegt. Gleichzeitig hat der Kul
turausschuss des Europäischen Par
laments eine eigene Analyse des bis
her Erreichten erarbeitet, der dem
nächst im Plenum abgestimmt werden 
soll. Beide Dokumente sind insbe
sondere relevant, als bereits 2024 der 
in der Gesetzesgrundlage geforder
te MidTermBericht erstellt werden 
muss, der nicht nur dazu beitragen 
soll, das bisher Erreichte zu beurteilen, 
sondern schon für die Konzeption des 
Programms ab 2028 eine Rolle spie
len wird. Die allerersten Vorbereitun
gen für das Design der kommenden 
Programmgeneration sind intern an
gestoßen, mit Blick auf die komplexen 
europäischen  Entscheidungsprozesse 

notwendig und adäquat. Natürlich 
kann man vor allem wegen der mehr
jährigen Dauer vieler geförderter Pro
jekte so kurz nach Beginn der Förde
rung noch nicht von einer echten Wir
kungsanalyse sprechen, die Zahlen 
haben jedoch durchaus Aussagekraft 
hinsichtlich der Ausrichtung des Pro
gramms. Und da sieht es tatsächlich 
gut aus, vor allem, wenn man sich den 
konkreten Kontext der aktuellen He
rausforderungen für den Kultur und 
Kreativbereich in diesem Zeitraum 
ansieht, geprägt durch die weiter
hin spürbaren negativen Auswirkun
gen der Coronakrise und dem Krieg in 
der Ukraine. Das um 80 Prozent höhe
re Budget für Creative Europe im Ver
gleich zum Vorgängerprogramm ist 
gerechtfertigt, sogar noch zu nied
rig, das belegen die für manche Aus
schreibungen nach wie vor zu niedri
gen Erfolgsquoten. Das gilt auch für 
die neuen Initiativen im Kampf um 
unabhängige Medien und Pluralismus 
sowie journalistische Partnerschaften, 
die für einen echten Bedarf nach sol
cher Unterstützung zeugen. Die Kom
mission geht davon aus, dass Inflation 
oder aber die Herausforderungen für 

die Branche, sich den Notwendigkei
ten von Digitalisierung und Ökologi
sierung zu stellen, auch in der nächs
ten Zukunft nach mehr Haushaltsmit
teln rufen. Verschärft wird der Kampf 
um Förderung in den kommenden Jah
ren noch durch die Anfang 2021 ge
troffene Entscheidung für großzügige 
Ausstattung des Programms insbeson
dere in seinen Anfängen, um dem be
sonders von Corona betroffenen Kre
ativbereich unter die Arme zu  greifen. 
Gleichzeitig zeigt der Bericht, dass 
die Flexibilität bei der Umsetzung al
ler Aktionen z. B. durch längere Pro
jektlaufzeiten sowie bei der Gestaltung 
von Hilfen für die ukrainische Kultur
szene hilfreich war. Auch inhaltlich 
wurde die Neuausrichtung des MEDIA 
Programms etwa durch stärkere Fo
kussierung auf grenzüberschreiten
de Zusammenarbeit und CoProduk
tion gut angenommen, ebenso wie 
die höheren Förderquoten für kleine
re oder die Einführung einer mittle
ren Unterstützung von einer Million 
Euro für Kooperationsprojekte im Kul
turprogramm. Besonders ist zu beto
nen, dass die besondere Beschaffen
heit des europäischen Kreativsektors, 

geprägt von Mikro und kleinen Orga
nisationen, anerkannt wurde und bis
lang stärker denn je profitieren konn
te, was einer lange bestehenden For
derung sowohl des Europäischen Par
laments wie auch der Branche selbst 
entspricht. Die neue Mobilitätsaktion 
Culture Moves Europe, die Kreativen 

die Möglichkeit zur individuellen Mo
bilität gibt, war ähnlich laut gefordert 
worden und entwickelt sich bereits in 
seinen Anfängen zu einem echten Hit 
des Programms. Politisch geäußerten 
Wünschen entsprechend haben auch 
die ersten zwei Jahre Umsetzung der 
neuen MEDIAInitiativen im Bereich 
Entwicklung für audiovisuelle Profes
sionelle aus Ländern mit niedrigerem 
Marktanteil konkret bessere Förder
chancen gebracht. Insgesamt hat das 
MEDIAProgramm sich erneut sehr 
erfolgreich im internationalen Wett
bewerb um Auszeichnungen gezeigt, 
wie ein Blick auf die Palette der No
minierungen für europäisch geförder
te Produktionen  verdeutlicht.  Diese 

Preise tragen, so wie besonders da
rauf ausgerichtete Initiativen, auch 
dazu bei, dass mehr Zuschauerinnen 
und Zuschauer Zugang zu audiovi
suellen Werken aus anderen Ländern 
bekommen und der kulturelle Reich
tum  Europas zum Tragen kommt. Der 
Entwicklung und wachsenden Bedeu
tung von Videospielen entsprechend 
verstärkt MEDIA die Förderung von 
Virtual und Augmented Reality. Für 
alle Projekte innerhalb Creative Euro
pe spielen die kommissionsweit gel
tenden Prioritäten von Diversität und 
 Inklusion sowie Greening und Digita
lisierung, wenn auch in unterschied
licher Ausprägung, eine  wachsende 
Rolle. Dabei soll die ursprüngliche 
Aufgabe des Programms, nämlich 
 europäische Vielfalt zu fördern, nicht 
unter den Tisch fallen. Dieses Thema 
ist sicher eine eigene Diskussion wert.

Diese Kolumne stellt nicht die  Meinung 
der Europäischen Kommission dar, son-
dern ist die persönliche Ansicht der 
 Autorin.

Barbara Gessler ist Referatsleiterin 
»Kapazitätsaufbau im Hochschulbe-
reich« in der Exekutivagentur EACEA. 
Zuvor war sie Referatsleiterin »Crea-
tive Europe« bei der Europä ischen 
Kommission
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Baustelle  
Geschlechtergerechtigkeit 
Datenreport zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage im  
Arbeitsmarkt Kultur

Gabriele Schulz, Olaf Zimmermann

!?=

Der aktuelle Daten- 
report zur wirt- 
schaftlichen und  
sozialen Lage  
im Arbeitsmarkt  
Kultur ist da!

Im aktuellen Report werden Daten zur Zahl der  
Erwerbstätigen im Arbeitsmarkt Kultur, dem Frauen-
anteil, dem Einkommen und dem Gender-Pay-Gap 
zusammengestellt und bewertet. Der Datenreport 
geht sowohl auf Soloselbstständige als auch auf ab-
hängig  Beschäftigte im Kulturbereich ein. Der Titel 
»Baustelle Geschlechter gerechtigkeit« macht deut-
lich, dass es noch viel zu tun gibt. Nach wie vor  
besteht eine geschlechtsspezifische Segregation der 
Berufe im Arbeitsmarkt Kul tur und nach wie vor  
existiert ein deutlicher Gender-Pay-Gap. Der Daten-
report schließt mit Vorschlägen der Autorin und  
des Autors ab, wie die Situation zu verbessern ist.

Bestellen Sie die Studie  
jetzt auf kulturrat-shop.de!

230 Seiten mit 83 Tabellen  
und 39 Schaubildern
ISBN 978-3-947308-36-1
22,80 Euro
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Der Eingang der Alten Synagoge in Erfurt

Die Gleichgültigkeit  
lässt sich nicht übersehen
Warum nennen wir das Solidarität, was uns genauso betrifft?

JOHANN MICHAEL MÖLLER

In seiner viel gerühmten Geschich
te Königsbergs hat der Schriftstel
ler Jürgen Manthey auf eine Bemer
kung Hannah Arendts aufmerksam 
gemacht, die diese 1964 am Rande ih
rer Deutschlandreise fallen ließ. »In 
meiner Art zu denken und zu urtei
len«, soll sich die jüdische Philoso
phin geäußert haben, »komme ich 
immer noch aus Königsberg.« Die
se Randnotiz, erinnert mich an ein 

langes Gespräch mit dem Historiker 
George Mosse kurz vor seinem Tod, in 
dem er mir von seiner Hoffnung er
zählte, dass das damals im Entstehen 
begriffene Jüdische Museum in Ber
lin ein Ort werden könne, an dem sich 
die über die Welt verstreuten Spolien 
der jüdischen Familien aus Deutsch
land wieder versammeln. Ein Museum 
als Heimat der Toten. 

Auch eine dritte Geschichte geht 
mir dieser Tage nicht aus dem Kopf, 
die des Berliner Gymnasialprofessors 
Otto Morgenstern, der Generationen 
von Schülern am alten Lichterfelder 
Schillergymnasium im humanisti
schen Geist erzogen hatte und nach 
der Machtübernahme der Nazis sein 
Pensionärsdasein als Straßenkehrer 
fristen musste. »Kinder, warum gehö
re ich nicht mehr zu eurem Volk?«, soll 
er seine ehemaligen Gymnasiasten ge
fragt haben. Die Anständigeren unter 
ihnen schlichen sich nachts durch den 
Kellereingang in sein Haus, um dem 
alten Lehrer wenigstens das Lebens
notwendigste zu bringen. Dann kam 
Theresienstadt. Und dann der Tod. 

Es wird in diesen Tagen viel von 
der Solidarität mit Israel geredet, von 
deutscher Staatsräson und staatsbür
gerlicher Verantwortung. Es wäre un
fair, die ehrlichen Motive dahinter zu 
bezweifeln. Das politische Deutsch
land kommt durchaus seiner Ver
pflichtung nach. Trotzdem werden auf 
deutschen Straßen wieder Parolen 
 skandiert, die niemand jemals wieder 

für möglich gehalten hätte. Die vielen 
Gedenktage, die Mahnmale und Erin
nerungsbemühungen – hat das etwas 
geholfen, fragt sich der Schweizer Li
teraturkritiker Roman Bucheli. Sein 
bitteres Fazit lautet: »Nein, es hat alles 
nichts genützt.« 

Man kann, wie jüngst Michel Fried
mann, versuchen, das mit einer weit
verbreiteten Gleichgültigkeit und Un
wissenheit zu erklären. Vieles davon 
wurde auch unbesehen aus der isla
mistischen Welt importiert, während 

unsere demokratische Kultur gefes
tigt erscheint. Doch die Gleichgül
tigkeit lässt sich eben nicht überse
hen, die kühle Distanz, die in der deut
schen Öffentlichkeit herrscht. Die zen
trale Solidaritätskundgebung für Israel 
vor dem Brandenburger Tor war eine 
Demonstration der Bemühten und der 
Besorgten. Ein endloses Fahnenmeer 
gab es dort nicht.

Israel, unsere vermeintliche Staats
räson, scheint für viele unserer Mit
bürger sehr fern zu sein. Längst be
ginnen die neuen postkolonialen Nar
rative die alten Erzählungen zu über
lagern. »Free Palestine from German 
Guilt« skandierten jüngst einige Hun
dert zumeist jugendliche Demons
tranten vor dem Auswärtigen Amt in 
Berlin. Und die taz kommentiert bit
ter, dass »die Annikas, Thorbens, So
phies und Finns«, die da weitgehend 
ahnungslos herumkrakeelten, sich 
durchaus in schlechter Gesellschaft 
von linken Intellektuellen wie Slavoj 
Žižek befänden.

Was sich in diesen Tagen offenbart, 
ist eine erschreckende Beziehungs
losigkeit nicht nur zu  Israel, sondern 
zu jüdischem Leben überhaupt, man 
könnte von Fremdheit reden. »Meet 
a Jew« heißt deshalb ein Projekt des 
Zentralrats der Juden in Deutsch
land, das auf tragische Weise fast 
schon komisch erscheint. Wir feiern 
zwar 1.700 Jahre jüdisches Leben in 
Deutschland, aber wir haben so wenig 
Ahnung davon, dass es sogar  eigener 

Beziehungsanbahnungskurse bedarf. 
Der echte Jude zum Anfassen.

Unsere Vorstellung von jüdischem 
Leben in Deutschland drückt sich im
mer noch in Kategorien der Vergan
genheit aus, in alten Steinen und 
 separaten Räumen; im hilflosen Ver
such, jüdisches Leben und jüdischen 
Glauben als separate Traditionslinien 
zu rekonstruieren, die mit unserem 
heutigen Leben noch immer nichts 
zu tun haben. Othering nennen das 
die Ethnologen und meinen damit die 

Konstruktion eines kulturell anderen. 
Die Gemeinsamkeiten beschränken 
sich dann auf Klezmerkonzerte oder 
Kochen mit Yotam Ottolenghi.

Ich habe zu jener Zeit in Erfurt ge
lebt, als man in dem Teil der Altstadt, 
der zu DDRZeiten dem Abriss und 
Verfall preisgegeben war, die Über
reste einer der ältesten und bedeu
tendsten Synagogen Mitteleuropas 

entdeckte, in einer Stadt, die ob ih
res Kirchenbaureichtums damals als 
das nördliche Rom empfunden wur
de. Es war zu Anfang keineswegs klar, 
auf welches grandiose, völlig verges
sene Zeugnis man da gestoßen war. 
Inzwischen hat es die UNESCO in die 
Liste des Weltkulturerbes aufgenom
men, und die wiederentdeckte Mikwe, 
das jüdische Taufbad, gilt inzwischen 
als Symbol einer langen, untergegan
genen Tradition, was sogar zu Ver
suchen geführt hat, den bronzenen 

Wolfram im Erfurter Dom als Aaron in 
den jüdischen Kontext einzuordnen. 

Sammeln wir also lieber verwitter
te Zeugnisse ein, oder wären wir end
lich bereit anzuerkennen, dass jüdi
sches Leben Teil unserer Gegenwart 
ist. Und dass es an ein Wunder grenzt, 
wie aus dem namenlosen Heer der 
Entwurzelten und Entkommenen, die 
nach dem Krieg verzweifelt auf ihre 
Ausreisepapiere nach Palästina oder 
in die USA warteten, wieder jüdische 
Gemeinden in Deutschland werden 
konnten. Sie haben der bitteren Pro
phezeiung Leo Baecks auf unglaub
liche Weise widersprochen, dass der 
Glaube an eine Vermählung des deut
schen und des jüdischen Geistes eine 
Illusion war und »die Epoche der Ju
den in Deutschland ein für alle male 
(sic!) vorbei« sei.

Aber hat es den Versuch einer 
»Vermählung« jemals gegeben? Ich 

bin davon überzeugt, auch wenn man 
mir widersprechen wird. Man muss 
dabei gar nicht auf die großen Na
men zurückgreifen, auf Lessing, auf 
Mendelssohn oder die großen Den
ker, die meine Generation prägten, 
wie Walter Benjamin oder Georg Sim
mel. Es gibt eine überwältigend rei
che, weithin vergessene jüdischdeut
sche Geistesgeschichte, die den, der 
sich mit ihr beschäftigt, sprachlos 
macht. So wusste ich von Moritz La
zarus, der eigentlich Moses  Lazarus 
hieß, nur, dass er der Erfinder der 
Völkerpsychologie war und als sol
cher vergessen. Dass er aber als En
kel eines bekannten TalmudGelehr
ten zu den eindringlichsten Stimmen 
des werdenden deutschen National
staats zählte und mitten im preußi
schen Königreich die Idee einer libe
ralen modernen Gesellschaft entwarf, 
das wusste ich nicht. 

Neulich bin ich wieder einmal in 
den Schwarzwald gefahren, wo ich ei
nen Teil meiner Kindheit verbracht 
habe. Ich habe die feine  Freiburger 
Ausstellung über den Maler Wil
helm Hasemann besucht, den ei
gentlichen Begründer der Schwarz
waldromantik. Wer sich aber mit dem 
Heimatmaler Hasemann beschäf
tigt, kommt an dem Heimatdichter 
 Berthold  Auerbach nicht vorbei. Seine 
Dorfgeschichten haben riesige Auf
lagen erlebt. Aber Auerbach, der ei
gentlich Moses Baruch Auerbacher 
hieß, war kein zwischen  deutschen 

 Fichten und Tannen verwurzelter 
 Waldöhi, sondern Sohn eines jüdi
schen Kaufmanns aus Horb, der die 
 erste  jüdische Elementarschule im 

damaligen Königreich Württemberg 
besuchte. Rabbiner sollte er nach dem 
Vorbild des Großvaters werden und 
schrieb sich doch in die deutscheste 
Heimat ein. 

Biografien wie die von  Lazarus 
oder Auerbach stehen für ein libera
les jüdisches Leben und  Denken am 
Vorabend des Bismarck’schen Na
tionalstaats, das womöglich  hätte 
gelingen können und doch am 

 unversöhnlichen Judenhass scheiter
te. »Vergebens gelebt und  gearbeitet«, 
schrieb Auerbach 1880 an seinen 
Freund Jakob. Und doch, so schloss er 
seine letzte Rede über die »Genesis 
des Nathan«, wird »der Geist der Hu
manität siegen«. Ein reichlich halbes 
Jahrhundert später war jüdisches Le
ben in Deutschland erloschen. 

Zu Beginn des Kriegsjahres 1942 
erhält das Münchner Künstlerehepaar 
Alexander und Johanna Liebmann 
den »Befehl in das Judenlager Berg 
am Laim zu ziehen, von wo aus sie 
nach Osten deportiert werden soll
ten«. Liebmann hatte zuletzt noch ein 
Auskommen als Porzellanmaler in ei
ner kleinen Sendlinger Keramikwerk
statt gefunden. Dessen Besitzer erin
nerte sich später daran, wie Liebmann 
ihm unter Tränen seine Tapferkeits
orden aus dem Ersten Weltkrieg zeig
te und ihn fragte, warum er plötzlich 
kein Deutscher mehr sei. Wenig spä
ter, am Morgen des Karfreitags, findet 
die Münchner Polizei das Ehepaar in 
seiner Wohnung tot auf dem Bett. Die 
Orden und die Familienpapiere lagen 
sorgsam daneben.

Warum reden wir von Staatsräson, 
wenn es um Anteilnahme geht? Wa
rum nennen wir das Solidarität, was 
uns genauso betrifft? Es weht ein 
kühler Wind durch dieses Land, und 
wir stehen schon wieder daneben.

Johann Michael Möller  
ist freier Publizist

Was sich in diesen Ta-
gen offenbart, ist eine 
erschreckende Bezie-
hungslosigkeit nicht 
nur zu Israel, sondern 
zu jüdischem Leben
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Zeugnis aus der römischen Zeit: der Galeriusbogen in Thessaloniki

... das Auge hört mit.

Musik im Film – unsere Dokus und  
Mitschnitte für Sie kostenlos auf  nmz.de

aktuell: Junge Oper Weikersheim – „Der Liebestrank“

Gespaltene Erinnerungen
Auf dem Weg zu einer gemeinsamen europäischen Erinnerungskultur

KLAUS-DIETER LEHMANN

Wie in einer Nussschale konzentriert 
sich die lange Geschichte Makedoni
ens im Norden Griechenlands in der 
Stadt Thessaloniki. Zahlreiche Zeug
nisse aus römischer, byzantinischer 
und osmanischer Zeit sind  erhalten. 
Seit 1988 gehören sie zum Weltkultur
erbe der UNESCO. 1997 war die Stadt 
Europäische Kulturhauptstadt. Be
kannt als die Heimat Alexander des 
Großen lag und liegt die Region im 
Schnittpunkt wichtiger jahrtausend
alter nordsüdlicher und westöstlicher 
Verkehrswege. Heute prägt die Metro
polregion Thessaloniki mit knapp ei
ner Million Einwohner diesen ge
schichtsträchtigen Teil Griechenlands 
als moderne europäische Stadt. Sie ist 
das wirtschaftliche und kulturelle Zen
trum und weist eine enorme kulturel
le Vielfalt auf. In der römischen Zeit 
war sie eine der  Kaiserresidenzen, Ci
cero lebte zeitweise hier, Paulus be
gründete die zweite namentlich ge
nannte Christengemeinde Europas. Es 
folgte die byzantinische Zeit ab 560. 
In seinen Glanzzeiten war Thessalo
niki zweitwichtigste Stadt neben der 
Hauptstadt Konstantinopel. Zahlrei
che Bauten zeugen noch heute von 
dieser glanzvollen Epoche. Im 15. Jahr
hundert wurde die Region Teil des Os
manischen Reiches und Thessaloniki 
wichtigstes Handelszen trum des Bal
kans. Ende des 19. Jahrhunderts nahm 
Thessaloniki einen enormen Auf
schwung. Die Eisenbahn verband die 
Stadt über Belgrad mit dem nördlichen 
Europa und andererseits mit Istan
bul. Der 1881 in Thessaloniki gebore
ne Kemal Atatürk  wurde zum Gründer 
der modernen Türkei, die in diesem 
Jahr ihr hundertjähriges Bestehen fei
ert. Bis zu den Balkankriegen blieb die 
Stadt unter osmanischer Herrschaft. 
Es folgten kriegerische Auseinander
setzungen, an dessen Ende 1913 Make
donien zu Griechenland kam. 

Schon in römischer Zeit  hatte Thes
saloniki eine jüdische Bevölkerung. 
Sie zählte vor dem  Zweiten Weltkrieg 
56.000 Menschen und machte etwa 
ein Viertel der Bevölkerung aus. Unter 
der Naziherrschaft wurde praktisch die 
gesamte jüdische Bevölkerung nach 
Auschwitz und BergenBelsen depor
tiert und ausgelöscht. Die Stadt war 
während des Zweiten Weltkriegs von 
1941 bis 1944 von deutschen Truppen 
besetzt. Mehr als 100.000  griechische 
 Zivilisten starben während des Zwei
ten  Weltkrieges. Die Verbrechen der 

SS und der Wehrmacht in Griechen
land spielen im Bewusstsein der Deut
schen bis heute kaum eine Rolle, die 
Geschichtswissenschaft beginnt erst 
jetzt mit einer Aufarbeitung. Ein ein
drucksvoller Ansatz zur schmerzhaf
ten Erfahrung des Erinnerns ist die 
Ausstellung »Gespaltene Erinnerun
gen«, ein beispielhaftes Projekt von 
Goethe Institut, Jüdischem Museum 
Thessaloniki, Makedonischem Muse
um für Zeitgenössische Kunst Thessa
loniki und dem Historischen Museum 
Berlin. Sie wurde 2016/2017 in Thessa
loniki gezeigt, anschließend in einer 
digitalen Form in Köln. Der deutsch
griechische Zukunftsfonds  finanzierte 

das Ausstellungsprojekt. Es geht um 
die Annäherung an  dieses bedrücken
de Kapitel der deutschgriechischen 
Geschichte mit der Sprache der Kunst. 
Bei der Ausstellungseröffnung 2016 in 
Thessaloniki sagte der griechische Au
ßenminister Nikos Kotzias: »Geschich
te ist kein Gefängnis, Geschichte muss 
Schule sein.« Und der damalige deut
sche Außenminister, FrankWalter 
Steinmeier, ergänzte: »Griechen und 
Deutsche begegnen sich anders, wenn 
sie das im Bewusstsein ihrer gemein
samen Geschichte tun. Wenn sie ein 
 Sensorium entwickeln für die wun
den Punkte und die blinden Flecken 
der Vergangenheit.« In der Ausstel

lung geht es nicht einfach um die 
Historie als Faktensammlung, son
dern sie stellt eine Verbindung her 
zwischen Kunst und Leben. Solche 

 Initiativen zeigen, wie wichtig die Zu
sammenarbeit für die Kultur bei der 
 Stärkung der griechischdeutschen 
Beziehungen ist. Es ist ein Beitrag auf 
dem Weg hin zu einer gemeinsamen 

 europäischen Erinnerungskultur. An
lässlich der Eröffnung der 18. Inter
nationalen Buchmesse in Thessalo
niki im Jahr 2021 – mit Deutschland 
als Ehrengast – betonte die damalige 
Staatsministerin Michelle Müntefe
ring bei ihrer Eröffnungsrede: »Gera
de gegenüber unseren europäischen 
Nachbarn empfinden wir besondere 
Verantwortung, aber auch die aktuel
len Debatten in Griechenland zeigen, 
dass die gemeinsame Aufarbeitung 
nicht abgeschlossen ist.«

Erst nach Ende des  griechischen 
Bürgerkriegs begann 1949 der 
 Wiederaufbau der Stadt und Wirt
schaft und Kultur. Aber die deutsche 

 Besatzungszeit hatte Griechenland 
massiv geschwächt. 1960 schlossen 
Griechenland und die Bundesrepu
blik Deutschland ein Anwerbeabkom
men für Arbeitskräfte, die sogenann
ten Gastarbeiter. Die meisten Gast
arbeiter kamen aus Nordgriechen
land. 13 Jahre lang wanderte fast eine 
ganze Generation aus. Am Ende wa
ren es über eine Million Arbeitsemig
ranten. Den Griechen gelang es, sich 
gut in die deutsche Gesellschaft einzu
fügen. Heute leben mehr als 300.000 
Griechen in Deutschland. Und auch 
die Rückkehrer haben in Nordgrie
chenland weitgehend ein positives 
Deutschlandbild mitgebracht. Inzwi
schen entwickelte sich das traditio
nell als Auswanderungsland bekann
te Land zum Zielland für Arbeitsmi
granten und zu einem Transitland 
für Asylsuchende. Die Stadt ist ein at
traktiver kultureller und touristischer 

 Hotspot  geworden,  insbesondere für 
junge Menschen. Wirtschaftlich spie
len  Thessaloniki und Nordgriechen
land eine immer wichtigere Rolle, mit 
einer starken Bindung an Deutschland. 
In den letzten Jahren haben sich mehr 
als 200 deutsche Unternehmen nieder
gelassen sowie 50 griechische Firmen, 
die ausschließlich mit dem deutschen 
Markt kooperieren. Als größter Ha
fen in der  Region und einer der wich
tigsten Knotenpunkte auf dem Balkan 
spielt Thessaloniki in den letzten Jah
ren verstärkt eine Schlüsselrolle in der 
Wirtschaft und Logistik. In Nordgrie
chenland studieren fast 350.000  junge 
 Menschen an  Universitäten. Das 

gibt der Region  ihren besonderen 
 Charakter. 

Als entscheidender Partner und 
kreativer Initiator im Kulturleben der 
Stadt gilt seit Jahrzehnten das Goe
theInstitut. 1955 gegründet, wird es 
längst als »Thessaloniker Einrich
tung« empfunden, gut vernetzt mit 
der Stadtverwaltung, der Präfektur, 
den Museen, Theatern, Universitä
ten,  Schulen, der jüdischen Gemeinde, 
weiteren  europäischen Kulturinsti
tuten, Künstlern und Kulturakteuren. 
Wegen seiner hohen Wertschätzung 
ist es besonders auch in kritischen 
Zeiten ein Frei und Dialograum für 
die aktuellen Fragen der Gegenwart – 
Finanz und  Wirtschaftskrise, Flücht
lingsströme aus Afrika und dem Na
hen Osten, aktive Beteiligung an 
Stadtplanung, Entwicklung zivilge
sellschaftlicher Strukturen, Chan
cen der Kreativwirtschaft usw. Da
bei hat das Institut  verstanden, solche 
Projekte in eine europäische Struk
tur einzubinden und damit die Regi
on wieder stärker von der Peripherie 
ins Zentrum zu rücken. Über 3,5 Milli
onen Euro konnten allein in den letz
ten Jahren zur Förderung von Kultur
projekten eingeworben  werden. In ih
rer Kernaufgabe, der Vermittlung der 
deutschen Sprache, gehört das Goe
theInstitut Thessaloniki zu den füh
renden Einrichtungen. Es  belegt welt
weit den dritten Platz bei Prüfungen.

Thessaloniki hat tiefgreifende Um
brüche verarbeiten müssen, die die 
Stadt und die Gesellschaft nachhal
tig verändert haben. In einer Stadt, 
die ihr kreatives Potenzial zu nut
zen sucht, sich über den engen loka
len Rahmen öffnet und positive Verän
derungen ermöglicht, nimmt das Goe
theInstitut nur allzu gern diese An
sätze auf. Als jetzt bekannt wurde, dass 
auch das GoetheInstitut Thessaloni
ki im Zusammenhang mit Etatkürzun
gen geschlossen werden sollte, war das 
Entsetzen groß, und es kam zu enga
gierten Interventionen. Es wäre nicht 
nur eine Leerstelle entstanden, das 
fein gesponnene kulturelle Netz wäre 
insgesamt zerrissen worden. Die ur
sprüngliche Entscheidung zur Schlie
ßung wurde inzwischen aufgehoben. 
Es ist zu hoffen, dass bei den Verhand
lungen eine tragfähige Lösung zu
stande kommt und damit dem Institut 
und der Kulturszene in Nordgriechen
land eine Zukunft gegeben wird. Das 
70jährige Jubiläum im Jahr 2025 kann 
dann mit Dankbarkeit und Zuversicht 
gefeiert werden.

Klaus-Dieter Lehmann ist Kultur-
mittler. Er war Präsident des Goethe-
Instituts und der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz sowie Generaldirektor  
der Deutschen Bibliothek
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GOETHES WELT

In Zusammenarbeit mit dem Goethe
Institut veröffentlicht Politik &  Kultur 
in jeder Ausgabe einen gemeinsamen 
Beitrag.

Ulaanbaatar, Mongolei: Was kennzeichnet den Buchmarkt vor Ort?
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Wir versuchen 
momentan, ein 
zentrales Pro-
blem zu lösen, 
das mit der ver-
breiteten Praxis 
des Selbstver-
lags zusammen-
hängt: Wer in 
der Mongolei 
heute einen 
Buchladen er-
öffnen möchte, 
wird es enorm 
schwer haben. 
Denn wer ein 
Sortiment auf-
zubauen ver-
sucht, muss mit 
sehr vielen Leu-
ten Kontakt auf-
nehmen, muss 
etliche Autorin-
nen und Auto-
ren individuell 
ansprechen, 
um ihre Bücher 
zu bekommen. 
Wir versuchen 
deshalb, einen 
zentralen 
Großhandel zu 
organisieren

»Wir mussten bei null anfangen«
Der Verleger und Digital-
unternehmer Zorig Enkhbat 
im Gespräch 

Zorig Enkhbat ist Verleger und Buchhan
delsmanager in der Mongolei. Nach sei
nem Studium an der International Univer
sity in Genf hatte er verschiedene Positi
onen inne, vom Rights Manager bis zum 
Geschäftsführer seines familieneigenen 
Verlags Monsudar. Seit 2020 arbeitet er 
an einem weiteren Startup namens Amar 
Content Service, das mongolischen Auto
ren und Verlegern Dienstleistungen im 
 Bereich Verlagswesen und Vertrieb schrift
licher Inhalte anbieten will. Im Rahmen 
dieses Vorhabens hat sein Team 2022 in 
Zusammenarbeit mit dem Goethe Institut 
Mongolei eine digitale Buchleseplattform 
namens Amarnom ins Leben gerufen. 

Patrick Wildermann: Herr Enkhbat, 
wie ist Ihr Interesse an Literatur ur-
sprünglich erwacht? 
Zorig Enkhbat: Das liegt in meiner Fa
miliengeschichte begründet. Ich selbst 
habe als Kind sehr gern gelesen, aller
dings gab es nicht viel Auswahl, die 
meisten verfügbaren Bücher waren 
Übersetzungen sowjetischer Werke 
oder Klassiker wie »Der Graf von Mon
te Christo«, »Die drei Musketiere«, die 
Abenteuergeschichten von Jules Vernes, 
die damals sehr populär waren. Es gab 
auch ein paar mongolische Bücher, aber 
die mussten durch die staatliche Zensur. 
Das Angebot war sehr limitiert. Mein Va
ter Enkhbat Roozon hat dann vor fast 30 
Jahren in der Mongolei eine Druckerei 
ins Leben gerufen und auch Bücher zu 
drucken begonnen.

Welche literarische Tradition  
hat die Mongolei?  
Die Mongolei besitzt, wie Sie wahr
scheinlich wissen, eine nomadische Tra
dition ohne ausgeprägte Schriftkultur, 
Bücher begannen erst vor ungefähr hun
dert Jahren eine Rolle zu spielen – und 
wirklich mit Literatur bekannt gemacht 
wurden die Menschen erst durch die So
wjets. In den 1990er Jahren, nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion, lag 
das Verlagswesen in der Mongolei voll
kommen brach. Mein Vater hat diese Lü
cke erkannt, und um das Jahr 2000 ha
ben wir uns als Familie dem Verlegen zu 
widmen begonnen, als privates Unter
nehmen Monsudar – was Pionierarbeit 
bedeutete. 

Wie ist der mongolische  
Buchmarkt aufgestellt? 
Wir sind flächenmäßig ein sehr großes 
Land, haben allerdings nur eine Bevölke
rung von rund drei Millionen Menschen, 
von denen wiederum die Hälfte in der 
Hauptstadt Ulaanbaatar lebt, der Rest ist 
übers Land verstreut. Zwischen 20 und 
30 Prozent der Menschen sind noch heu
te Nomaden. Wir haben es also mit ei
nem sehr kleinen, konzentrierten Markt 
zu tun, weswegen viele mongolische Au
toren ihre Bücher bis heute im Selbstver
lag herausbringen und vertreiben. Die 
wenigen Verlage, die es gibt, übersetzen 

größtenteils ausländische Werke oder 
legen Kinderbücher auf. Auch Monsu
dar hat mit Sprachlernbüchern und Kin
derliteratur begonnen. Als wir anfingen, 
Bücher zu verlegen, mussten wir bei null 
anfangen, es gab kaum Erfahrungswer
te, auf die wir uns stützen konnten. Wir 
haben uns mit ausländischen Verlegern 
ausgetauscht, wie Lizenzverträge abge
schlossen werden und was es beim The
ma Copyrights bzw. Urheberrecht zu be
achten gibt, und von da an langsam ge
lernt, wie diese Branche funktioniert.

Vor welchen Herausforderungen  
standen Sie? 
Eine große Herausforderung bestand 
und besteht noch immer darin, die Men
schen in ländlichen Gebieten effektiv zu 
erreichen. Wir nutzen dafür vor allem 
soziale Medien und verbreiten über un
sere Kanäle z. B. Artikel, 
in denen die positiven Ef
fekte des Vorlesens für die 
Entwicklung von Kindern 
beschrieben werden, und 
versuchen auf diese Wei
se, Eltern zu Vorlesenden 
zu erziehen. Und natürlich 
wollen wir die Erwachse
nen auch selbst zum Lesen 
animieren. Die Frage ist nur: Welche Bü
cher kann man den Menschen überhaupt 
zugänglich machen? 

Weil der mongolische Markt so klein 
ist, wird das Gros der Titel nur einmal in 
geringer Stückzahl gedruckt – in der Re
gel zwischen 300 und 500 Exemplare. 
Kleinverlage oder Autoren, die ihre Wer
ke selbst herausbringen, sind nicht in der 
Lage, sie nachzudrucken, es rechnet sich 
wirtschaftlich einfach nicht für sie. Die 
meisten der mongolischen Titel, die in 
den vergangenen 20 Jahren erschienen 
sind, sind heute vergriffen. Der einfachs
te Weg, sie wieder verfügbar zu machen, 
ist der digitale Vertrieb. 

Sie haben mit Unterstützung des 
 Goethe-Instituts die Plattform Amar-
nom ins Leben gerufen, die E-Books 
und Audiobooks in mongolischer 
Sprache verfügbar macht, die App 
wurde 2022 gelauncht. Welche Ziele 
verfolgen Sie mit dem Projekt?
Wir folgen damit nicht zuletzt einem 
globalen Trend. Auf einigen westlichen 
Buchmärkten werden mittlerweile rund 
15 Prozent der Verkäufe über EBooks er
zielt, bei Hörbüchern liegt die Zahl sogar 
noch höher. Wir wollen mit dieser Ent
wicklung Schritt halten, auch wenn es 
gegenwärtig noch keinen großen Markt 
gibt. Dazu kommt, dass eine große Zahl 
von Mongolen ihre Heimat verlässt, um 
im Ausland zu arbeiten – in anderen Tei
len Asiens, in Europa oder den USA. Vie
le aus dieser Diaspora wollen ihre Spra
che nicht verlieren, sie wünschen sich, 
dass ihre Kinder Mongolisch lernen und 
in der Lage sind, Mongolisch zu lesen. Es 
gibt also auch eine Nachfrage im Aus
land, die wir bedienen wollen – denn für 
diese Menschen ist es sehr schwer bis 
unmöglich, in den jeweiligen Ländern an 
ein Taschenbuch in mongolischer Spra
che zu gelangen.

Ein weiteres Argument für digitale Ver
triebswege ist der Verkehr in Ulaanbaatar. 
Die Stadt ist zu Sowjetzeiten für 400.000 
bis 600.000 Menschen ausgelegt worden, 
heute hat sie 1,5 Millionen Einwohner, ent
sprechend gibt es Staus ohne Ende – und 
die Leute wollen etwas zu tun haben, wäh
rend sie im Auto sitzen und warten. Radio
hören ist natürlich eine Option, aber auch, 
auf dem Handy zu lesen. 

Wie viele Titel, E-Books und Hör-
bücher zusammengenommen, bietet 
Amarnom gegenwärtig an? 
Aktuell rund 400 Titel, ein Drittel davon 
im Hörbuchformat. Wir verlegen unse
ren Fokus zunehmend auf Audiobooks, 
weil hier die Nachfrage deutlich größer 
ist als bei EBooks – viele ziehen ein Ta
schenbuch noch immer dem Lesen auf 
dem Display vor. Es ist allerdings ziem

lich kostspielig, ein qualität
volles Hörbuch zu produzie
ren, zudem ist das Genre in 
der Mongolei noch sehr jung, 
es gibt wenig Expertise. Wir 
arbeiten mit einigen Studios 
auf Vertragsbasis zusammen, 
von denen die meisten haupt
sächlich mit der Synchronisa
tion von Filmen und Fernseh

serien befasst sind. Es ist ein Lernpro
zess für alle Seiten. 

Eine Herausforderung, vor der wir bei 
EBooks und Audiobooks generell ste
hen, ist die Frage nach Vertrauen. Digi
taler Vertrieb ist schwer zu kontrollieren. 
Viele Autorinnen und Autoren möchten 
allerdings nachvollziehen können, wie 
oft ihr Buch heruntergeladen wurde und 
sind vielfach nicht bereit, ihre Werke di
gital zur Verfügung zu stellen. Das erfor
dert viel Überzeugungsarbeit.

Welche Themen, Genres werden in 
der Mongolei besonders nachgefragt? 
Im Allgemeinen eher Sachbücher. Vor 
 allem Ratgeber und Selbsthilfebücher 
aller Art erfreuen sich einer wachsen
den Beliebtheit. Finanzratgeber, Busi
nessTipps, Bücher über gutes Leader
ship. Seit ungefähr zwei Jahren erleben 
wir auch eine verstärkte Nachfrage nach 
Gesundheitsratgebern: gesundes Leben, 
gesundes Kochen. Viele solcher Bücher 
stehen als Bestseller in den Läden, ich 
schätze, ungefähr die Hälfte der Sach
buchtitel stammt mittlerweile aus dem 
Gesundheitssegment. 

Worauf konzentriert sich Ihr  
eigener Verlag Monsudar?
Wir sind heute vor allem im Bereich Bel
letristik tätig, Fiktion war immer ein 
großer Teil unseres Geschäfts – sowohl 
 mongolische Romane als auch ausländi
sche Klassiker in mongolischer Überset
zung. Für mongolische Autorinnen und 
Autoren ist es allerdings sehr schwer, ih
ren Lebensunterhalt mit Büchern zu be
streiten. Sie brauchen einen Beruf neben 
dem Schreiben, deswegen nimmt die Zahl 
derjenigen, die an Romanen arbeiten, be
ständig ab. Die literarische Qualität ist 
ebenfalls gesunken. Wer heute in der 
Mongolei Bücher schreibt, konzen triert 
sich aus den beschriebenen Gründen 

oft auf Ratgeber. Wir als Verlag fokus
sieren uns auf Romane, weil wir davon 
überzeugt sind, dass sie einen größe
ren Einfluss auf die Gesellschaft ha
ben als Sachbücher. Gute Literatur hat
te immer das Vermögen, das Denken der 
Menschen zu ändern, deswegen messen 
wir diesen Titeln mehr Bedeutung bei. 
Wir haben Autoren wie den japanischen 
Autor Haruki Murakami im Programm, 
dessen Bücher in der Mongolei sehr po
pulär sind. Dostojewskis »Aufzeichnun
gen aus einem Kellerloch« war eines der 
am meisten heruntergeladenen Hörbü
cher bei uns im Bereich Belletristik.

Kann Amarnom profitabel arbeiten?
Momentan machen wir noch keinen 
 Gewinn, aber die Potenziale dafür sind 
vorhanden, davon bin ich fest überzeugt. 
Natürlich ist vieles neu für uns, wie eben 
die Produktion von Hörbüchern, das ist 
kostspielig, es fehlt an Erfahrung, vie
le Autorinnen und Autoren, aber auch 
Kleinverlage haben die Chancen noch 
nicht erkannt, die im digitalen Vertrieb 
von Büchern liegen. Aber unsere Platt
form ist mittlerweile in der Lage, sich 
selbst zu tragen. Es ist ein Nummern
spiel: Je mehr Titel wir anbieten können, 
desto nachhaltiger kann Amarnon arbei
ten. Unsere App ist inzwischen 25.000
mal in den Google und iOS Stores 
 heruntergeladen worden, wir haben 
2.000 aktive Nutzerinnen und Nutzer. 

Was glauben Sie, wie sich  
der  Buchmarkt in der Mongolei 
 entwickeln wird?
Wir versuchen momentan, ein zentrales 
Problem zu lösen, das mit der verbreite
ten Praxis des Selbstverlags zusammen
hängt: Wer in der Mongolei heute einen 
Buchladen eröffnen möchte, wird es 
enorm schwer haben. Denn wer ein Sor
timent aufzubauen versucht, muss mit 
sehr vielen Leuten Kontakt aufnehmen, 
muss etliche Autorinnen und Autoren 
individuell ansprechen, um ihre Bücher 
zu bekommen. Das ist in Ulaanbaatar 
schon eine Herausforderung, aber erst 
recht in ländlichen Gegenden, wo noch 
das Problem der Transportwege hinzu
kommt. Wir versuchen deshalb, einen 
zentralen Großhandel zu organisieren, 
bei dem all die Bücher zu beziehen sind, 
die es auf dem Markt als Printausgabe 
oder digital gibt – sodass auch kleine
re Buchläden sie dort ordern könnten. 
Eine solche Struktur existiert gegen
wärtig in der Mongolei noch nicht.  
Aber auch hier sehe ich viel Potenzial. 

Vielen Dank.

Zorig Enkhbat ist Verleger und Digital-
unternehmer. Patrick Wildermann ist 
freier Kulturjournalist
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Mein Thema als  
Afrodeutsche hin-
sichtlich Rassisten 
und Anti semiten  
ist immer der Dialog

Die Hürden des Eintretens
Wen erreicht die Willkommenskultur der Kirchen heute?

JOHANN HINRICH CLAUSSEN

Da stand sie nun vor der Kirchentür 
und wusste nicht weiter. Aber damit 
hatte sie einfach nicht gerechnet. Mit 
ihrem Kunstseminar war sie aus einer 
ostdeutschen Stadt auf eine Exkur
sion in eine westdeutsche Stadt ge
fahren. Ein volles Programm an Be
suchen und Besichtigungen hatte 
sie zusammengestellt. Über die Hälf
te davon hatten sie schon absolviert. 
Nun aber standen sie vor dem Portal 
der alten, altehrwürdigen Kathedra
le. Gerade hatte sie alle um sich ver
sammelt und wollte die Führung be
ginnen, da sagten ihre Studierenden: 
»Nein, da gehen wir nicht rein.«

Erst meinte sie, falsch gehört zu ha
ben, aber für ihre Gruppe schien die 
Sache entschieden zu sein: Nein, das 
sei eine Kirche, da würden sie sich 
jetzt weigern. Die Professorin verstand 

 immer noch nicht. Natürlich  wusste 
sie, dass die meisten dieser jungen 
Frauen und Männer aus ostdeutschen 
Familien kamen, die seit nun schon 
mehreren Generationen keine Be
rührung mit dem Christentum haben. 
Auch war ihr selbstverständlich be
wusst, dass in Kunstkreisen die Reli
gionsaversion zum guten Ton gehört. 
Und schließlich war ihr nicht entgan
gen, dass ein Großteil der  Mitglieder 
dieser Studiengeneration deutlich 
»links« eingestellt ist und jede Art von 
Kirche unter »rechts« verbucht. (Ne
benbei gefragt: Erinnert sich jemand 
an die noch vor wenigen Jahre gängige 
Klage, die »Jugend von heute« sei  
so schrecklich unpolitisch?)

Aber deshalb eine Kirchenbesich
tigung verweigern? Was also tun? Be
fehle funktionieren heute nicht mehr 
so gut, aber man kann auch nicht im
mer nachgeben. Deshalb sagte die 

Professorin: »So kommen wir nicht 
weiter. Der Besuch dieser Kirche ge
hört einfach zum Programm unserer 
Exkursion.« Anschließend versicher
te sie glaubhaft, dass niemand eine 
Zwangstaufe oder irgendeine andere 
Form religiöser Überwältigung zu be
fürchten habe. So gingen nach eini
gem Hin und Her doch alle in die Ka
thedrale hinein.

Und was geschah? Die Studieren
den waren erstaunt, fasziniert, schau
ten sich alles genau an und hatten am 
Ende so viele Fragen, dass die Grup
pe es nicht pünktlich wieder hinaus
schaffte. Das ganze Programm war 
durcheinandergeraten.

Seitdem die Kunstprofessorin mir 
diese Geschichte vor wenigen Tagen 
erzählt hat, geht sie munter in mei
nem Kopf spazieren. Dort trifft sie auf 
andere ähnliche Geschichten. Von 
dem Kollegen z. B., der in seiner in 
Ostdeutschland gelegenen Kirche ein 
Konzert veranstaltete und kurz vor 

Beginn eine der jugendlichen Hel
ferinnen bat, doch schnell ein, zwei 
Dinge nach vorn zu bringen. Worauf 
die Jugendliche bloß zurückfragte: 
»Wo ist hier ›vorn‹?« In der Eile wollte 
er ihr zurufen: »Am Altar natürlich!« 
Aber dann hätte er ihr in Ruhe erklä
ren müssen, was ein Altar ist, was er 
bedeutet und wo er steht. Dafür war 
keine Zeit mehr. Also lief er selbst los.

Beide Geschichten bezeichnen nicht 
nur ein Kirchenproblem, das es le
diglich in Ostdeutschland zu bestau
nen gäbe. Theater, Museum, Biblio
theken und andere Kultureinrichtun
gen dürften diese spezielle Schwie
rigkeit ebenfalls kennen: Wir halten 
uns selbst für freundliche Türöffner, 
unterschätzen aber, welche sicht
baren und unsichtbaren Hürden vie
le Menschen davon abhalten, bei 

uns  einzutreten. Bass erstaunt müs
sen wir erleben, dass unsere bemüh
te Willkommenskultur andere gar 
nicht erreicht. Was man da tun kann? 
Das weiß ich auch nicht. Andererseits 
habe ich die Hoffnung noch nicht 
 aufgegeben.

Manchmal hilft übrigens eines der 
letzten allgemein bedachten Rituale, 
die wir in Deutschland noch pflegen. 
Im Advent und zu Weihnachten ma
chen die Kirchen ihre Türen beson
ders hoch und ihre Tore noch einmal 
extra weit. Hineingezwungen wird 
niemand, gewaltsame Bekehrungen 
sind nicht zu befürchten. Man kann 
einfach kommen – mit seinem vollen 
oder leeren Herzen, seinem Glauben 
oder all den Zweifeln. Man kann zu
hören oder sich eigene Gedanken ma
chen. Man sollte versuchen mitzusin
gen, muss es aber nicht. Und wer weiß, 
vielleicht bleibt man dann doch einen 
Moment länger sitzen, als man es ur
sprünglich geplant hatte.

Johann Hinrich Claussen ist Kultur-
beauftragter der Evangelischen Kirche 
in Deutschland
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Mo Asumang

»Mein Thema ist immer der  
Dialog und die Menschlichkeit«
Mo Asumang engagiert  
sich gegen Rassismus und  
Fremdenfeindlichkeit

URSULA GAISA 

D ie Moderatorin, Schauspiele
rin, Synchronsprecherin und 
prämierte Dokumentarfilme
rin Mo Asumang wurde 1963 

als Tochter einer Deutschen und eines 
Ghanaers in Kassel geboren. Bis zu ih
rer Einschulung lebte sie im Kinderheim, 
bei Pflegefamilien und bei der Groß
mutter, die – wie sie erst nach deren 
Tod erfuhr – bei der SS gearbeitet hatte. 

»Meine Mutter hat mich mit 21 be
kommen und war eben sehr jung. Mei
ne Oma und sie haben natürlich gear
beitet, der Vater war nicht so involviert, 
deshalb war ich mein erstes Lebensjahr 
im Kinderheim. Als man rote Striemen 
am Rücken entdeckt hat, die aber von 

einer Art Hospitalismus resultierten, 
haben sie mich bei Pflegeeltern unter
gebracht. Die waren sehr gut zu mir, da 
gab’s Kaninchen und Katzen. Und der 
Opa hatte ein Feld, da durfte ich im
mer hinten mit auf dem Heuwagen sit
zen. Am Wochenende war ich dann im
mer zu Hause bei der Oma. Meine Mut
ter wohnte gegenüber.«

Schon als Kind hat Mo Asumang lei
denschaftlich gerne und »ganz viel Mu
sik gemacht. Ab der 7. Klasse bin ich im
mer mit Gitarre in die Schule gegangen 
und hab die Leute als Alleinunterhalte
rin auf dem Schulhof bespaßt. Ich hatte 
auch eine Band namens ›Second Proof‹, 
da war ich sogar einmal im HRFernse
hen.« Nach dem Abi wussten sie und 
ihre Freundin nicht so genau, was sie 
studieren wollten, so wurde es erst mal 

Lehramt mit Kunst als Fach. »An der 
Uni in Kassel habe ich gemerkt, dass die 
Künstler und auch die Profs total cool 
sind. Künstler*innen muss man jetzt 
natürlich sagen. Und Professor*innen.  
 – Das hat mir einfach total viel Spaß 
gemacht dort. Dann begann ich mit ei
genen Kunstwerken und bewarb mich 
für visuelle Kommunikation. So bin ich 
eigentlich erstmals in dem Bereich ge
landet, in dem ich ja jetzt auch tätig bin, 
nämlich beim Film.«

»Nebenbei« fing sie an, klassischen 
Gesang in Berlin zu studieren, und um 
ihr Studium zu finanzieren, jobbte sie 
als Taxifahrerin. »Ich wollte etwas mit 
Stimme und Sprache machen.« Beim 
Taxifahren fiel sie Tobias Meister auf, 
einem der bekanntesten Synchronre
gisseure und sprecher unter anderem 
von Brad Pitt. Er war von ihrer Stimme 
begeistert und lud sie ins Studio ein. Ei
nige Jahre arbeitete Mo Asumang dann 
als Synchronsprecherin, ergatterte eine 
Rolle in Roman Polanskis Film »Ghost
writer« und moderierte schließlich als 
erste Afrodeutsche im Fernsehen das 
Magazin »Liebe Sünde« für ProSieben. 

Aufmerksam auf sie war man durch 
die Sendung »Classic Clips« für rbb ge
worden, in der sie als singende Taxifah
rerin ihre prominenten Fahrgäste in
terviewte und moderierte. »Das war so 
eine Art MTV für Klassik.« Ihre zweite 
rbbSendung hieß »Logenplatz«.

Ihr Prominentenstatus als Pro
SiebenAushängeschild brachte ihr 
nicht nur Gutes ein: »Die Kugel ist für 
dich, Mo Asumang« hieß es da: »Und 
der Song ist bis jetzt da draußen.« Auf 
der CD »Noten des Hasses« der Neo
naziband White Aryan Rebels wurde 
ihr zusammen mit Rita Süssmuth, Mi
chel Friedman, Alfred Biolek, Stefan 
Heym und Hella von Sinnen der Tod 
gewünscht. »Da weiß man eben nicht, 
wer dann plötzlich bei einem vor der 
Haustür steht. Ich musste da irgendwie 
reagieren und hab angefangen, mir Ge
danken zu machen. Ich habe bei einem 
Theaterprojekt für Inhaftierte in Bran
denburg mitgemacht, weil ich dort mal 
einen echten Nazi treffen wollte. Den 
Tag vorher habe ich mir ›Das Schwei
gen der Lämmer‹ angeschaut, um mich 
vorzubereiten. Bin dann todesmutig 
hin und hab tatsächlich mit dem ers
ten Neonazi so facetoface gesprochen. 
Das war sehr interessant, weil ich ge
merkt habe, das ist ja für die  andere 

 Seite auch gar nicht so einfach. Die 
kann dann nicht nur ihre Informatio
nen runterleiern. Sie hat plötzlich ein 
Gegenüber, das Fragen stellt, das neu
gierig ist und offen und im Zweifel lä
chelt. Auch vielleicht sympathisch ist. 
All das, was sie gar nicht will, weil sie ja 
eigentlich den Dialog ablehnt. Das hat 
dann dazu geführt, einen Dokumentar
film darüber anzugehen.«

Mo Asumang gründete 2004 ihre ei
gene Filmproduktionsfirma, ihre erste 
Arbeit hieß »Roots Germania« (2007/
ZDF). In dem Dokumentarfilm setzt sie 
sich mit ihren eigenen Wurzeln ausein
ander, spricht erstmals in Afrika mit ih
rem Vater über Zugehörigkeit und Hei
mat. Für den 2010 veröffentlichten Do
kumentarfilm »Road to Rainbow – Will
kommen in Südafrika« war Asumang 
mit dem afrikanischen Comedian Ka
giso Lediga in den Townships von Kap
stadt und Südafrika unterwegs und por
trätierte den zwölfjährigen HIVinfi
zierten Inganathi, der Fußballer werden 
wollte. Im Dokumentarfilm »Die Arier« 
(2014/ZDF) konfrontierte Mo Asumang 
Rassisten mit scheinbar arglosen Fra
gen: Was sie eigentlich gegen Schwar
ze haben, was sie ihnen getan hätten? 
Die Ergebnisse sind immer wieder über
raschend und unerwartet. 

In ihrem 2016 veröffentlichten Buch 
»Mo und die Arier. Allein unter Rassis
ten und Neonazis« beschreibt Mo Asu
mang, welche Wirkung Rassismus auf 
sie als Betroffene hat. Sie trifft welt
weit Neonazis, PEGIDAMitläufer und 

Angehörige des KuKluxKlans und 
chattet sogar auf NaziDatingplattfor
men. Und zuletzt interviewte sie 2022 
für die Serie »Mo Asumang und …« für 
3sat homophobe Menschen,  extreme 

Linke, Männerrechtler, fundamentalis
tische Christen, Querdenker und Ras
sisten. Ihr Buch erreichte Platz 18 der 
SpiegelBestsellerliste. Mit ihren Fil
men hält sie in Schulen und Universitä
ten weltweit Vorträge zum Thema Ras
sismus und Fremdenfeindlichkeit. 

Mo Asumang erhielt 2016 den Ver
dienstorden des Landes Berlin und 2019 
das Bundesverdienstkreuz am Bande, 
2018 den AlfredMüllerFelsenburg
Preis für aufrechte Literatur. Sie en
gagiert sich seit Jahren auch gegen 
Antisemitismus und zeigt sich ange
sichts der Situation in Nahost und in 
Deutschland entsetzt: »Ich frage mich, 
warum es so weit gekommen ist, war
um wir nicht frühzeitig in den Dialog 
gegangen sind. Mein Thema als Afro
deutsche hinsichtlich Rassisten und 
Antisemiten ist immer der Dialog. Da 
habe ich mich hin entwickelt, weil ich 
gemerkt habe: Es reicht nicht, einfach 
nur ›Nazis raus‹ zu brüllen, sondern 
es ist wichtig, dass ich meine Mensch
lichkeit behalte und vorlebe. Und das 
ist das, was im Moment ja gar nicht 

mehr stattfindet. Es fliegen Bomben, 
Menschen sterben. Ich glaube, es ist 
jetzt einfach sehr wichtig, dass wir vie
le Stimmen laut werden lassen in den 
Medien, die sich wirklich für ein Mit
einander aussprechen. Dass der Blick 
auf einzelne Menschen nicht in diesem 
Konflikt untergeht. Wir könnten zeigen, 
wie Israelis mit Palästinensern, Juden 
mit Muslimen reden. Dialog gegensei
tig vorleben: Erzählt eure Geschichten. 
Wie seid ihr groß geworden? Was habt 
ihr erlebt? Was macht euch Angst? Wo 
wollt ihr hin? Wie seht ihr die Zukunft? 
Hass, Wut und Überbegriffe wie ›Die 
sind so und so‹ bringen uns nicht wei
ter. Wir müssen zurück zum einzelnen 
Menschen. Und der Weg dahin ist die 
Menschlichkeit.«

2024 wird Mo Asumang als Gastpro
fessorin an der Hochschule für Film und 
Fernsehen in München unterrichten, 
das Fach »hybride Erzählform« ist in der 
Dokumentarfilmabteilung angesiedelt.

Ursula Gaisa ist Redakteurin  
der neuen musikzeitung

Ihr Prominenten-
status als Pro Sieben-
Aushängeschild 
 brachte ihr nicht  
nur Gutes ein
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PERSONEN &  
REZENSIONEN

Politik & Kultur informiert über 
 aktuelle Personal und Stellen
wechsel in Kultur, Kunst,  Medien 
und Politik. Zudem stellen wir in 
den Rezensionen alte und neue 
Klassiker der kulturpolitischen Li
teratur vor. Bleiben Sie gespannt – 
und liefern Sie gern Vorschläge an  
redaktion@politikkultur.de.

ZUR PERSON …

Astrid Böhmisch wird neue Direk-
torin der Leipziger Buchmesse
Zum 1. Januar 2024 übernimmt Astrid 
Böhmisch als Direktorin die Verant
wortung für die Leipziger Buchmesse. 
Böhmisch folgt damit auf Oliver  Zille, 
der die Buchmesse und das Lesefest 
»Leipzig liest« seit 1993 leitet. Böh
misch ist studierte Germanistin und 
Anglistin und derzeit als Beraterin für 
Medienunternehmen in Berlin tätig. 
Bis 2022 verantwortete sie als General 
Manager die deutschsprachigen Märk
te der Bookwire GmbH mit einer gro
ßen Bandbreite an Verlagskunden für 
das digitale Buchgeschäft. Die nächste 
Leipziger Buchmesse wird vom 21. bis 
24. März 2024 veranstaltet.

Fotografin Candida Höfer  
erhält Käthe-Kollwitz-Preis
Die Fotografin Candida Höfer wird 
mit dem KätheKollwitzPreis der 
Akademie der Künste für 2024 ausge
zeichnet. Höfer ist vor allem für ihre 
großformatigen Fotografien, die öf
fentliche und halb öffentliche Räu
me historischer Bibliotheken, Muse
en oder Opernhäuser zeigen, bekannt. 
Im Jahr 2002 stellte Höfer auf der 
Weltkunstausstellung documenta aus 
und vertrat ein Jahr später Deutsch
land auf der 50. Biennale in Venedig. 
Der KätheKollwitzPreis wird seit 
1960 jährlich an bildende Künstlerin
nen und Künstler vergeben und ist 
mit 12.000 Euro dotiert.

Neue Leitung der Deutschen Aka-
demie für Sprache und Dichtung
Der Schriftsteller Ingo Schulze ist 
auf der Mitgliederversammlung der 
Deutschen Akademie für Sprache 
und Dichtung zum neuen Präsiden
ten gewählt worden. Schulze folgt auf 
Ernst Osterkamp. Nach seiner Wahl 
hob Schulze die Aufgabe der Akade
mie hervor, sich für den freien Aus
tausch der Meinungen in Wort und 
Schrift einzusetzen und zu einer dif
ferenzierten Debattenkultur beizu
tragen. Schulze ist in Dresden gebo
ren und zählt zu den bekanntesten 
deutschsprachigen Gegenwartsauto
ren. Ingo Schulzes Werk wurde viel
fach ausgezeichnet und in 30 Spra
chen übersetzt.

Gewinnerstück des Deutschen 
 Hörspielpreises der ARD 2023
Der Deutsche Hörspielpreis der ARD 
2023, der jedes Jahr im Rahmen der 
ARD Hörspieltage verliehen wird, geht 
an Mara May und Jūratė Braginaitė für 
ihr Stück »Vogel Igel Stachelschwein. 
Ein Spiel in Weimar Nord«. In der Be
gründung der Jury heißt es, dass sich 
das Hörspiel liebevoll und spielerisch 
eines Stadtviertels annehme, aus dem 
man sonst wenig, vor allem aber we
nig Positives höre. Dadurch, so die 
Jury, entstehe eine vorsichtige Hoff
nung, die in komplexen Zeiten wich
tiger sei denn je. Mit der Auszeich
nung ist ein Preisgeld in Höhe von 
5.000 Euro sowie eine Radiosendung 
in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz verbunden.

Helge Schneider erhält den  
Kunstpreis des Landes NRW
Der Musiker, Kabarettist, Regisseur, 
Autor und Maler Helge Schneider ist 
mit dem Kunstpreis des Landes Nord
rheinWestfalen ausgezeichnet wor
den. Ministerpräsident Hendrik Wüst 
würdigte den Künstler in seiner Lau
datio im Düsseldorfer Kunstmuseum 
K21 als »legendäres Multitalent« und 
betonte darüber hinaus, dass er wie 
kaum ein anderer für den Mut, Neu
es zu wagen und Grenzen auszulo
ten, stehe. Der Kunstpreis des Lan
des NRW wird an Künstlerinnen und 
Künstler oder Künstlerkollektive mit 
enger Beziehung zum Land Nord
rheinWestfalen verliehen. 

Rote Liste bedrohter 
Kultureinrichtungen

Oft wird die Bedeutung einer kultu
rellen Einrichtung den Nutzerinnen 
und Nutzern erst durch deren Bedro
hung deutlich. Erst wenn Empörung 
und schließlich Protest über mögli
che Einschnitte oder gar eine Insol
venz entstehen, wird den Verantwort
lichen bewusst, wie stark das Muse
um, das Theater oder das Orchester 
mit der Struktur und der Identität des 
Ortes verbunden ist. 

Mit der Roten Liste bedrohter Kul
tureinrichtungen, einer Analogie zu 
den bekannten »Roten Listen« be
drohter Tier und Pflanzenfamilien, 
stellt der Deutsche Kulturrat gefähr
dete Kulturinstitutionen, vereine und 

programme vor. Ziel der Roten Lis
te ist es, auf die Bedeutung einzelner 
Kultureinrichtungen und Initiativen, 
seien sie Teil einer Kommune oder ei
ner Großstadt, hinzuweisen. Auf der 
Roten Liste bedrohter Kultureinrich
tungen stehen aktuell: 

 ҄ das Kurt Tucholsky Literatur-
museum in Rheinsberg, 

 ҄ das Freiwillige Soziale Jahr 
 Kultur (FSJ Kultur) sowie 

 ҄ die von Schließung bedrohten 
Goethe-Institute. 

Ab sofort informiert Politik & Kultur 
fortlaufend in jeder Ausgabe über Kul
turinstitutionen, vereine und pro
gramme, die von Schließung oder Kür
zungen bedroht sind. Damit möchte 
Politik & Kultur auf die Defizite in der 
Kulturfinanzierung aufmerksam ma
chen und an den herausragenden Wert, 
den kulturelle Einrichtungen wie The
ater, Museen oder Orchester für unse
re Gesellschaft haben, erinnern. 

Benachrichtigen Sie uns über die 
Lage Ihnen bekannter Kultureinrich
tungen und Kulturinitiativen! Sen
den Sie uns dazu Ihre Vorschläge zur 
Aufnahme auf die Rote Liste an puk@
kulturrat.de.

Mehr Informationen zur Roten Liste und 
gegenwärtig gefährdeten Kultureinrich-
tungen finden Sie unter: kulturrat.de/
thema/die-rote-liste

Jüdisches Leben
In Deutschland und Israel

Z wischen drei Kontinenten setz
ten sich die Gedanken und All
tagsszenen der 15jährigen 

Margarita und ihrem alleinerziehen
den Aba Avi zu einem Familiendrama 
zusammen. Avi ist Israeli und Chasan 
in der Synagoge auf der Oranienbur
ger Straße, Margarita geht aufs Jüdi
sche Gymnasium. Sie kann den Som
mer nicht wie erhofft mit ihrer besten 
Freundin, Partys und Nico in Berlin 
verbringen, sondern wird von ihrer Fa
milie erst zu den Großeltern nach Chi
cago und anschließend zu ihrer Mutter 
nach Jerusalem geschickt. Marsha hat 
dort ein Fellowship an der Hebrew Uni
versity, die Gelegenheit für ihre Toch
ter, sie und ihre jüdischen Wurzeln 
kennenzulernen. Erwartungsgemäß 
verläuft der Besuch nicht ohne Konflik
te, Verletzungen und Familiengeheim
nisse. Dana Vowinckel erzählt mitrei
ßend und intim. Während Margarita 
wie die meisten Teenager wütend, ver
liebt, angeekelt, aber auch sehr ver
letzlich ist, zerreißt es ihren Vater zwi
schen der Sorge um sie und seiner neu 
entdeckten Einsamkeit – was ist seine 
Rolle als Jude in Deutschland und dem 
deutschen »Gedächtnistheater«? Und 
Margaritas? Dana Vowinckel lässt ei
nen direkt und ohne große Erläuterun
gen in eine jüdische Familiengeschich
te und ihre Verwicklungen eintauchen, 
in der Identität, Religiosität, Zugehö
rigkeit und politische Einstellung im
mer wieder neu verhandelt werden. 

Die Handlung des Buches spielt 
vor dem 7. Oktober 2023. Das führt die 
Tragweite dieses historischen Ein
schnitts nochmals schmerzlich vor 
Augen. Denn auch schon im Roman 
versteckt Avi seine Kippa unter ei
ner Baseballcap, wenn er sich durch 
Deutschland bewegt. Schilderungen 
von alltäglichem jüdischem Leben 

 sowie seiner vielfältigen Ausprägun
gen und Perspektiven, die in dem Buch 
sichtbar werden, sind wichtiger denn je. 
Schon der Text »In My Jewish Bag«, mit 
dem Dana Vowinckel den ersten Platz 
beim Schreibwettbewerb »L’Chaim« be
legte, zeigt ihr Talent, komplexe The
men in deutliche Bilder zu übersetzen. 
Wer sich fragt, weshalb das großartige 
Debüt nun ausgerechnet »Gewässer im 
Ziplock« heißt, sollte selbst nachlesen.
Sina Rothert

Dana Vowinckel. Gewässer im Ziplock. 
Berlin 2023

Auf der Suche nach Ewigkeit
Von Tutanchamun zum Kunsthaus Tacheles

M anchmal zieht das Leben an 
einem vorbei, als wäre auch 
nur die Hoffnung auf eine 

eigene kleine Ewigkeit obsolet. Man 
scheint im Strudel der Zeit zu versin
ken; mitgerissen von der Schnelligkeit 
unserer Gegenwart. Und doch gibt es 
Dinge, die auch heute noch der Ver
gänglichkeit trotzen. Wie die Pyrami
den von Gizeh. Oder die Grabstätten 
im Tal der Könige. Die Graphic Novel 
»Hypericum« von Manuele Fior beginnt 
mit der weltberühmten Erschließung 
der Grabkammer des Tutanchamun in 
ebenjener sagenumwobenen Nekro
pole des Alten Ägypten, in der die Zeit 
förmlich stillzustehen scheint. Ange
reichert mit den Tagebucheinträgen 
des Entdeckers Howard Carter zeichnet 
Fior das historische Ereignis von 1922 
in gedeckten Erdtönen und mit wei
chen Konturen. Diesem Ort der Ewig
keit wird dann jedoch das unbestän
dige Berlin der späten 1990er Jahre 
entgegengesetzt, in das die junge Ita
lienerin Teresa zieht, um an einer Aus
stellung über den ägyptischen Kinder
pharao mitzuwirken. Und so weichen 
auch die organischen Formen der 
ägyptischen Wüstenlandschaft einem 
urbanen Stadtpanorama voll scharf
kantigen Wolkenkratzern und blitzen
den Lichtern. Für Teresa ist diese Sta
tion eine Abweichung von ihrem sonst 
so geradlinigen Lebensweg: Sie findet 
sich in einer komplizierten Liebesbe
ziehung mit dem Künstler Ruben und 
stellt konstant ihre Vorstellung von ei
ner Zukunft infrage, die bisher immer 

gut sichtbar vor ihr zu liegen schien. 
Teresas Suche nach ihrer eigenen Ewig
keit in einer unsicheren Zeit hält Fior 
in teils ikonischen Bildern fest, die sei
ne Graphic Novel zu einer melancholi
schen Reflexion über die Vergänglich
keit und das menschliche Empfinden 
machen. »Hypericum« verwebt kunst
voll und scheinbar mühelos die mysti
schen Grabkammern des Alten Ägyp
tens mit besetzten Häusern und Tech
noClubs in Berlin sowie dem Terror
anschlag auf das World Trade Center 
in New York und lässt damit Fragen 
über das eigene Empfinden von Zeit
lichkeit und unser Verständnis von Ge
schichte aufkommen.
Anna Göbel

Manuele Fior. Hypericum. Aus dem Ita-
lienischen von Myriam Alfano. Berlin 
2023

Von Stars und Fans
Negative Seiten im J-Pop

M ein Idol steht in Flam
men. Er soll einen Fan 
geschlagen haben. Noch 
ist kein einziges Detail 

bekannt. Und obwohl noch nichts be
kannt ist, ist das Netz über Nacht zu ei
nem Fegefeuer geworden. Die schwüle 
Hitze hat mich schlecht schlafen las
sen, aber vielleicht hat mich auch eine 
böse Vorahnung geweckt.« Mit diesen 
Worten beginnt Japans neuer Literatur
star Rin Usami das Buch »Idol in Flam
men«, in dem sie aus der Perspektive 
der Schülerin Akari erzählt. 

Akari ist Fan von Masaki, einem 
Mitglied einer beliebten JPop Gruppe. 
Doch genügt hier das Wort Fan im 
Grunde nicht mehr: Akari ist besessen 
von ihrem Idol. Sie verbringt Stunden  
 – und später im Buch ganze Tage und 
Nächte – auf der Suche nach Infor
mationen über Masaki und sein (Pri
vat)Leben, schreibt einen Blog über 
ihn, kauft alle Fanartikel (auch wenn 
sie sich diese eigentlich nicht leisten 
kann) und widmet so Stück für Stück 
ihr ganzes Leben ihrem Star. 

Als Masaki in einen Skandal ver
wickelt wirkt – er soll einen weibli
chen Fan geschlagen haben –, gerät 
nicht nur sein Leben aus den Fugen, 
sondern mit ihm auch das von Akari. 
Der Star fällt tief und reißt den Fan 
mit sich. Denn in der Konsequenz 
geht Akari von der Schule ab, verliert 
ihren Nebenjob und ist nicht in der 
Lage, eine neue Beschäftigung zu fin
den. Letztlich werden sogar einfache 

Haushaltstätigkeiten und auch das 
Essen immer schwerer zu bewältigen. 

Nüchtern und zugleich eindring
lich zeigt Rin Usami, die 1999 gebo
ren wurde und somit nur wenig äl
ter als ihre Protagonistin ist, die Ab
gründe von Starkult und Fandom auf. 
Auf knappen 124 Seiten schafft sie ein 
grausiges Abbild der Popmusik und 
MarketingIndustrie und zeigt ihre 
ungehemmte Sogwirkung auf junge 
Menschen – dieses Bild reicht gekonnt 
über die Grenzen des JPops hinaus.
Theresa Brüheim

Rin Usami. Idol in Flammen. Aus dem 
Japanischen von Luise Steggewentz. 
Köln 2023
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Kurt Tucholsky Literaturmuseum im Schloss Rheinsberg
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C. D. Friedrichs »Der Watzmann« wurde 2004 an die Erben des Alteigentümers restituiert. Dank der Unterstützung  
der DekaBank, die das Bild erwarb, verblieb das Werk in der Alten Nationalgalerie

Die Restitution von 
NS-verfolgungs bedingt 
entzogenem Kulturgut 
ist längst noch nicht 
abgeschlossen

»Der Jud’ is wieda doa« 
25 Jahre Washingtoner Konferenz zur Restitution von NS-Raubkunst

OLAF ZIMMERMANN

S helly Kupferberg schildert zu Be
ginn ihres eindrücklichen Buches 
»Isidor«, wie ihr Großvater Walter 

Graf 1956 nach Wien kommt, um auszu
loten, ob eine Rückkehr aus Israel, wohin 
er Ende der 1930er Jahre noch rechtzeitig 
floh, in seine Heimatstadt Wien denk
bar und möglich ist. Walter Graf klingelt 
unter anderem bei der Hausmeisterfa
milie des Hauses, in dem einst sein On
kel Dr. Isidor Geller, hoch angesehener 
Kommerzienrat, reich und bestens ver
netzt, Kunstmäzen, lebte. Beim Blick in 
die Wohnung erspäht Walter Graf wert
volle Möbel, die seinem Onkel gehörten. 
Die Hausmeisterfrau ruft ihrem Mann zu 
»Der Jud’ is wieda doa« und verweigert 
Graf den Zutritt.

In dieser kurzen Szene wird die Ent
eignung, der Raub, die Aneignung, der 
Entzug jüdischen Besitzes in der NS
Zeit auf den Punkt gebracht. Es lebt 
sich schön im wertvollen und kostba
ren Mobiliar, das einst den Menschen 
gehört hatte, die verfolgt und vernich
tet wurden. Anflüge von schlechtem 
Gewissen tauchen auf, wenn Überle
bende oder deren Nachfahren vor der 
Tür stehen. Diese wird allerdings jäh 
zugeschlagen. Shelly Kupferbergs Fa
milie, deren Großvater nach Israel zu
rückkehrte, hat vom großen Vermögen 
von Isidor Geller nur einen Kasten mit 
schwerem Silberbesteck übrig behalten. 

Heute, 78 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs, wo es nur noch 

 wenige Überlebende gibt, ist die Ge
schichte der Enteignung immer noch 
nicht zu Ende. Immer noch kämpfen 
Nachfahren darum, materielles Erbe zu
rückzuerhalten oder eine gütliche Eini
gung mit den aktuellen Besitzern zu fin
den. Vor 25 Jahren, im Dezember 1998, 
wurden die »Grundsätze der Washing
toner Konferenz in Bezug auf Kunstwer
ke, die von Nationalsozialisten beschlag
nahmt wurden (Washingtoner Princi
ples)« verabschiedet. 44 Staaten, da  
runter die Bundesrepublik Deutschland, 
verständigten sich darauf:

1. Kunstwerke, die von den National
sozialisten beschlagnahmt und in der 
Folge nicht zurückerstattet wurden, 
sollten identifiziert werden.
2. Einschlägige Unterlagen und Archive 
sollten der Forschung gemäß den Richt
linien des International Council on Ar
chives zugänglich gemacht werden.
3. Es sollten Mittel und Personal zur 
Verfügung gestellt werden, um die Iden
tifizierung aller Kunstwerke, die von 
den Nationalsozialisten beschlagnahmt 
und in der Folge nicht zurückerstattet 
wurden, zu erleichtern.
4. Bei dem Nachweis, dass ein Kunst
werk durch die Nationalsozialisten 
beschlagnahmt und in der Folge nicht 
zurückerstattet wurde, sollte berück
sichtigt werden, dass aufgrund der ver
strichenen Zeit und der besonderen 
Umstände des Holocaust Lücken und 
Unklarheiten in der Frage der Herkunft 
unvermeidlich sind.

5. Es sollten alle Anstrengungen un
ternommen werden, Kunstwerke, die 
als durch die Nationalsozialisten be
schlagnahmt und in der Folge nicht zu
rückerstattet identifiziert wurden, zu 
veröffentlichen, um so die Vorkriegs
eigentümer oder ihre Erben ausfindig 
zu machen.
6. Es sollten Anstrengungen zur Ein
richtung eines zentralen Registers al
ler diesbezüglichen Informationen un
ternommen werden.
7. Die Vorkriegseigentümer und ihre Er
ben sollten ermutigt werden, ihre An
sprüche auf Kunstwerke, die durch die 
Nationalsozialisten beschlagnahmt und 
in der Folge nicht zurückgegeben wur
den, anzumelden.
8. Wenn die Vorkriegseigentümer von 
Kunstwerken, die durch die National
sozialisten beschlagnahmt und in der 
Folge nicht zurückgegeben wurden, 
oder ihre Erben ausfindig gemacht wer
den können, sollten rasch die nötigen 
Schritte unternommen werden, um eine 
gerechte und faire Lösung zu finden, 
wobei diese je nach den Gegebenhei
ten und Umständen des spezifischen 
Falls unterschiedlich ausfallen kann.
9. Wenn bei Kunstwerken, die nach
weislich von den Nationalsozialisten 
beschlagnahmt und in der Folge nicht 
zurückgegeben wurden, die Vorkriegs
eigentümer oder deren Erben nicht aus
findig gemacht werden können, sollten 
rasch die nötigen Schritte unternom
men werden, um eine gerechte und fai
re Lösung zu finden.

10. Kommissionen oder andere Gremien, 
welche die Identifizierung der durch die 
Nationalsozialisten beschlagnahmten 
Kunstwerke vornehmen und zur Klä
rung strittiger Eigentumsfragen bei
tragen, sollten eine ausgeglichene Zu
sammensetzung haben.
11. Die Staaten werden dazu aufgerufen, 
innerstaatliche Verfahren zur Umset
zung dieser Richtlinien zu entwickeln. 
Dies betrifft insbesondere die Einrich
tung alternativer Mechanismen zur Klä
rung strittiger Eigentumsfragen.

Bund, Länder und kommunale Spitzen
verbände haben 1999 die »Erklärung der 
Bundesregierung, der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände zur Auf
findung und zur Rückgabe NSverfol
gungsbedingt entzogenen Kulturgu
tes, insbesondere aus jüdischem Besitz 

(Gemeinsame Erklärung)« verabschie
det, in der sie sich auf die Washing
toner Prinzipien beziehen. Beide, die 
 Washingtoner Prinzipien und die Ge
meinsame Erklärungen, sind nach wie 
vor eine wesentliche Grundlage für die 
Suche nach NSverfolgungsbedingt ent
zogenem Kulturgut und vor allem  deren  

Rückgabe, inzwischen in der Regel an 
die Nachfahren der ehemaligen Eigen
tümer. Trotz der gemeinsamen Erklä
rung 1999 dauerte es noch 16 Jahre, bis 
endlich 2015 das Deutsche Zentrum 
Kulturgutverluste seine Arbeit aufnahm 
und mehr Mittel für die Provenienzfor
schung zur Verfügung gestellt wurden. 

90 Jahre ist es in diesem Jahr her, 
dass mit dem sogenannten Ermächti
gungsgesetz die Grundlage für die ab 
1935 einsetzende systematische Ent
rechtung, Verfolgung, Enteignung und 
zum Schluss Vernichtung europäischer 
Juden begann. 90 Jahre, das ist mehr 
als »normales« Menschenalter. 90 Jah
re, und noch immer sind viele Fälle NS
verfolgungsbedingt entzogenen Kul
turgutes ungeklärt, noch immer ver
schleppen Kultureinrichtungen die 
Klärung und noch immer weigern sich 
einige, auch sehr renommierte wie die 
Bayerische Staatsgemäldesammlung 
im Fall des Gemäldes »Madame Soler« 
von Pablo Picasso, die Beratende Kom
mission anzurufen, um zu einer einver
nehmlichen Lösung zu kommen. Die
ser Fall steht exemplarisch dafür, dass 
es dringend einer Reform der Beraten
den Kommission bedarf, damit auch die 
Opfer einseitig die Kommission anru
fen können.

Die Restitution von NSverfolgungs
bedingt entzogenem Kulturgut ist 
längst noch nicht abgeschlossen. Vie
le jüdische Opfer der Entrechtung im 
Nationalsozialismus haben immer noch 
nicht ihr Eigentum zurückerhalten. Das 
ist für unser Land zutiefst beschämend. 
Es gibt noch sehr viel zu tun.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und Heraus-
geber von Politik & Kultur
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Eines der 384 Bücher, die 2016 an die Freimaurerloge »Teutonia zur Weisheit« restituiert wurden

Hatte sich die Prove-
nienzforschung zu-
nächst vor allem auf 
Kunstmuseen fokus-
siert, so hat sich das 
Spektrum inzwischen 
deutlich erweitert

Wege in die Zukunft
Zur Entwicklung der Provenienzforschung

GILBERT LUPFER

J ahrzehntelang war in Deutschland, 
West und Ost, die Erinnerung an 
den NSKunstraub einer kollek
tiven wie individuellen Amnesie 

zum Opfer gefallen. Das Ereignis, das 
eine grundlegende Veränderung brach
te, fand Ende 1998 in den USA statt: die 
Washingtoner Konferenz, auf der die 
gleichnamigen Prinzipien verabschie
det wurden. Im Rückblick sind diese 
Prinzipien ein Dokument von kaum zu 
überschätzender Wichtigkeit, sie bilden 
die Grundlage für die Aufklärung die
ses Raubes. Allerdings brauchte dieses 
Dokument einige Zeit, um Wirkung zu 
entfalten. Zwar machten Bund, Länder 
und Kommunen mit der Gemeinsamen 
Erklärung (»Erklärung der Bundesregie
rung, der Länder und der kommunalen 
Spitzenverbände zur Auffindung und 
zur Rückgabe NSverfolgungsbedingt 
 entzogenen Kulturgutes, insbesonde
re aus jüdischem Besitz«) schon 1999 
den Weg frei für eine Umsetzung in die 
Praxis der Kultureinrichtungen, aller
dings nur theoretisch. Museen, Biblio
theken und Archive, an die sich die Ge
meinsame Erklärung vor allem richtete, 
waren überfordert, es fehlte an Personal, 
Kompetenz und Geld – und vielerorts 
auch an der Einsicht in diese Notwen
digkeit. Um 2000 war die Haltung weit
verbreitet, was einmal im Museum sei, 
habe dort auch für immer zu bleiben – 
ungeachtet seiner Provenienz.

2006, als der Berliner Senat die »Ber
liner Straßenszene« von Ernst Ludwig 
Kirchner aus dem BrückeMuseum res
tituierte, war dies heftig umstritten. Es 
wurde deutlich, wie wenig man sich vie
lerorts um die Umsetzung der Washing
toner Prinzipien gekümmert, wie fahr
lässig man sich mit der Thematik aus
einandergesetzt hatte. Um wirklich ei
nen Schritt weiterzukommen, waren 
eine Anschubfinanzierung und ein Be
wusstseinswandel notwendig. Genau 
dies erkannten Isabel Pfeiffer Poensgen, 
damals Generalsekretärin der Kultur
stiftung der Länder, und Staatsminis
ter Bernd Neumann, Beauftragter der 
Bundesregierung für Kultur und Medi
en. Sie richteten 2008 die Arbeitsstel
le für Provenienzrecherche und for
schung in Berlin ein, die Anstöße ge
ben und finanziell unterstützen sollte. 
Erste Erfolge wurden bald sichtbar: Mu
seen und Bibliotheken nahmen Prove
nienzforschung und Restitution in ih
ren Wortschatz auf. 

So wäre es wohl, mit solider Arbeit 
in mehr und mehr Museen und Bib
liotheken, stetig, aber unspektakulär 
 weiter gegangen, hätte es nicht im No
vember 2013 ein spektakuläres Ereignis 
gegeben, den sogenannten Fall Gurlitt, 
bekannt auch als Schwabinger Kunst
fund. Spektakuläre NaziRaubkunst im 
Milliardenwert sei in der Wohnung des 
KunsthändlerSohnes Cornelius Gur
litt gefunden worden, so war in dicken 
Schlagzeilen zu lesen. Intensive Re
cherchen kamen dann allerdings zum 
Ergebnis, dass dieser Kunstfund nicht 
ganz so spektakulär war wie zunächst 
vermutet. Immerhin fiel nun ein Schlag
licht auf die Provenienzforschung und 
offenbarte noch manche Schattensei
ten. So wurde offenkundig, dass sich 

Kunsthandel und privater Kunstbesitz 
bisher weitgehend in Diskretion hüll
ten. Auch die Anstrengungen zur sys
tematischen Recherche in öffentlichen 
Sammlungen waren noch nicht aus
reichend. Anderthalb Jahrzehnte nach 
den Washingtoner Prinzipien musste 
man also eine ambivalente Bilanz zie
hen und  feststellen, dass immer noch 
viel zu tun war. Die Ende 2013 neu be
rufene Beauftragte der Bundesregie
rung für Kultur und Medien, Staats
ministerin Monika Grütters, nahm 
sich der Sache an, und Isabel Pfeiffer 
Poensgen spielte erneut eine wichti
ge Rolle bei der Stärkung der Förder
instrumente. 

Wichtigstes Resultat war Anfang 
2015 die Gründung der Stiftung Deut
sches Zentrum Kulturgutverluste in 
Magdeburg, getragen von Bund, Län
dern und Kommunen. In der Stiftung 
gingen zwei Institutionen auf: die Ko
ordinierungsstelle Magdeburg und die 
Arbeitsstelle für Provenienzforschung. 
Als Hauptaufgaben definiert wurden 
insbesondere die Anregung, Unterstüt
zung, finanzielle Förderung, Dokumen
tation und Vernetzung der Provenienz
forschung zum NSKulturgutraub in öf
fentlichen, aber auch in privaten Ein
richtungen, wie z. B. Stiftungsmuseen, 
und  – als Konsequenz aus dem Fall Gur
litt  – bei Privatpersonen. 

Hatte sich die Provenienzforschung 
zunächst vor allem auf Kunstmuseen 
und dort besonders auf Gemälde fokus
siert, so hat sich das Spektrum inzwi
schen deutlich erweitert, beispielsweise 
um Universitätssammlungen, Techni
sche Museen oder Heimatmuseen. Das 
Deutsche Zen trum Kulturgutverluste 
und zuvor die Arbeitsstelle für Prove
nienzforschung haben von 2008 bis 
zum September 2023 insgesamt 437 
kurz und langfristige Projekte der de
zentralen Provenienzforschung in öf
fentlichen Museen, Bibliotheken, Ar
chiven und in privaten Sammlungen 
gefördert. Damit wurde die Basis gelegt 
für eine Vielzahl von Restitutionen und 
 anderen » gerechten und fairen Lösun
gen« im Geiste der Washingtoner Prin
zipien. Nicht nur das Deutsche Zent
rum Kulturgutverluste finanziert – aus 
Bundesmitteln und jeweils mit Eigen
beteiligung der geförderten Einrich
tung – die Forschung nach NSRaub
gut; es gibt inzwischen etliche Häuser 
wie z. B. die Staatlichen Kunstsamm
lungen Dresden, die auf eigene Kosten 
systematische Provenienzforschung be
treiben, sowie von Bundesländern oder 
Kommunen eingerichtete Koordinati
onsstellen. 

Die Provenienzforschung in 
Deutschland ist in den letzten Jahren 
deutlich professioneller geworden und 
hat sich auch als wissenschaftliche Dis
ziplin etabliert. Der Arbeitskreis Prove
nienzforschung e. V., die höchst aktive 
Vereinigung der Provenienzforscherin
nen und forscher, zählt rund 500 Mit
glieder. Wenn trotzdem immer wieder 
die Kritik zu hören ist, Provenienzfor
schung in Deutschland sei nicht effek
tiv genug, und die legitimen Interessen 
der Nachfahren erführen zu wenig Be
achtung, so scheint das nicht ganz zu 
dem eben Skizzierten zu passen. Tat
sächlich wurden in den zwei Jahrzehn
ten ihres Bestehens nicht einmal zwei 
Dutzend Streitfälle vor die Beratende 
Kommission gebracht, das unabhängi
ge, Empfehlungen aussprechende Me
diationsgremium. Doch als Indikator 
eignet sich diese Zahl kaum, denn vie
le »gerechte und faire Lösungen« wur
den unmittelbar zwischen Museen oder 
Bibliotheken und Nachfahren bzw. Er
ben gefunden, ohne dass die Kommis
sion angerufen werden musste. Es sei 
allerdings nicht verschwiegen, dass in 
etlichen Fällen erst öffentlicher Druck 

solche Lösungen ermöglichte: Nicht 
jedes Museum hat sich immer vorbild
lich verhalten, nicht immer wurde dem 
Thema die notwendige Aufmerksam
keit eingeräumt. 

Die finanzielle Förderung der 
dezen tralen Provenienzforschung 
steht im Mittelpunkt der Tätigkeit des 
Deutschen Zentrums Kulturgutverlus
te, doch sein Aufgabenspektrum be
schränkt sich nicht darauf. Auf dem 
Transparenzgebot der Washingtoner 
Prinzipien beruht die LostArtDaten
bank. Dieses Register für Such und 
Fundmeldungen ging schon 2000 on
line und wurde zunächst von der Ko
ordinierungsstelle Magdeburg betrie
ben. Lost Art führt, bisweilen nach 
jahrzehntelanger Suche, derzeitige 
Besitzer und Nachfahren früherer Ei
gentümer zusammen. Die Datenbank 
dürfte das international erfolgreichs
te Instrument zur Findung »gerech
ter und fairer Lösungen« sein. Es gibt 
 allerdings durchaus Gegner: Biswei
len wird gegen  LostArtMeldungen 
sogar juristisch vorgegangen, zuletzt 
im Sommer 2023 bis zum Bundesge
richtshof – bisher jedoch ohne Erfolg. 
Lost Art konnte sich als niederschwel
liges, kostenfreies Mittel etablieren, 
das die Suche nach NSRaubgut im In 
und Ausland unterstützt und erleich
tert. Einen anderen Ansatz verfolgt 
die zweite, vom Deutschen Zentrum 
Kulturgutverluste seit 2020 betriebe
ne Datenbank. Proveana ist nicht wie 
Lost Art objektzen triert, sondern ver
knüpft Akteure, Orte und Materialien. 
Die hauptsächliche Basis von Proveana 
bilden die ausgewerteten Abschluss
berichte der vom Deutschen Zentrum 
Kulturgutverluste geförderten Projek
te. So wächst Proveana kontinuierlich 
als Kompendium des Wissens zum NS
Kulturgutraub, gerichtet in erster Li
nie an die Forschung und somit auch 
anspruchsvoller in der Handhabung 
als Lost Art.

Lässt man die vom Deutschen Zen
trum Kulturgutverluste veranstalteten 
großen Jahrestagungen Revue passie
ren, so spiegelt das die Entwicklung 
der Provenienzforschung und auch de
ren zusätzliche Dimensionen über die 
Aufklärung des NSRaubes hinaus. Das 
begann 2015 unter dem Titel »Neue 
Perspektiven der Provenienzforschung 
in Deutschland« im Jüdischen Muse
um in Berlin. 2016 wurde im MaxLie
bermannHaus am Brandenburger Tor 
erstmals über ein neues Thema disku
tiert: »Entziehungen von Kulturgütern 
in SBZ und DDR – Der Stand der For
schungen und die Perspektiven«. Dies 

wurde dann bei der  Herbstkonferenz 
2020 wieder aufgegriffen, bei der ers
te Forschungsergebnisse präsen
tiert werden konnten: »›VEB Kunst‹  
 – Kulturgutentzug und handel in der 
DDR«. Doch zurück zur Chronolo
gie. »Raub und Handel. Der französi
sche Kunstmarkt unter deutscher Be
satzung« war das Motto der deutsch
französischen 2017erKonferenz in der 
Bonner Bundeskunsthalle, die sich  
 – eine Konsequenz aus den Erkennt
nissen im Fall Gurlitt – einem zu
vor wenig beachteten Aspekt des NS
Kulturgut raubes widmete. Im Novem
ber 2018 bot der 20. Jahrestag der Wa
shingtoner Prinzipien den Anlass für 
eine große internationale Fachkon
ferenz im Berliner Haus der Kultu
ren der Welt: »20 Jahre Washingtoner 
Prinzipien – Wege in die Zukunft«. Es 
ging nicht nur um Rückblick und Be
standsaufnahme, sondern auch um die 
Identifizierung von Fehlstellen und 
die Entwicklung von Perspektiven. 
2021 dann wurde der neue Bereich der 
Forschungsförderung zu Kultur und 
Sammlungsgut aus kolonialen Kontex
ten Gegenstand einer internationalen 
Tagung. Sie war der langen Geschich
te von Restitutionsforderungen und 
Rückgaben in diesem Kontext gewid
met: »The Long History of Claims for 
the Return of Cultural Heritage from 

Colonial Contexts«. 2022 schließlich 
nahm sich die  Herbstkonferenz den 
Randbereichen an, unter geografischen 
wie inhaltlichen Aspekten: »Die Peri
pherie im Zentrum. Vergessenes, Ver
drängtes und Vernachlässigtes in der 
Provenienzforschung«. Am Vorabend 
der Tagung fand in Halberstadt, das auf 
eine reiche jüdische Tradition zurück
blickt, eine Podiumsdiskussion statt 
unter dem Titel »Erneuerung aus der 
Erinnerung? Jüdisches Leben zwischen 
Tradition, Verfolgung und Neubeginn«. 

2018 wurde nach »Wegen in die Zu
kunft« gesucht. Wurden diese seitdem 
gefunden? Welche Bedeutung haben 
die Washingtoner Prinzipien heute? 
Welche Rolle spielen sie angesichts 
neuer Fragen und Problemfelder? Was 
sind die drängendsten offenen Auf
gaben? Darum wird es bei einer vom 
Deutschen Zentrum Kulturgutverluste 
ausgerichteten Veranstaltung zum 25. 
Jubiläum der Washingtoner Prinzipien 
gehen, die am 7. Dezember 2023 in der 
Staatsbibliothek Unter den Linden in 
Berlin stattfindet. Durch die Ereignis
se seit dem 7. Oktober in Israel, aber in 
der Folge auch in Deutschland erhält 
diese Veranstaltung eine erschrecken
de aktuelle Brisanz.

Gilbert Lupfer ist Vorstand des  
Deutschen Zentrums Kulturgutverluste

ZU DEN BILDERN

Die Nationalsozialisten haben in der 
Zeit von 1933 bis 1945 zahlreiche Per
sonen und Unternehmen enteignet 
und hierbei auch systematisch Kul
turgüter wie z. B. Gemälde oder Bü
cher beschlagnahmt oder ganze pri
vate Kunstsammlungen oder Bi
bliotheken aufgelöst und unter Wert 
veräußert. Eine Vielzahl der unrecht
mäßig entzogenen Objekte gelang
te auch in öffentliche Einrichtungen. 
Seit einigen Jahren wird sich verstärkt 
bemüht, die Herkunft von Werken, die 
ab 1933 in den Besitz öffentlicher Ein
richtungen gelangten, zu erforschen 
und Werke gegebenenfalls zurückzu
geben. Die Stiftung Preußischer Kul
turbesitz (SPK) befasst sich bereits seit 
den 1990er Jahren mit dem Umgang 
mit NSverfolgungsbedingt entzoge
nem Kulturgut. In 50 Restitutionser
suchen hat die SPK bereits entschie
den und Lösungen gefunden. Laut SPK 
wurden mehr als 350 Werke und über 
1.000 Bücher an die Berechtigten zu
rückgegeben. In diesem Schwerpunkt 

zeigen wir ausgewählte Bilder von Kul
turgütern, die die SPK restituiert hat. 
Dazu zählen unter anderem Gemälde, 
Skulpturen, Bücher oder Porzellan
figuren. Die gezeigten Beispiele ma
chen nicht nur deutlich, dass sich die 
NSverfolgungsbedingt entzogenen 
Kulturgüter in ihrer Art unterschei
den, sondern auch, dass die Lösungen, 
die für die jeweiligen Restitutionser
suchen gefunden werden, nicht immer 
einfach und individuell sind. Ein Bei
spiel dafür ist die Skulptur »Susanna« 
von Reinhold Begas, die sich bis 1933 
in der Sammlung Mosse befand und 
der Familie verfolgungsbedingt ent
zogen wurde. Die SPK hat das Werk an 
die Erben von Felicia LachmannMos
se zurückgegeben. Anschließend wur
de die Skulptur mithilfe des Förderzu
schusses der Kulturstiftung der Län
der zurückgekauft und ist in der Alten 
Nationalgalerie zu sehen. 

Quelle: Stiftung Preußischer Kultur-
besitz 
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ZEITTAFEL  
NS-VERFOLGUNGSBEDINGT ENTZOGENES  

KULTURGUT

1933
Machtübernahme
30.1.1933: Reichspräsident Paul von 
Hindenburg ernennt Adolf Hitler zum 
Reichskanzler.

»Ermächtigungsgesetz«
23.3.1933: Erlass des »Ermächtigungs
gesetzes«, mit dem die gesetzgeben
de Gewalt vollständig an Adolf Hit
ler übergeht.

1935
Nürnberger Gesetze
15.9.1935: Mit dem Erlass der Nürn
berger Gesetze werden Jüdinnen und 
Juden zu Menschen minderen Rechts 
erklärt und die rechtliche Grundlage 
für ihre Verfolgung geschaffen.

1937
»Entartete Kunst«
19.7.1937: Die Ausstellung »Entarte
te Kunst« eröffnet in München und 
zeigt 650 konfiszierte Kunstwerke aus 
32 deutschen Museen.

1938
Vermögens-Verordnung
26.4.1938: Die »Verordnung über die 
Anmeldung des Vermögens von Ju
den« verpflichtet diese, alles Vermö
gen über 5.000 Reichsmark dem Fi
nanzamt bekannt zu geben, darunter 
auch Kulturgut, auf das die Regierung 
damit direkten Zugriff hat.

»Führervorbehalt«
18.6.1938: Adolf Hitler sichert sich mit 
dem »Führervorbehalt« ein Erstzu
griffs und Verfügungsrecht für be
schlagnahmte Kunstwerke in Öster
reich, das er auf das Deutsche Reich 
und alle besetzten und annektierten 
Gebiete ausweitet.

Reichspogromnacht
9.11.1938: Die Reichspogromnacht 
führt zur Zerstörung von Synago
gen und zur Verschleppung von etwa 
30.000 Jüdinnen und Juden in Kon
zentrationslager.

Zwangsverkäufe
3.12.1938: Die »Verordnung über den 
Einsatz des jüdischen Vermögens« 
verfügt den Zwangsverkauf mobi
ler und immobiler Vermögenswerte. 
 Jüdinnen und Juden dürfen Kultur 
und Wertgegenstände über 1.000 RM 
nur noch über staatliche Stellen 
 veräußern.

1939
»Sonderauftrag Linz«
1.6.1939: Einrichtung des »Sonderauf
trag Linz«, der für ein geplantes »Füh
rermuseum« in Linz und darüber hi
naus zahlreiche Kunstwerke ankauft 
und beschlagnahmt.

Kriegsbeginn
1.9.1939: Deutscher Angriff auf Polen; 
Beginn des Zweiten Weltkrieges.

1941
Entzug der Staatsangehörigkeit
25.11.1941: Mit der »Elften Verordnung 
zum Reichsbürgergesetz« wird allen 
Jüdinnen und Juden nach ihrer De
portation oder Emigration die deut
sche Staatsangehörigkeit entzogen. 
Ihr Vermögen fällt an das Deutsche 
Reich. Mit der »13. Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz« geht ab Juli 1943 
auch das Eigentum verstorbener bzw. 
ermordeter Jüdinnen und Juden auf 
das Deutsche Reich über.

1942
Wannsee-Konferenz
20.1.1942: Auf der WannseeKonfe
renz von NSFunktionären wird die 
»Endlösung der Judenfrage« geplant.

1945
Kriegsende in Europa
8.5.1945: Inkrafttreten der Gesamt
kapitulation des NSStaats, Ende des 
Zweiten Weltkriegs in Europa.

Nach 1945
Rückgabe entzogenen Gutes
Es werden Grundlagen zur Rückgabe 
entzogenen Gutes an die rechtmäßi
gen Eigentümerinnen und Eigentümer 
geschaffen. Gleichwohl konnten vie
le Opfer ihre Ansprüche nicht gelten 
machen oder sich gegen Widerstän
de nicht durchsetzen.

Ab Mitte der 1970er Jahre
Rechtsansprüche gelten als juristisch 
verjährt. Eine neue Restitutionsdebat
te entsteht erst wieder mit dem Ende 
des Kalten Krieges und mit der deut
schen Wiedervereinigung.

1994 
Koordinierungsstelle der Länder
Die Koordinierungsstelle der Länder 
für die Rückführung von Kulturgü
tern wird bereits 1994 in Bremen ge
gründet und dient vorerst der Doku
mentation kriegsbedingt verbrachter 
Kulturgüter deutscher öffentlicher 
Einrichtungen. Ab 1998 fungiert sie 
mit Sitz in Magdeburg als zen trale 
deutsche Serviceeinrichtung für Kul
turgutverluste. Ab 2001 wird die Ko
ordinierungsstelle vom Bund mitfi
nanziert und geht 2015 schließlich 
im Deutschen Zentrum Kulturgut
verluste auf.

1998
Washingtoner Konferenz  
über Vermögenswerte aus  
der Zeit des Holocaust
30.11.3.12.1998: Auf der Konferenz 
in Washington, D.C. (USA) erarbei
ten 44 Staaten, darunter die Bundes
republik Deutschland, und zahlrei
che Nichtregierungsorganisationen 
Grundsätze in Bezug auf Kunstwer
ke, die von den Nationalsozialisten 
beschlagnahmt wurden. Diese »Wa
shingtoner Prinzipien« sind Gegen
stand der Washingtoner Erklärung.

1999
Gemeinsame Erklärung
9.12.1999: Grundlage für die Umset
zung der Washingtoner Erklärung in 
Deutschland ist die Gemeinsame Er
klärung von Bundesregierung, Län
dern und kommunalen Spitzenver
bänden zur Auffindung und zur Rück
gabe NSverfolgungsbedingt entzo
genen Kulturgutes, insbesondere aus 
jüdischem Besitz.

2003
Beratende Kommission
Die Beratende Kommission im Zu
sammenhang mit der Rückgabe NS
verfolgungsbedingt entzogener Kul
turgüter, insbesondere aus jüdischem 
Besitz, wird auf Grundlage einer Ab
sprache zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen eingerichtet.

2009
Theresienstädter Erklärung
In Prag wird die von Deutschland mit
getragene Theresien städter Erklärung 
verabschiedet. Mit der Theresien
städter Erklärung wird die Unterstüt
zung der  Grundsätze der Washingto
ner Konferenz von 1998  bekräftigt.

2015
Dt. Zentrum Kulturgutverluste
Zum 1.1.2015 wird von Bund, Länder 
und kommunalen Spitzenverbänden 
das Deutsche Zentrum Kulturgutver
luste als rechtsfähige Stiftung bür
gerlichen Rechts mit Sitz in Magde
burg errichtet.

Faire und gerechte Lösungen 
auch in Deutschland?
Restitution von  
NS-Raubkunst

RÜDIGER MAHLO

I m letzten Moment einigten sich 
alle auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner. Damals, an jenem 3. Dezem

ber vor 25 Jahren. Vertreter aus 44 Län
dern waren Ende November 1998 zu ei
ner mehrtägigen Konferenz in Washing
ton zusammengekommen, um über die 
Restitution von NSRaubkunst zu ver
handeln. Botschafter Stuart E. Eizen
stat hatte zu der Konferenz eingeladen. 
In der damaligen, von Bill Clinton ge
führten USRegierung war er Sonderbe
auftragter des Präsidenten und des Au
ßenministers für HolocaustFragen. Zu
sammen mit  seinem  Kollegen aus dem 

diplomatischen Dienst, J. D. Bindenagel, 
entwickelte Eizenstat die Kompromiss
linie, die die Konferenz vor dem Schei
tern bewahrte: Sie schlugen vor, die 
Washingtoner Prinzipien als freiwilli
ge Grundsätze zu definieren, zu deren 
Anwendung sich die Staaten – verbind
licher und weniger verbindlich – ver
pflichten könnten. Viele Skeptiker be
fürchteten, dass die so verfassten Wa
shingtoner Prinzipien keine große Wir
kung entfalten würden. Stuart Eizenstat 
erinnert sich aber auch an die Einschät
zung des damaligen Leiters des Metro
politan Museum of Art in New York, Phi
lippe de Montebello, der auch der As
sociation of Art Museum Directors vor
stand. Er prophezeite damals, dass die 
Kunstwelt mit den Washingtoner Prin
zipien »nie wieder dieselbe sein würde«. 

Viele neue Institutionen  
und Forschungsprojekte

Philippe de Montebello sollte recht be
halten. Seit Verabschiedung der Wa
shingtoner Prinzipien hat sich die Art 
und Weise, wie wir über NSRaubkunst 
denken, sowohl in Museen als auch auf 
dem Kunstmarkt nachhaltig verändert. 
Die American Alliance of Museums hat 
ein eigenes Portal eingerichtet, das mit 
179 Museen verbunden ist. Dieses Por
tal erleichtert es betroffenen Familien, 
ihre Ansprüche geltend zu machen. Fünf 
europäische Länder haben Kommissi
onen eingerichtet, die bei der Lösung 
von Streitigkeiten über die Rückgabe 
von Kunstwerken helfen sollen. Gro
ße internationale Auktionshäuser wie 
Christie’s und Sotheby’s haben Spezial
abteilungen für die Klärung der Prove
nienz jedes zu versteigernden Kunst
werks und für die Bearbeitung von Res
titutionen eingerichtet. Und das Eu
ropäische Parlament hat 2019 eine 
Entschließung über die Rückgabepra
xis von  Kunstwerken  angenommen, die 

von den Nazis  beschlagnahmt wurden. 
Auch in Deutschland veränderten sich 
nach 1998 nicht nur die Art und Wei
se, wie über Museumssammlungen und 
den Kunstmarkt gedacht wurde, son
dern auch die institutionelle Landschaft. 
Im Jahr 2003 beschlossen Bund, Länder 
und kommunale Spitzenverbänden ge
meinsam, eine unabhängige Beraten
de Kommission einzurichten. Die Kom
mission sollte immer dann vermitteln, 
wenn es Differenzen gab im Zusammen
hang mit der Rückgabe NSverfolgungs
bedingt entzogenen Kulturguts aus jü
dischem Besitz. 

2015 wurde das Deutsche Zentrum 
Kulturgutverluste (DZK) als zentraler 
Ansprechpartner zu Fragen NSverfol
gungsbedingt entzogenen Kulturguts 
insbesondere aus jüdischem Besitz 
gegründet. Es fördert die Provenienz

forschung in Deutschland vor allem 
an kulturbewahrenden Einrichtungen. 

Am 25. Jahrestag der Unterzeichnung 
der Washingtoner Prinzipien bewegt 
uns vor allem die Frage, wie der for
mulierte Anspruch der »gerechten und 
fairen Lösungen« in der Praxis einge
löst wird. Verstehen die Museen sich 
inzwischen tatsächlich als Akteure im 
Prozess der Provenienzforschung, und 
mündet diese Forschung schließlich in 
Restitutionen?

Nur wenig Restitution

Im Jahr 2016 hat das Institut für Muse
umsforschung 6.712 in die Gesamtsta
tistik einbezogene Museen gefragt, ob 
sie aktiv die Sammlungsgeschichte und 
Herkunft der von ihnen bewahrten Ob
jekte recherchiert und erforscht haben. 
4.065 von ihnen haben geantwortet, und 
rund zehn Prozent der Häuser gaben an, 
die Provenienz ihrer Sammlungsobjek
te von 1999 bis 2015 punktuell aktiv er
forscht zu haben. Nur ein geringer Teil 
von ihnen hat ihre Sammlung überprüft. 

Eine ähnliche Statistik findet sich auf 
der DZKWebseite. Dort heißt es, dass 
an 242 von insgesamt 7.120 Museen in 
Deutschland Projekte zur Provenienz
erforschung von NSRaubkunst laufen 
oder gelaufen sind. Das sind nicht ein
mal fünf Prozent. 

Diese niedrigen Prozentsätze pas
sen auch zu dem Bild, das sich in der 
LostArtDatenbank bietet: Unter der 
Rubrik Malerei im Bereich Suchmel
dung finden sich im November 2023 in 
der Verlustumstandskategorie NS ver
folgungsbedingt entzogenes Kulturgut 
10.447 Einträge. Weniger als drei Pro
zent dieser Objekte wurden restituiert. 
Im Bereich Fundmeldung sind 1.809 Ob
jekte verzeichnet. Davon wurden in den 
vergangenen 20 Jahren sieben Prozent 
restituiert. Bei der Kunstverwaltung des 
 Bundes sieht es ähnlich aus.

Mehr Verbindlichkeit  
und Transparenz

Diese Daten belegen, dass das Restitu
tionssystem in Deutschland dringend 
reformiert werden muss. Die bisherige 
Restitutionspraxis von NSRaubkunst 
führt nur selten zu Restitutionen. Die 
Rolle der Beratenden Kommission muss 
aufgewertet werden. Sie sollte als unab
hängige Bundesbehörde mit eigenem 
Verwaltungsapparat installiert werden 
und über die Restitution von NSRaub
kunst entscheiden können. Ihre Mit
glieder sollten zu gleichen Teilen von 
der Bundesregierung und von NSOp
ferorganisationen vorgeschlagen und 
vom Bund bestellt werden. Dies erhöht 
die Akzeptanz der Entscheidungen und 
führt zu einer größeren Befriedung. Zu
dem sollten die Entscheidungen bindend 

sein, sodass man nicht mehr mit einer 
Beratenden, sondern mit einer Entschei
denden Kommission zu tun hat. 

Außerdem sollen die Opfer die Her
beiführung einer Entscheidung initi
ieren können. Beispielsweise kann die 
Zahl der Entscheidungen der Kommis
sion durch die Einführung eines einsei
tigen Anrufungsrechts erhöht werden. 
Die Grundlage für ihre Entscheidun
gen aber sollte ein Bundesgesetz sein, 
das im Bereich der NSRaubkunst Ver
bindlichkeit und Transparenz herstellt. 
Nur über ein Gesetz können alle we
sentlichen Themen wie beispielswei
se die Ersitzung, die Verjährung oder 
die Entschädigung befriedend und ab
schließend geregelt werden. 

Die Gesetzgebungskompetenz im 
Bereich der sogenannten Wiedergut
machung hat der Bund. Er hat diese 
Kompetenz in der Vergangenheit ge
nutzt, um alle Themen im Bereich der 
HolocaustEntschädigung zu regeln 
und etwa das Bundesentschädigungs
gesetz (BEG), das Bundesrückerstat
tungsgesetz (BRüG), das Vermögens
gesetz und das Gesetz zur Zahlbarma
chung von Renten aus Beschäftigung in 
einem Ghetto (ZRBG) erlassen. 

Warum sollte der Bund seine Gesetz
gebungskompetenz nicht auch für das 
letzte offene NSbezogene Entschädi
gungsthema nutzen? Der Präsident des 
Jüdischen Weltkongresses Ronald Lau
der nannte die von den Nazis gestoh
lenen Kunstwerke einmal »die letzten 
Gefangenen des Zweiten Weltkriegs«. 
Beim Festakt zum 20jährigen Beste
hen der Beratenden Kommission nahm 
Josef Schuster, der Vorsitzende des Zen
tralrates der Juden in Deutschland, Lau
ders Diktum auf und forderte: »Befreien 
wir sie!« Ich schließe mich seinem Ap
pell an. Worauf warten wir noch?

Rüdiger Mahlo ist Repräsentant der 
Claims Conference in Europa

Ernst Ludwig Kirchners »Bauern, plaudernd« wurde 2012 an die Erben von Curt Glaser restituiert
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Reinhold Begas, Susanna, Modell 1869, Marmorausführung 1870-1872. 2016 wurde die Skulptur an die Erben von Felicia 
Lachmann-Mosse zurückgegeben. 2017 wurde sie zurückerworben und verbleibt in der Alten Nationalgalerie in Berlin

Der gegenwärtige 
Regelungszustand 
in  Fragen der Res-
titution ist höchst 
unbefriedigend

Nur 23 Fälle …
… und kein Restitutionsgesetz

HANS-JÜRGEN PAPIER

V or dem Hintergrund von mehr 
als 75.000 Meldungen von NS
Raubkunst fordert die Bera
tende Kommission NSRaub

kunst mehr Kompetenzen, die Stärkung 
der Opfer und ein Bundesgesetz, das der 
Verantwortung, die der deutsche Staat 
als Rechtsnachfolger des Deutschen Rei
ches trägt, gerecht wird.

Vor 20 Jahren wurde die Beraten
de Kommission NSRaubgut von Bund, 
Ländern und kommunalen Spitzenver
bänden eingesetzt. Dieser rechtspoliti
sche Akt war eine Konsequenz aus der 
Teilnahme der Bundesrepublik Deutsch
land an der Konferenz in Washington 
am 3. Dezember 1998. An der Konfe
renz mit dem Titel »Washington Con
ference on HolocaustEra Assets«, zu 
Deutsch »Washingtoner Konferenz über 
Vermögenswerte aus der Zeit des Ho
locaust«, nahmen 44 Staaten – darun
ter die Bundesrepublik Deutschland  
 – teil und verabschiedeten elf Grund
sätze, mit deren Hilfe die teilnehmen
den Staaten die Suche, das Auffinden 
und die Restitution von NSRaubkunst 
wieder aufnehmen und auf ihre jeweili
gen staatlichen Agenden setzen sollten. 
Madeleine Albright, ehemalige Außen
ministerin der USA, fasste ihr Verständ
nis von historischer Verantwortung zum 
Abschluss der Konferenz so: »Wir kön
nen alles in unserer Macht stehende tun, 
um Dunkelheit durch Licht, Ungerech
tigkeit durch Fairness, Unwahrheit durch 
Wahrheit zu ersetzen.« In diesem Sinne 
ist der Kern der Washingtoner Grundsät
ze die Aufforderung, »gerechte und fai
re« Lösungen zu finden. 

Obwohl bis zur Einsetzung der Be
ratenden Kommission NSRaubgut fünf 
Jahre vergingen, war dies doch eine di
rekte Konsequenz der in Washington 
verabschiedeten Grundsätze, deren 
Nummer 11 bestimmt, dass die Staaten 
dazu »aufgerufen« werden, » alternative 
Mechanismen zur Klärung strittiger Ei
gentumsfragen« zu schaffen. Entspre
chend heißt es in dem Gründungspapier, 
der »Absprache zwischen Bund, Län
dern und kommunalen Spitzenverbän
den zur Einsetzung einer Beratenden 
Kommission im Zusammenhang mit 
der Rückgabe NSverfolgungsbedingt 
entzogenen Kulturguts, insbesondere 
aus jüdischem Besitz«, dass die Bera
tende Kommission eine »Mediation« 
anbiete für den Fall, dass die Parteien 
dies »wünschen«.

Auf ihrer ersten Sitzung am 14. Juli 
2003 wählten die berufenen acht Per
sönlichkeiten des öffentlichen Lebens 
Jutta Limbach, die frühere Präsiden
tin des Bundesverfassungsgerichts der 
Bundesrepublik Deutschland, zu ihrer 
Vorsitzenden. Ihr Vertreter wurde Tho
mas Gaehtgens, weitere, zum Teil hoch
karätige Mitglieder waren der ehemali
ge Bundespräsident Richard von Weiz
säcker, Günther Patzig, Dietmar von der 
Pfordten, Reinhard Rürup und Ursu
la Wolf. Die ehemalige Präsidentin des 
Deutschen Bundestages, Rita Süssmuth, 
war von Anbeginn an Mitglied der Bera
tenden Kommission, und sie ist es auch 
heute noch. Seit 2016 gehören der Kom
mission zusätzlich zwei jüdische Mit
glieder an, sodass die Kommission heu
te zehn Mitglieder zählt.

Die Beratende Kommission arbeitet 
auf der Grundlage der Washingtoner 
Grundsätze und Nachfolgevereinbarun
gen, der »Gemeinsamen Erklärung« von 
Bund, Ländern und kommunalen Spit
zenverbänden sowie einer sogenannten 
Handreichung in ihrer jeweils aktuellen 
Fassung und einer Verfahrensordnung. 
Keine dieser Grundlagen  entfaltet eine 
rechtsnormative Kraft. Zwar benennt 
die  Handreichung  grundlegende Vor
aussetzungen, bei  deren Vorliegen von 

NSRaubkunst auszugehen ist, sie ist 
aber kein Gesetz, sondern sogenann
tes Soft Law und damit kein verbindli
ches Regelwerk. 

Im Verlauf ihres 20jährigen Be
stehens hat die Beratende Kommissi
on in 23 Fällen Empfehlungen abgege
ben. In zwölf Fällen hat sie die Rückga
be empfohlen, davon in drei verbunden 
mit einer Auflage. In vier weiteren Fäl
len hat die Kommission zwar empfoh
len, das Werk in der betroffenen Kul
tureinrichtung zu belassen, aber den 
Anspruchstellenden eine Entschädi
gung zu zahlen. 

Die Empfehlungen der Beratenden 
Kommission haben von Anfang an für 
viel Aufsehen gesorgt und werden im 
In und Ausland als wegweisend an
gesehen. Sie beeinflussen maßgeblich 

die Entscheidungsfindung von Museen 
und ihren staatlichen oder kommuna
len Trägern sowie den Kunstmarkt. Vor 
allem aber haben sie eine wichtige Si
gnalfunktion für die Opfer und deren 
Nachfahren. Denn die Empfehlungen zu 
bestimmten Fallkonstellationen ermu
tigen die Opfer, in ähnlich gelagerten 
Fällen Ansprüche anzumelden.  

Aber warum gab es in den 20 Jahren 
des Bestehens der Beratenden Kom
mission nur 23 Empfehlungen, wenn 
gleichzeitig davon ausgegangen wer
den muss, dass sich bis heute Zigtau
sende geraubter Kunstobjekte noch 
immer in öffentlichen Einrichtungen 
befinden und also nicht zurückgege
ben worden sind? Allein in der deut
schen LostArtDatenbank, die inter
nationale Such und Fundmeldungen 
von NSRaubgut listet, finden sich über 
75.000 Einträge, mehrheitlich Suchmel
dungen der Opfernachfahren. Darüber 
hinaus gibt es weitere ungezählte Fäl
le von NSRaubkunst. Für sie fehlen bis 
heute die benötigten Hinweise oder Er
kenntnisse, um einen Eintrag bei Lost 
Art veranlassen zu können. 

Die geringe Anzahl von Empfehlun
gen der Kommission beruht darauf, dass 
die Opfer und deren Nachfahren nur 
dann vor die Kommission ziehen kön
nen, wenn die kulturgutbewahrende Ein
richtung einer Anrufung der Kommissi
on zustimmt. Diese sogenannte beidsei
tige oder auch gemeinsame Anrufung ist 
bereits in dem erwähnten Gründungs
papier geregelt. Dort heißt es: Es werde 
eine »unabhängige Beratende Kommis
sion gebildet, die im Bedarfsfall gemein
sam angerufen werden kann«.

Dieses Erfordernis der beidseitigen 
Anrufung der Beratenden Kommissi
on ist fast von Beginn an Anlass für Är
ger seitens der Opfer und ihrer Nach
fahren gewesen. In der Konsequenz be
deutet diese Konstruktion nämlich, dass 
die Opfer keinen Anspruch auf Klärung 
der Restitutionsfrage hinsichtlich eines 
umstrittenen Werkes haben. Oder, an
ders formuliert, die Museen und ande
re öffentlichen Einrichtungen, die Kul
turgut verwahren, können ein Vetorecht 
gegen eine Klärung vorbringen.

Traurige Berühmtheit hat in diesem 
Kontext der Fall »Madame Soler« erlangt, 
ein Gemälde von Pablo Picasso aus der 
sogenannten Blauen Periode, das heute 
den Bayerischen Staatsgemäldesamm
lungen gehört. Früherer Eigentümer 
war die Familie MendelssohnBarthol
dy. Seit nunmehr über zehn Jahren ver
weigert das Museum mit Zustimmung 
der Bayerischen Staatsregierung und 

des  Bayerischen Landtags die Teilnah
me an dem Verfahren mit der Begrün
dung, es handele sich bei dem Kunst
werk nicht um Raubkunst. Die Klärung, 
ob das Kunstwerk als Raubkunst anzu
sehen ist, wäre aber gerade die Aufgabe 
der Kommission und nicht der von die
ser Feststellung betroffenen Institution.
Bereits bei der Konferenz in Berlin im 
Jahr 2018 zum 20. Jahrestag der Wa
shingtoner Grundsätze war die nicht 
mögliche einseitige Anrufung Thema. 
Die frühere Staatsministerin Monika 
Grütters verkündete vor rund tausend 
Teilnehmenden, dass künftig alle Mu
seen, die vom Bund mit Mitteln für die 
Provenienzforschung unterstützt wür
den, verpflichtet seien, jedem Antrag 
von Nachfahren auf Anrufung der Bera
tenden Kommission zuzustimmen. Die
se Vorgabe allerdings ist bislang heute 
nicht wirklich umgesetzt. Faktisch läuft 
das auf ein Vetorecht der übergroßen 
Mehrheit der kulturgutbewahrenden 
öffentlichen Einrichtungen hinaus. Aus 
Sicht der Opfer und deren Nachfahren 
ist das unzumutbar und unangebracht; 
sie können ihre Anliegen nicht vor die 
Kommission bringen und klären lassen, 
sofern die öffentlichen Einrichtungen 
nicht einverstanden sind.

2023: Memorandum

Aus Sicht der Beratenden Kommissi
on sind ihre Stellung, vor allem aber 
die Grundlagen ihrer Arbeit insge
samt reformbedürftig. Daher haben 
die zehn Mitglieder der Beratenden 
Kommission NSRaubgut einmütig ein 

 Memorandum verfasst, das sich an die 
 Politik wendet. Im Zentrum steht die 
Kritik, dass das Fehlen einer gesetzli
chen Grundlage für eine Institution, die 
im Land der Täter über die Rückerstat
tung von NSverfolgungsbedingt ab
handengekommenen Kulturgütern zu 
befinden hat, unangemessen und unge
nügend ist. Es fehlt ein klares Bekennt
nis der Politik in Gestalt rechtlich ver
bindlicher Vorgaben für die Aufarbei
tung der bis heute nicht restituierten 
Raubkunstfälle. Allein auf der Basis ei
nes förmlichen Bundesgesetzes können 
die drei grundlegenden Forderungen an 
ein angemessenes und hinreichendes 
Restitutionsrecht erfüllt werden: 1. Die 
einseitige Anrufbarkeit der Kommission,  
2. die Bindungswirkung ihrer Entschei
dungen und schließlich 3. die Möglich
keit, Restitutionsverfahren auch dann 
einzuleiten, wenn die Kulturgüter sich 
in privater Hand befinden. Aus der Be
ratenden Kommission muss – auf ge
setzlicher Grundlage – eine entschei
dende Kommission werden.

Der gegenwärtige Regelungszustand 
in Fragen der Restitution NSverfol
gungsbedingt entzogener Kulturgüter 
ist nach alledem höchst unbefriedigend. 
Die Mängel sind systembedingt, weil 
Bund, Länder und Kommunen es sich 
vor gut 20 Jahren relativ leicht gemacht 
und auf eine gesetzliche Regelung ver
zichtet haben. Diese muss jetzt drin
gend nachgeholt werden, damit im In 
und vor allem auch im Ausland die Kri
tik verstummt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland nicht hinreichend in der 
Lage und auch nicht wirklich  willens 

ist, das NSUnrecht im Hinblick auf die 
Kulturgüter angemessen wiedergutzu
machen. Diese Kritik ist aus der Sicht 
der Beratenden Kommission deshalb 
besonders misslich, weil sie die bishe
rige Arbeit der Beratenden Kommis
sion insgesamt zu diskreditieren ge
eignet ist, obwohl die Leistungen der 
Kommission in den letzten zwei Jahr
zehnten im Rahmen der vorgegebe
nen systembedingten engen Grenzen 
durchaus als erfolgreich und effektiv 
zu bewerten sind.

Auf der Veranstaltung zum 20jähri
gen Bestehen der Beratenden Kommis
sion am 14. September dieses Jahres im 
Jüdischen Museum in Berlin kündig
te die Staatsministerin für Kultur und 
Medien, Claudia Roth, an: »Wir wollen 
eine einseitige Anrufung der Kommissi
on ermöglichen.« Wenige Wochen spä
ter, am 11. Oktober, berichtet Frau Roth 
in einer Pressemitteilung: »Ich freue 
mich darüber, dass wir uns heute auf 
einen gemeinsamen Reformweg ver
ständigen und wichtige gemeinsame 
Prinzipien verabreden konnten. Hierzu 
zählt für mich insbesondere die Frage 
der einseitigen Anrufbarkeit.« Ob und 
wie diese Ankündigung umgesetzt wer
den wird, bleibt aber völlig offen. Deut
lich ist aber schon jetzt: Es bleibt leider 
höchst zweifelhaft, ob sich die Politik 
für eine gesetzliche Regelung des Res
titutionsrechts einsetzen wird.

Hans-Jürgen Papier ist Vorsitzender der 
Beratenden Kommission NS-Raubgut. 
Er war von 2002 bis 2010 Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts
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Es geht um Recht!
Die Aufarbeitung des NS-Kunstraubs braucht  
eine neue Dynamik
HERMANN PARZINGER

S tockholm. Ein Wohnzimmer. 
Über einer Anrichte hängt 
Jakob Philipp Hackerts wun
derschöne Tuschpinselzeich

nung »Auf Hiddensee« von 1764. Sie 
hängt dort noch nicht lange, sondern 
wurde in der Sammlung des Kupfer
stichkabinetts bewahrt. Vor vier Jah
ren restituierte sie die SPK an die Er
ben des jüdischen Kaufmanns Fried
rich Guttsmann, der das Werk unter 
Druck verkaufen musste. Ein Fall 
von Tausenden, die den Kunstraub 
der Nazis in ganz Europa beschrei
ben. Fast 80 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges ist dieses mons
tröse Verbrechen keineswegs aufge
arbeitet. 200.000 Werke wurden in 
Deutschland und Österreich geraubt, 
600.000 sind es wohl europaweit. 
Zahlen, hinter denen immer Schick
sale stehen. Die Restitution der Ha
ckertZeichnung hat der Familie von 
Friedrich Guttsmann nicht nur ein 
Werk zurückgebracht, sondern auch 
ein Stück verlorener Würde. Darum 
geht es, wenn Museen, Bibliotheken 
und Archive erlittenes Unrecht rück
gängig machen wollen. Unsere Reihe 
»Kunst, Raub, Rückgabe – Vergessene 
Lebensgeschichten«, die wir gemein
sam mit den Bayerischen Staatsge
mäldesammlungen, dem Rundfunk 
BerlinBrandenburg und dem Baye
rischen Rundfunk – unterstützt von 
BKM – gestartet haben, erzählt genau 
davon. Von den Menschen, ihren Le
benswegen, ihrer Liebe zur Kunst und 
den Tragödien, die sie erleben muss
ten und die hinter den Aktenvermer
ken stecken. Wir wollen noch viele 
dieser Geschichten erzählen. Denn: 
Die Nazis raubten nicht nur Kunst, 
sie raubten auch Seelen. So einfach 
ist das. 

Wenn wir jetzt auf 25 Jahre Wa
shingtoner Konferenz zurückblicken, 
die die Grundlagen für die Aufarbei
tung legte, der sich öffentliche Kul
tureinrichtungen seither verpflich
tet fühlen, dann lässt sich konstatie
ren, dass es in dieser Zeit gelungen 
ist, vielfach »faire und gerechte Lö
sungen« zu finden. Die sprichwört
lich gewordene Formulierung mar
kiert den Anspruch, in gutem Einver
nehmen mit den Nachfahren, nach 
einer Einigung zu suchen. Damit ist 
nicht gesagt, dass dies manchmal 
mit schwierigen Gesprächen ein
herging. Die SPK hat in dieser Zeit 
über 350 Kunstwerke und mehr als 
2.000 Bücher zurückgegeben. Eini
ge Werke konnten für die Sammlun
gen zurückgekauft werden oder wur
den sogar als Dauerleihgaben über
lassen. Den Provenienzforscherin
nen und forschern, den Juristinnen 
und Juristen in unserem Hause ging 
es in ihrer Arbeit immer um Trans
parenz und Klarheit. Auch wenn das 
manchmal anders behauptet wurde. 
Für mich als Präsidenten gilt: Was 
nicht rechtmäßig erworben wurde, 
kann in unseren Sammlungen nicht 
verbleiben. Verantwortung für das ge
schehene Unrecht zu übernehmen 
bedeutet eben auch, Recht am Eigen
tum wiederherzustellen. So bitter das 
auch manchmal für eine öffentliche 
Sammlung sein mag. 

Wer die Ergebnisse des Washing
tonProzesses in Deutschland bewer
ten will, darf nicht nur auf die Bilanz 
der Beratenden Kommission schauen. 
Diese Schiedsstelle wird ja nur ange
rufen, wenn die Parteien nicht zuei
nanderkommen. Und da sind doch die 
22 Befassungen als Bilanz gar nicht 
so schlecht, zeigen sie doch, dass es 
in der Mehrzahl der Fälle gelungen 

ist, sich außerhalb der Kommis sion 
zu einigen. Gleichwohl muss die Re
form dieses Gremiums jetzt auch 
wirklich umgesetzt werden. Dazu ge
hört, dass die Nachfahren der Opfer
familien die Beratende Kommission 
einseitig anrufen können, wenn die 
Einigung nicht gelingt. Denn es darf 
nicht sein, dass die Nachfahren ge
rade in diesen besonders schwieri
gen Konstellationen auf die Mitwir
kung der heutigen Eigentümer ange
wiesen sind. Die Erfahrung lehrt aber, 
dass es richtig bleibt, vorher eine Ei
nigung zwischen Antragsteller und 
Kultureinrichtung zu suchen.

Aber wie oft passiert es tatsäch
lich, dass sich eine öffentliche Ein
richtung dem Gang vor die Kommis
sion verweigert? Ich denke, dass dies 
nicht das Haupthindernis ist, wenn 
es um die Aufarbeitung des NSUn
rechts geht. Viel schwerer wiegt z. B., 
dass private Besitzer von geraubter 
Kunst sich immer noch in großer Zahl 
der Aufklärung entziehen. Das kann 
nicht sein, denn bei diesem Thema 
ist die gesamte Gesellschaft gefor
dert, nicht nur der öffentliche Kul
turbetrieb. Geraubte Werke befinden 
sich längst nicht nur in Museen oder 
Bibliotheken. Natürlich lassen sich 
Privateigentümer nicht gegen ihren 
Willen vor die Beratende Kommissi
on zwingen, aber eine neue gesetz
liche Grundlage könnte hier durch
aus Abhilfe schaffen. 

Die Provenienzforschung und die 
damit verbundene Restitutionspo
litik in den öffentlich geförderten 
Kultureinrichtungen ist Alltag ge
worden. Freilich bräuchten wir alle 
mehr Stellen und auch mehr akade
mischen Nachwuchs, um schneller 
zu sein. Die Verankerung der Prove
nienzforschung in der Lehre ist auf 
gutem Wege, hat aber noch deut
lichen Entwicklungsbedarf. Hinzu 
kommt, dass viele Provenienzfor
scherinnen und forscher lediglich 
zeitlich befristete Projektstellen in
nehaben. Es ist jedoch von entschei
dender Bedeutung, dass wir diese Ex
pertise langfristig für die Kulturein
richtungen durch die Einrichtung von 
Dauerstellen sichern. Die Aufarbei
tung des NSUnrechts wird uns noch 
lange beschäftigen. 

Hinzu kommt, dass die Forschung 
vor immer komplexeren Fällen steht. 
Auch deshalb sind die Nachwuchs
frage und die Sicherung des Wissens 
so bedeutend. Ging es nach der Wa
shingtoner Konferenz vor allem um 
sogenannte »Beschlagnahmefälle«, 
haben wir es jetzt häufig mit immer 
komplexeren Verkäufen zu tun. Vie
le Fälle drehen sich um wirtschaftli
che Notlagen, dramatische Lebens
situationen, Verkäufe unter Zwang. 
Wie diese zu bewerten sind, was es 
vielleicht noch braucht, um die Auf
arbeitung neu zu akzentuieren, könn
te Thema einer Folgekonferenz sein. 

Der Umgang mit NSRaubkunst 
zeigt, dass wir Forschung, Rückga
ben und Erinnerungskultur mitein
ander verbinden müssen. Mir liegt vor 
allem an der Vermittlungsarbeit in 
den Schulen, die deutlich intensiviert 
werden muss. Es geht darum, zu zei
gen, wie vital und vielfältig jüdisches 
Leben in Deutschland einst war. Und 
wie sehr das Kulturland Deutschland 
davon geprägt war. Was wir tun, ist 
nicht nur der Weg, Unrecht wieder 
in Recht zu verwandeln, es ist auch 
ein Weg, dem Antisemitismus in jeder 
nur denkbaren Ausprägung zu begeg
nen. Heute ist das wichtiger denn je. 

Hermann Parzinger ist Präsident der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz

Koalitionsvertrag: Resti-
tution von NS-Raubkunst
Vier Fragen an Staats- 
ministerin für Kultur und  
Medien Claudia Roth

Was tut die Bundesregierung, speziell 
die Beauftragte für Kultur und Medien, 
um wie im Koalitionsvertrag festgehal
ten, die Restitution von NSRaubkunst 
in dieser Legislaturperiode entschei
dend zu verbessern? Politik & Kultur 
fragt nach.

Im Koalitionsvertrag wurde  
ver einbart, die Restitution von  
NS-Raubkunst zu verbessern. Wie 
stellen Sie sich dieser Aufgabe? 
Die Aufarbeitung des Nationalsozia
lismus in Deutschland und der  Shoah 
muss konsequent fortgeführt  werden. 
Wir als Bundesregierung stehen zu 
dieser Verantwortung – umso mehr 
jetzt, wo Jüdinnen und Juden in unse
rem Land wieder um ihre Sicherheit 

fürchten müssen und wir hierzulande 
offenen, aggressiven Antisemitismus 
in einem erschreckenden Ausmaß er
leben müssen. Zu dieser Verantwor
tung gehört auch die Auseinander
setzung mit dem NSKulturgutraub. 
Mein Haus und ich wollen die Bera
tende Kommission deshalb deutlich 
stärken und effizienter aufstellen –  
sodass sie dem Geist und den Zielen 
der Washingtoner Prinzipien besser 
gerecht wird. Darüber hinaus wollen 
wir auch Restitutionen von NSRaub
kunst gesetzlich verbessern. 

Was wird konkret dafür getan? 
In Hinblick auf die gesetzlichen Ver
besserungen geht es unter anderem 
um die Frage, inwiefern sich bei NS
Raubgut die Verjährung ausschlie
ßen lässt. Ein weiterer Punkt ist die 
gesetzliche Verankerung eines Aus
kunftsanspruchs. Zudem wollen wir 
einen zentralen Gerichtsstand voran
bringen. Bei der Beratenden Kom
mission wollen wir die  Änderungen 

 gemeinsam mit Ländern und Kom
munen erreichen. Deshalb habe ich 
das Thema sehr entschlossen in die
sem Kreis vorangetrieben. Beim 
Kultur politischen Spitzengespräch 
am 11. Oktober konnten sich der Bund, 
die Länder und die Kommunen darauf 
verständigen, dass bis Frühjahr 2024 
konkrete Vorschläge für die Stär
kung der Kommission vorgelegt wer
den sollen. Mein Haus arbeitet mit 
Hochdruck daran und hat bereits ers
te Vorschläge an Länder und Kom
munen übermittelt. Dafür haben wir 
uns auch vergleichbare Kommissio
nen in anderen europäischen Ländern 
 angesehen. 

Wie wird die Beratende  
Kommission gestärkt?
Ein zentraler Punkt ist für mich die 
Einführung der einseitigen Anruf
barkeit. Aktuell kann die Beratende 
Kommission ja nur dann aktiv  werden, 

wenn beide Seiten ihrer Anrufung zu
stimmen. Das hat zu viel Frust auf
seiten der Antragstellerinnen und 
Antragsteller geführt, der Fall »Ma
dame Soler« in Bayern ist dafür das 
bekannteste Beispiel. Es ist mir al
lerdings völlig unverständlich, wes
halb die Bayerische Landesregierung 
hier ein Tätigwerden der Beratenden 
Kommission weiter blockiert. Dafür 
könnte Bayern einfach den Weg frei
machen, dafür bräuchte es keine Re
form und Stärkung der Beratenden 
Kommission. Von unserer Seite ha
ben wir für alle vom Bund geförderten 
Kultureinrichtungen die Zustimmung 
zu einer Anrufung der Kommission 
schon verpflichtend gemacht. 

Zudem soll die Beratende Kommis
sion auch die Möglichkeit haben, sich 
schon früher mit den jeweiligen Fäl
len zu befassen – und nicht erst dann, 
wenn sich die Parteien nicht einigen 
konnten und sich die Fronten zumeist 
schon verhärtet haben. Des Weiteren 
soll die Beratende Kommission selbst 

Provenienzforschung bei unabhängi
gen Forscherinnen und Forschern be
auftragen können. Damit wollen wir 
unter anderem der immer mal wieder 
erhobenen Kritik begegnen, die Pro
venienzforschung sei nicht neutral 
genug. Ganz allgemein brauchen wir 
für die Beratende Kommission auch 
transparentere Verfahren, die für alle 
Beteiligten und die Öffentlichkeit 
besser nachvollziehbar sind. 

Wie ist es aktuell um die Rückfüh-
rungen NS-verfolgungsbedingt 
entzogener Kulturgüter bestellt? 
Seit der Verabschiedung der Washing
toner Prinzipien im Jahr 1998 wurde 
schon manches erreicht. Es gab in den 
letzten 25 Jahren einige Restitutio
nen, unter anderem knapp 7.500 Kul
turgüter im Museumsbereich sowie 
rund 24.500 Bücher und anderes Bi
bliotheksgut. Dabei liegt die Gesamt
zahl der Restitutionen höher, weil ja 

nicht jede Rückgabe öffentlich ge
macht wird. 

Ein weiterer Erfolg der Washing
toner Prinzipien betrifft die Prove
nienzforschung. Dieser Bereich wur
de in den letzten 25 Jahre finanziell 
und personell stark ausgebaut und ist 
mittlerweile zum festen Bestandteil 
von Museen, Bibliotheken, Archiven 
und anderen Kultureinrichtungen ge
worden – nicht zuletzt durch das von 
meinem Haus finanzierte Deutsche 
Zentrum Kulturgutverluste. 

Aber trotz all dem schon Erreich
ten sage ich ganz klar: Deutschland 
hat in dieser Frage noch einen weiten 
Weg zu gehen. Ich hoffe daher, dass 
die Länder und Kommunen weiterhin 
mit uns an einem Strang ziehen und 
wir uns nächstes Jahr schnell auf kon
krete Punkte bei der Reform der Bera
tenden Kommission verständigen und 
diese deutlich stärken können.

Claudia Roth ist Staatsministerin  
für Kultur und Medien

Fragment des Gemäldes »Lot« (um 1537) von Hans Baldung Grien, wurde 2020 aus der Berliner Gemäldegalerie  
an die Erben Hans Purrmanns restituiert
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»Restituiert wurde ein  
Krümel und nicht mehr«
Shelly Kupferberg  
im Gespräch

Die Journalistin Shelly Kupferberg hat 
im letzten Jahr ein Buch über ihren Ur
großonkel Dr. Isidor Geller publiziert. 
Anhand von Familienbriefen, Fotos, Do
kumenten und Archivfunden zeichnet 
sie Isidors Werdegang nach, der durch 
seinen rasanten gesellschaftlichen Auf
stieg aus einem ärmlichen Winkel Gali
ziens in die obersten Kreise Wiens ge
prägt ist – aber auch durch Antisemitis
mus, Verfolgung und Verhaftung nach 
dem Anschluss Österreichs ans Deut
sche Reich. Bei ihren Recherchen zum 
Buch wird ein Thema zunehmend prä
sent: der Raub von Kulturgut durch die 
Nationalsozialisten. Theresa Brüheim 
spricht mit ihr über ihren Urgroßonkel, 
ihre Recherchen und sich anschließen
de Fragen der Restitution.

Theresa Brüheim: Frau Kupfer-
berg, in Ihrem Buch »Isidor. Ein jü-
disches Leben« schreiben Sie über 
Ihren Urgroßonkel: »Wenig ist von 
ihm geblieben. Nur ein großer Sil-
berbesteckkasten samt Inhalt für 
24 Personen. (…) Das Besteck ist 
ein stiller Zeuge des großbürgerli-
chen Anspruchs eines Mannes, der 
davon überzeugt war, dass ihm in-
mitten der guten Wiener Gesell-
schaft keiner etwas anhaben konn-
te.« Als Sie herausgefunden haben, 
dass von Ihrem Onkel nur dieser 
Besteckkasten geblieben ist, was 
hat das für Sie bedeutet?
Shelly Kupferberg: Ich fand es sehr 
bezeichnend, dass ausgerechnet die
ser Besteckkasten übrig geblieben 
ist. Im Übrigen war das reiner Zufall. 
Denn alle Edelmetalle wurden von 
den Nazis aus jüdischen Haushalten 
konfisziert. Und dass dieses Silberbe
steck mit auf die Flucht gen Palästina 
kam, ist der Schläue meiner Urgroß
mutter zu verdanken. Die NaziBeam
ten haben die Dinge vorab geschätzt 
und überprüft, die meine Urgroßel
tern mit auf die Flucht nach Paläs
tina nehmen wollten. Am Abend, an 
dem sich der NaziBeamte mit ei
nem Termin angekündigt hatte, hat 
meine Urgroßmutter ihm zur Begrü
ßung ein Gläschen Sliwowitz überge
ben, das er dankend angenommen hat. 
Im Laufe des Abends wurde es feucht
fröhlich – zumindest für diesen Nazi 
Beamten. So hat er ein Stück weit aus 
dem Auge verloren, was er prüfen 
sollte und wurde nachlässig. Kurz
um, dieser Besteckkasten hat zum ei
nen diese sehr interessante Geschich
te. Und zum anderen ist er symbolisch: 
Isidor war ein Lebemann und gab gern 
stadtbekannte Bankette für die fei
ne Wiener Gesellschaft. Jeden Sonn
tag lud er also die Crème de la Crème 
ein. Ich bin ziemlich sicher, dass die
se Bestecke zum Einsatz kamen. Dieser 
Besteckkasten steht für die goldenen 
Zeiten des Onkels, als er in Saus und 
Braus in seinem wunderschönen Pa
lais mit Kunstschätzen in Wien lebte 
und sich sehr sicher wähnte. Er dach
te sich, inmitten dieser feinen Wiener 
Gesellschaft könne ihm nichts passie
ren. Und dieser Besteckkasten erinnert 
mich genau daran, an diese Haltung.

In einem Interview mit der taz be-
richten Sie, dass Ihnen im  Rahmen 
der Moderation einer Tagung zu 
NS-Raubkunst und Provenienz-
forschung der Gedanke an Ihren 
Urgroßonkel und somit auch zum 
Buch kam. War NS-Raubkunst also 
der ausschlaggebende Anlass, diese 
Familiengeschichte aufzuarbeiten? 

Richtig, vor fünf Jahren habe ich eine 
internationale Konferenz in Berlin 
zu diesem Thema moderieren dürfen. 
Zuvor hatte ich mich nur rudi mentär 
mit dem Thema beschäftigt. Wäh
renddessen fiel mir ein, dass in mei
ner Familie immer wieder von die
sem Urgroßonkel erzählt  wurde, der 
angeblich sehr vermögend war und 
in einem Palais lebte. Da dachte ich: 
Dieser Mann, in einem Palais  lebend, 
muss doch auch Kunst besessen ha
ben. Denn ein Palais hat zu  diesen 
Zeiten nicht durch nackte Wände 

 geglänzt. Das brachte mich auf die 
Idee, eine Anfrage beim Österreichi
schen Staatsarchiv zu stellen, ob es 
diesen Mann tatsächlich gab. Ich fand 
als Erstes seine sogenannte Vermö
genserklärung, die jeder Jude, jede 
 Jüdin im Deutschen Reich und im an
geschlossenen Österreich zu machen 
hatte. Hier musste der komplette Be
sitz aufgelistet werden. Schnell war 
klar, da gab es Kunst. Und ich frag
te mich, was ist mit dieser Kunst pas
siert? Denn bei der Konferenz erfuhr 
ich, dass die Nazis ungefähr eine hal
be Million Kunstwerke raubten. Da
von ist nur ein Krümelchen gefunden 
worden, geschweige denn restituiert. 
So ging meine Spurensuche los.

Wie sind Sie weiter bei der Recher-
che vorgegangen? Später im Buch 
berichten Sie, dass Sie in den Ar-
chiven – zumindest auf dem Pa-
pier – nicht nur auf Kunst, sondern 
auch auf eine ausufernde Biblio-
thek, kostbares Interieur, Wertsa-
chen, zahlreiche von den Nazis ge-
stohlene Dinge gestoßen sind. 
Anhand der Vermögenserklärung 
wusste ich also, was er alles besaß. Es 
war ein riesiger Stapel Schriftsätze 
vom Österreichischen Staatsarchiv – 
bis zum letzten Mokkalöffel wurde al
les aufgelistet. Aber was macht man 
dann? Ich habe in zahlreichen Archi
ven geschaut, wo er noch eine Spur 
hinterlassen haben könnte. Da eignen 
sich Zivilbehörden, also Geburts und 
Sterbeurkunden, Heiratsurkunden. 
Er war angeblich unverheiratet. Aber 
das stimmt nicht. Ich fand in seinem 
Nachlass einen Ehering aufgelistet. 
Natürlich kann man einen Ehering er
ben oder für gesellschaftliche Anläs
se erwerben. Aber ich habe weiter re
cherchiert – unter anderem in der 

 Israelitischen Kultusgemeinde und  
an Standesämtern: Er war zweimal 
verheiratet. Aus diesen Scheidungs
unterlagen wiederum konnte ich 
mehr über sein Leben herausfinden. 
Denn man musste damals sehr genau 
rechtfertigen, warum eine Ehe nicht 
mehr funktioniert. Das waren teilwei
se sehr intime Informationen. 

Wiederum im Archiv der Univer
sität Wien fand ich seine kompletten 
Studienunterlagen. Er hat von 1908 
bis 1912 dort studiert. Aus Personal
bögen, die Semester für Semester von 

den Studierenden ausgefüllt werden 
mussten, ging auch seine schulische 
Karriere hervor. Er hat z. B. die Matu
ra am polnischen Gymnasium in Ko
lomea absolviert. Mit diesen Informa
tionen wiederum konnte ich an den 
Archiven im heutigen Polen oder in 
der Ukraine vor Ort anklopfen. Es war 
eine detektivische Suche. 

Ich wollte den Weg der Dinge 
nachzeichnen. Diese Suche gleicht 
der Nadel im Heuhaufen. Zum Glück 
hatte ich großartige Unterstützung 
von Provenienzforscherinnen und 

forschern sowie Archivarinnen und 
Archivaren aus Österreich. Die Nazis 
waren in vielen Dingen sehr gründ
lich. Paradoxerweise konnte ich nur 
durch diese Gründlichkeit so viel aus 
dem Leben von Isidor rekapitulieren. 
Andererseits wussten sie schon, wel
che Schweinereien sie begangen, und 
haben vieles verklausuliert. Wenn 
es um das Konfiszieren z. B. von Ge
mälden ging, steht dort lediglich z. B. 
»Winterlandschaft, Bild, Öl auf Lein
wand«. Selten finden sich der Name 
des Künstlers oder der wahre Titel des 
Bildes. Das macht die Suche in den 
LostArtDatenbanken und darüber 
hinaus so schwer. 

Haben Sie etwas von Isidors  
Besitz wiedergefunden?
Ich habe zwei kleine Dinge aus sei
nem Besitz wiedergefunden. Zum ei
nen ein sehr aufwendig gestaltetes 
Exlibris. Das hat man sich als eine 
Art Visitenkarte für die eigenen Bü
cher anfertigen lassen. Durch ein be
sonders schönes, großes, aufwendi
ges Exlibris – am besten bei einem be
rühmten Grafiker – konnte man sich 
exponieren, seinen Status markieren. 
Und das hat Isidor getan. Das Exlibris 
befindet sich heute in der  Grafischen 

Sammlung im Museum für ange
wandte Kunst in Wien. Ausgehend 
von diesem Fund dachte ich:  Isidor 
hatte bestimmt eine kostbare Biblio
thek. Was ist mit den Büchern, wo 
könnten die heute sein? 

Nach langen Recherchen stieß ich 
auf eine sehr gruselige Bibliothek, 
die sogenannte Stürmer und Strei
cherBibliothek in Nürnberg. Das war 
die Bibliothek des Redaktionsleiters 
des antisemitischen Hetzblattes »Der 
Stürmer«, Julius Streicher, der sich 
aus den Bibliotheken der Länder, in 
die die Nazis einfielen, einiges zu
sammenrauben ließ. Die Redaktions
räume samt Bibliothek wurden nach 
dem Krieg von den Alliierten sicher
gestellt und dann von den Amerika
nern an die Stadt Nürnberg überge
ben. Vor einigen Jahren wurden sie 
der Israelitischen Kultusgemeinde in 

Nürnberg übergeben, um Nachfahren 
der Besitzerinnen und Besitzer dieser 
Bücher zu suchen. Dort fand ich ein 
Buch von Isidor, was inzwischen resti
tuiert und bei mir ist.

Ich würde gern einen Sprung zu Ih-
rem Großvater Walter, also Isidors 
Neffen, machen. Im Gegensatz zu 
Isidor konnte er rechtzeitig fliehen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg ist er 
für kurze Zeit nach Wien zurück-
gekehrt, wo er seine ersten 19 Le-
bensjahre verbracht hat. Im Buch 
beschreiben Sie eindrücklich die 
Rückkehr in sein altes Wohnhaus: 
Zuerst liest er an den Klingelschil-
dern die Namen. Die ehemaligen 
Nachbarn wohnen nicht mehr dort, 
es waren fast allesamt jüdische Fa-
milien. Aber die Hauswartsfami-
lie ist noch dieselbe. Sie schreiben: 
»Nur, dass sie nicht mehr im ersten 
Stock des Hauses logiert, sondern 
im dritten Obergeschoss. Das macht 
ihn stutzig. Als er bei dem Ehepaar 
klingelt, öffnet die Hauswartsfrau 
die Wohnungstür und erkennt Wal-
ter sofort. Kreidebleich ruft sie in 
die Wohnung hinein: ›Der Jud’ is 
wieda doa!‹ Worauf ihr Mann rüde 
antwortet: ›Sag koa Wort!‹ In den 
wenigen Sekunden, ehe sie die Tür 
vor Walters Nase zuschlägt, kann 
er einige Möbel seiner Eltern und 
ehemaliger Nachbarn ausmachen.« 
Wie wird heute in Ihrer Familie da-
rüber gesprochen?
Mein Großvater hatte uns Enkelkin
dern davon erzählt. Ich lese diese Sze
ne auch gern bei meinen Lesungen. 
Mittlerweile habe ich 100 Lesungen 
in über 60 Städten absolviert. Und 
ich stelle fest, dass diese Szene im
mer wieder erschüttert. Auch wenn 
es banal ist, zeigen sich hier viele 

 Abgründe. Das ist leider eine so selbst
verständlich jüdische Erfahrung, dass 
die unter Juden gar nicht weiter scho
ckiert. Und das ist auch interessant. 
Bei einem nicht jüdischen Publikum 
geht ein kurzes, schockiertes Raunen 
durch den Raum. Es ist ein »Was?!« 
oder »Um Gottes willen« zu hören. 

Aber vor einigen Monaten habe ich 
in einem explizit jüdischen Rahmen 
gelesen – da gab es eine andere Reak
tion: »Ach ja …!« – das war die Reak
tion des überwiegend älteren Publi
kums. Es stellte sich raus, dass jeder 
Zweite eine Geschichte zu erzählen 
hatte, die ähnlich war. Das ist bit
ter und menschlich abgründig, aber 
gleichzeitig noch das Harmloseste 
der ganzen Verfolgungs und Vernich
tungsgeschichte – denn es geht ja nur 
um Dinge und nicht um Leben. 

Gibt es etwas, was Sie bei den 
 Recherchen überrascht hat?
Mir war nicht bewusst, wie viel 
 herrenloses Zeug in den Archiven, 
 Depots und Magazinen unserer Mu
seen schlummert. Zusammengeraub
te Dinge, von denen man nicht weiß, 
wem sie einst gehörten. Das sind 
 Umzugsgüter en masse – ganze Woh
nungseinrichtungen, Hausrat, Kunst
gewerbe, Kunsthandwerk, auch Kunst 
selbst. Mit fast allen Museen, mit de
nen ich auf der Suche nach den Din
gen von Isidor im Kontakt war, konn
te ich davon Zeugin werden. Es gibt 
so viele Dinge, die durch diesen enor
men Raub der Nazis in Lagern stehen, 
und keiner weiß, wem sie gehören.

Das stimmt. Aber bei anderen Sa-
chen weiß man, wem sie gehören. 
Da braucht es einen Mentalitätswan
del innerhalb der Museen. Restitu
tion ist manchmal bitter für die Mu
seum, denn es herrscht die Angst vor, 
dass eine Sammlung »beschädigt« 
wird. Aber es gibt tausend Lösungen. 
Die meisten Familien haben ein gro
ßes Interesse daran, dass Kunstwer
ke und andere wirklich wertvolle Din
ge gut in Museen aufbewahrt werden. 
Und wenn etwas im Museum verbleibt, 
müssen die Museen das als Möglich
keit sehen, eine Geschichte des Ob
jekts zu zeigen und Weltgeschichte 
somit aus anderer Perspektive zu er
zählen. Ich höre immer wieder, dass 
sich Museen sträuben, sich dem zu 
stellen. Aber wir haben keine andere 
Chance, als diese Geschichte aufzuar
beiten. Und wir haben letztlich keine 
Aktien mehr da drin. Die Verwicklun
gen, die gab es vielleicht bei der groß
elterlichen Generation. Inzwischen ist 
es manchmal sogar die urgroßelterli
che Generation. So what?! Wir haben 
nicht die Schuld. Aber wir haben eine 
Verantwortung als Nachgeborene und 
die Möglichkeit, diese Geschichten zu 
erzählen. Das Wenigste, was wir ma
chen können, ist, ein Fünkchen Ge
rechtigkeit zu üben. Es geht »nur« um 
unsere Museen. Es geht hier nicht um 
Menschenleben. Der Reichtum der 
Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Krieg beruht zu einem Großteil 
auf dem, was geraubt und erbeutet 
worden ist. Und nach dem Krieg wa
ren die Eliten größtenteils die glei
chen wie während des Krieges. Sie 
blieben es trotz Zerschlagung, trotz 
Alliierter, trotz Verträge, trotz Res
titution. Restituiert wurde ein Krü
mel und nicht mehr. Und das ist ein 
Zustand, der schwer auszuhalten ist. 
Auch wenn es nur um Material und 
nicht um Menschenleben geht. Aber 
das ist das Mindeste, was man sich 
wünschen würde, dass es eine Offen
heit diesem Thema gegenüber gibt.

Vielen Dank.

Shelly Kupferberg ist Journalistin und 
Moderatorin. 2022 ist ihr Buch »Isidor: 
Ein jüdisches Leben« bei Diogenes er-
schienen. Theresa Brüheim ist Chefin 
vom Dienst von Politik & Kultur

Durch eigene Provenienzrecherchen konnte die Staatsbibliothek zu Berlin die Herkunft von 17 Büchern und Bro-
schüren klären. Sie wurden 2006 an die Erbin des vormaligen Eigentümers, des Rabbiners Leo Baeck, restituiert
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Carlo Mense, »Doppelbildnis (Rabbi S. und Tochter)«, Detail, 1925. An die Erben des Rechtsanwaltes Ismar Littmann restituiert. Verbleibt dank einer Schenkung in der Neuen Nationalgalerie in Berlin

Schon im Frühjahr 
1946 begannen die 
westlichen Alliierten  
in Zusammenarbeit 
mit Stellen der betrof-
fenen Länder mit der 
Restitution der geraub-
ten Kulturgüter

Potsdamer Straße 1, Koblenz
Das Bundesamt für  
äußere Restitutionen  
und seine Akten

MICHAEL HOLLMANN

B ereits im Zuge der fortschrei
tenden Besetzung Deutsch
lands hatten die USamerika
nischen und britischen Trup

pen im großen Stil Kulturgüter gesichert, 
die von militärischen Einheiten und zivi
len Stellen des Deutschen Reiches wäh
rend der deutschen Besatzung in vielen 
Teilen Europas geraubt und ins Reich 
verbracht worden waren. Die in mehr 
als 1.000 Depots aufgefundenen Bilder, 
Plastiken, Möbel und sonstigen Gegen
stände wurden 1945/46 in den Central 
Collecting Points in München, Wiesba
den, Marburg und Offenbach zusam
mengeführt. Schon im Frühjahr 1946 
begannen die westlichen Alliierten in 
Zusammenarbeit mit Stellen der betrof
fenen Länder mit der Restitution der ge
raubten Kulturgüter. Allein in der Zeit 
von März 1946 bis April 1949 hatte die 
USMilitärregierung mehr als eine Mil
lion Gegenstände restituiert, davon al
lein mehr als 377.000 nach Frankreich, 
334.000 an die Niederlande und 273.000 
an die Sowjetunion.

Dieser Prozess war noch nicht ab
geschlossen, als die Westalliierten 
zum 5. Mai 1955 das Besatzungsregime 
in dem von ihnen verwalteten Teil 
Deutschlands beendeten und die Bun
desrepublik in die weitgehende Souve
ränität entließen. Sie verbanden die
sen Schritt unter anderem mit der Ver
pflichtung der Bundesregierung zur 
Fortführung der Kulturgutrestitutio
nen. Die Pariser Verträge vom 23. Ok
tober 1954 und speziell der Fünfte Teil 
des »Vertrags zur Regelung aus Krieg 
und Besatzung entstandener Fragen 
(Überleitungsvertrag)« sahen die Ein
richtung einer Bundesoberbehörde vor, 

der  gegenüber alle deutschen Gerichte 
und Behörden zur Rechts und Amts
hilfe verpflichtet sein sollten. Ganz 
offensichtlich war das Vertrauen der 
Westmächte in die Restitutionsfreudig
keit der Bundesrepublik nicht sehr groß, 
angesichts der damals in Deutschland 
laufenden öffentlichen Debatte um die 
Restitutionen von Raubgut durchaus 
zu Recht.

Am 8. Juni 1955 gaben das Auswärti
ge Amt und das Bundesministerium 
der Finanzen bekannt, das Bundes
amt für äußere Restitutionen (BAR) 
als Bundesoberbehörde im Geschäfts
bereich des Bundesfinanzministeriums 
mit Sitz in Bad Homburg vor der Höhe 
eingerichtet zu haben. Seine Aufgabe 
bestand darin, »nach Schmucksachen, 
Silberwaren und antiken Möbeln so
wie nach Kulturgütern zu forschen, sie 
zu erfassen und zu restituieren, sofern 
diese Wertgegenstände während der 
Besetzung eines Gebiets von den Trup
pen oder Behörden Deutschlands oder 
seiner Verbündeten oder von deren ein
zelnen Mitgliedern entfernt worden 
waren und die weiteren in Artikel 1 des 
Fünften Teils des Überleitungsvertrags 
näher beschriebenen Voraussetzungen 
vorliegen«. Für den Fall, dass eine zu 
restituierende Sache beschädigt, zer
stört oder gestohlen worden war,  sollte 

auch eine Entschädigung möglich sein. 
Bis spätestens zum 8. Mai 1956 soll
ten die Regierungen der betroffenen 
Länder beim BAR neue Anträge auf die 
Restitution von Kulturgütern stellen 
können.

Nachdem der bei Weitem größ
te Teil der Restitutionen bereits vor 
1955 erfolgt war, gingen bei dem neu
en Bundesamt – so ein Bericht des 
Auswärtigen Amts an den Bundestag 
aus dem Jahr 1997 – noch insgesamt 
80.092 Anträge ein, von denen aller
dings nur 43 (!) positiv beschieden wur
den. 3.857 Anträge wurden zurückge
zogen und 39.672 als unbegründet ab
gelehnt. Bei 36.502 Anträgen blieben 
die Nachforschungen ohne Erfolg, so
dass die Verfahren eingestellt werden 
mussten; ein Ergebnis, das wohl nicht 
zuletzt dem Umstand geschuldet war, 
dass das BAR seine Ermittlungen auf 
das Bundesgebiet beschränken musste.

Widersprüche gegen die Entschei
dungen des BAR wurden durch ein be
sonderes Schiedsgericht verhandelt, das 
seinen Sitz in Koblenz hatte und dem 
auch Vertreter der Westmächte ange
hörten.

Anfang der 1960er Jahre war die Zahl 
der offenen Anträge bzw. der noch zu 
fällenden Schiedssprüche so weit zu
rückgegangen, dass ein Ende der Auf
gaben des BAR absehbar schien. Von 
1956 bis 1961 hatte das BAR 13 Mitar
beiter beschäftigt, 1962 waren es schon 
nur noch fünf; und 1966 wurde mitge
teilt, dass der letzte noch verbliebene 
Mitarbeiter und gleichzeitig Leiter des 
BAR zum Ende des Jahres in den Ruhe
stand gehen würde. Schon 1964 hatte 
das BAR faktisch seine Eigenständig
keit verloren und war der Oberfinanz
direktion Frankfurt am Main angeglie
dert worden.

Zur Aufhebung des Bundesamtes, 
die nur im Einvernehmen mit Frank
reich, Großbritannien und den USA er
folgen konnte, wollte sich aber in den 

 folgenden Jahren und sogar Jahrzehn
ten  weder die deutsche noch die alliierte 
Seite durchringen. Schließlich bestand  
 – und besteht – durchaus die Möglich
keit zur Wiederaufnahme von Restitu
tionsanträgen für den Fall, dass neue 
Erkenntnisse neue Ermittlungsschritte 
rechtfertigen würden. In den regelmä
ßig geführten multilateralen Gesprä
chen über die eventuelle Aufhebung 
des BAR wurde die Entscheidung daher 
letztlich immer wieder vertagt. Noch im 
September 1990 vereinbarten die Re
gierungen der Bundesrepublik und der 
Westalliierten, dass die Aufhebung der 
Pariser Verträge durch den Zweiplus
VierVertrag keine Auswirkungen auf 
mögliche Restitutionen haben sollte. 
Auf diese Weise überdauerte das Bun
desamt für äußere Restitutionen sogar 
seine ursprüngliche Rechtsgrundlage.

Angesichts stetig zurückgehender 
Anfragezahlen wurde das BAR zum 1. Ja
nuar 1999 der Oberfinanzdirektion Ko
blenz angegliedert und seine Unterla
gen 2001 nach Koblenz verlagert. Nun
mehr hatte das BAR, das faktisch schon 
länger kein eigenes Personal mehr be
schäftigte, sondern dessen Restaufga
ben von Mitarbeitern der Oberfinanz
behörde erledigt wurden, seinen Sitz 
im Kurfürstlichen Schloss zu Koblenz.

Im Verlauf der 2010er Jahre ver
lagerten sich die Anfragen an das 
BAR inhaltlich immer mehr von der 
 Restitution geraubter Kulturgüter auf 
Fragen der Restitutions und Prove
nienzforschung. Folgerichtig verein
barten daher 2019 auch das Bundesfi
nanzministerium und die Beauftragte 
für Kultur und Medien den Übergang 
des BAR in den Geschäftsbereich der 
BKM. Gleichzeitig wurden die schon 
seit mehr als 20 Jahren laufenden Ge
spräche zwischen dem BAR und dem 
Bundesarchiv über eine Archivierung 
der Unterlagen des BAR nun konkret. 
In den Jahren 2022 und 2023 gelangten 
die Unterlagen des BAR als Archivgut 

des Bundes in das Bundesarchiv und 
bilden dort den Bestand B 401. Damit 
stehen die 738 Akten und 88 Mikrofil
me der Allgemeinheit unter den Bedin
gungen des Bundesarchivgesetzes zur 
Verfügung und sind über die Suchma
schine invenio des Bundesarchivs on
line recherchierbar. Die Unterlagen des 
BAR fügen sich als wichtige Bereiche
rung ein in eine umfangreiche Über
lieferung zur »Wiedergutmachung« als 
einem der zentralen Themenfelder zur 
deutschen Nachkriegsgeschichte.

Soweit noch Aufgaben in Angelegen
heiten der Kulturgutrestitution beste
hen, werden entsprechende Anfragen 
durch das Bundesarchiv an die Behör
de der BKM weitergeleitet. Alle wissen
schaftlichen Benutzungen und Anfra
gen werden ganz regulär durch das 
Bundesarchiv betreut. Ob angesichts 
der auch heute noch intensiv geführ
ten Diskussionen über den Umgang mit 
geraubten Kulturgütern die Aufhebung 
des BAR in näherer Zeit auf der Tages
ordnung steht, ist eine hochsensible 
und politisch zu beantwortende Frage. 
Die Akten allerdings sind schon sicher 
an ihrem endgültigen Bestimmungsort 
angekommen. Die Adresse dieses Ortes 
lautet: Bundesarchiv, Potsdamer Stra
ße 1, 56075 Koblenz.

Michael Hollmann ist Präsident  
des Bundesarchivs

MEHR DAZU

Weiteres rund um den Umgang mit 
NSverfolgungsbedingt entzogenem 
Kulturgut lesen Sie im beiliegenden 
Dossier zur »Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz« und in der Ausgabe 
5/14 von Politik & Kultur mit dem 
Schwerpunkt »NSRaubgut: Der ›Fall 
Gurlitt‹ und seine Folgen«: politik 
kultur.de/archiv/ausgaben/nr514
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Die SPK restituierte 2012 vier Werke an die Erben von Curt Glaser, darunter Edvard Munchs »Mädchen am Strand«

»Die Restitution jüdischen Vermögens  
hat nie richtig stattgefunden«
Daniel Sheffer im Gespräch

Daniel Sheffer setzt sich mit anderen 
für die Neuerrichtung der von den Nazis 
vernichteten zentralen Hamburger Sy
nagoge ein. Mit Ludwig Greven spricht 
er über verschüttete jüdische Identitä
ten, erneute Arisierungen in der Nach
kriegszeit und darüber, warum er eine 
wiedergefundene Thorakrone der Syna
goge kaufen musste. 

Ludwig Greven: Herr Sheffer, seit 
den israel- und judenfeindlichen 
Demonstrationen und Vorfällen 
nach dem Massaker der Hamas 
 fragen sich viele Jüdinnen und Ju-
den verstärkt, ob noch Platz für 
 jüdisches Leben in Deutschland ist. 
Haben Sie in den vergangenen 
 Wochen mal an Ihrem Vorhaben 
gezweifelt, die 1938 in der Reichs-
pogromnacht zerstörte Hambur-
ger Bornplatzsynagoge wieder  
zu  errichten?
Daniel Sheffer: Nein, zu keinem Zeit
punkt. Die Hamburger Bürgerschaft 
hat Ende September auf unser Drän
gen einstimmig beschlossen, den 
Platz der Synagoge 85 Jahre nach sei
ner Arisierung endlich an die jüdische 
Gemeinde zurückzugeben. Ein Sieg 
der Gerechtigkeit jüdischen Lebens 
über die Barbarei der Nazis. Das ist für 
mich vorrangig. Infrage steht jetzt al
lerdings unser Ziel, dass wir keinen 
Zaun um die Synagoge haben wollten. 
Dass sie frei stehen kann und nicht 
geschützt werden muss wie jedes an
dere Gebäude in Deutschland, das jü
disches Leben beherbergt. Daran al
lein kann man ermessen, wie sich die 
Sicherheit jüdischen Lebens durch 
den Angriff der Hamas und alles, was 
seitdem passiert ist, verändert hat.

Weshalb hat es mehr als 80 Jahre 
gedauert, dass die Stadt Hamburg 
das damals enteignete Gelände  
der Synagoge zurückgegeben hat? 
Weshalb ist das nicht gleich nach 
der Befreiung geschehen?
Es gab auch vor uns immer wieder 
Gemeindeverantwortliche, die den 
Wunsch geäußert haben, dass man 
dieses Areal wie auch andere geraub
te Grundstücke und Gebäude der Ge
meinde restituiert. Das ist aber bis zu 
unserer Initiative weitestgehend ohne 
Gehör geblieben. Warum – da müssen 
Sie andere fragen. Die Verantwortung 
dafür trägt die nicht jüdische Gesell
schaft. Ein weiteres Beispiel ist der frü
here Tempel in der  Oberstraße, heu
te das LiebermannStudio des NDR. 
Das war die größte Synagoge für das li
berale Judentum in Europa, ein Herz
stück. Wenn Sie heue in den USA ir
gendwo in eine Reformsynagoge ge
hen, beziehen die sich immer noch auf 
diese Synagoge. Auch da gab und gibt 
es immer wieder Gespräche über eine 
Restitution, aber ohne Erfolg. Mit der 
Bornplatzsynagoge ist jedoch ein Um
denken eingetreten. Das macht Mut. 
Die, die jetzt in der Bürgerschaft und 
im Senat sitzen, haben anders ent
schieden als ihre Vorgänger und ge
sagt, wir sind andere Deutsche, die es 
nicht ein zweites Mal arisieren; das ist 
ein Stück jüdischer Identität, das ge
hört der jüdischen Gemeinde. An an
deren Orten steht das noch aus.

Vor einiger Zeit ist eine Thora-
krone der Synagoge wieder- 
aufgetaucht. Wie kam es dazu?
Unser Rabbiner rief mich im Som
mer 2020 ganz aufgeregt an. Ein An
tiquitätenhändler in der Hamburger 
Innenstadt hatte sich gemeldet und 
gesagt, er habe einiges, von dem er 

 glaube, dass es jüdischer Besitz sei und 
womöglich früher in Synagogen ver
wendet wurde. Wegen Corona wolle er 
sein Lager auflösen und uns einen Ge
genstand zum Kauf anbieten. Als wir 
zu ihm kamen, gab er uns eine Hut
schachtel. Daraus kramten wir einen 
Gegenstand hervor, den wir sofort als 
Krone identifizierten, mit der man in 
wohlhabenden Synagogengemeinden 
häufig Thorarollen verziert, um zu zei
gen, wie wertvoll die Heilige Schrift ist. 
Auf Hebräisch konnten wir auf ihr eine 
Widmung für Markus Abraham Hirsch 
lesen, von 1906 bis 1909 erster Rabbi
ner der Synagoge. Uns war sofort klar, 
dass wir damit den einzigen stum
men Zeugen der Reichspogromnacht 
in Händen hielten. Ein wichtiges Stück 
jüdischer Identität nach über 80 Jah
ren. Der Händler wollte dafür Geld ha
ben, schließlich hatte er sie selbst ir
gendwann erworben. Mir widerstrebte 
jedoch alles, dafür noch etwas zu be
zahlen, was unseren Vorfahren geraubt 
worden ist. Die Shoah war ja nicht nur 
der größte Massenmord, sondern auch 
der größte Raubzug in der Geschichte 
der Menschheit. 

Warum haben Sie die  Thora- 
krone dennoch gekauft?
Ich hätte jeden Preis dafür gezahlt. 
Uns Jüdinnen und Juden ist ja nicht 
viel unserer Identität geblieben. Wir 
kennen zum Teil nicht einmal unsere 
Stammbäume. Man hat unseren Vor
fahren alles genommen, Archive wur
den zerstört. Dass wir mit der Thora
krone wieder ein Stück unserer Ver
gangenheit vor Augen hatten, hat 
 unendliche Bedeutung für mich. Ich 
habe sie sofort erworben und der Ge
meinde gespendet. 

Hat der Händler Ihnen gesagt,  
wie er in den Besitz der Thorakrone 
 gekommen ist?
Das wenige, was wir ihm entlocken 
konnten, war, dass sie im Keller ei
nes Juwelierhauses bei Aufräumarbei
ten entdeckt wurde und dieser Juwe
lier sie nicht an die jüdische Gemein
de zurückgeben wollte. Über ein oder 
zwei Händler sei sie dann bei ihm ge
landet. Das heißt, sie war über 80 Jah
ren vor unseren Augen verborgen in 
unserer Stadt. 

Haben Sie nicht daran gedacht,  
auf Rückgabe zu klagen, statt sie 
zurückzukaufen?
Ich habe mich bei einer Beratungsstel
le für solche Fragen erkundigt. Aber 
die Zeit für ein langwieriges juristi
sches Verfahren war nicht da. Es be
stand die Gefahr, dass der Händler sie 
inzwischen jemand anderem verkauft 
hätte und dieses Zeugnis jüdischen Le
bens endgültig verloren wäre. Das war 
das Einzige, was für mich in dem Mo
ment zählte. Der Fund der Thorakro
ne war für mich aber auch ein Weckruf. 
Mir wurde klar, dass die Restitution 
jüdischen Vermögens gar nicht rich
tig stattgefunden hat. Wie lächerlich 
der Hamburger Senat über all die Jah
re in Sachen Bornplatzsynagoge vor
gegangen ist und uns Juden im Grunde 
ein zweites Mal enteignet hat. Das hat 
mich unheimlich wütend gemacht und 
enttäuscht. Derselbe Nazi, der 1938 
angeordnet hat, die Synagoge anzu
stecken und zu schänden, und der da
nach die jüdische Gemeinde auch noch 
zwang, die Ruine auf ihre Kosten ab
zureißen, weil sie nun ein Schandfleck 
für die Stadt sei, hat 1953 Vergleichs
vereinbarungen mit jüdischen Organi
sationen unterschrieben, die Anspruch 
auf enteignetes Vermögen auch von 
Ermordeten stellten. Dadurch wurde 

auch das Gelände der früheren Syna
goge auf die Stadt überschrieben – 
eine zweite Arisierung im Namen der 
Bundesrepublik. Als ich das erfuhr, war 
ich so entrüstet, dass ich mir sagte: 
So, nun starten wir eine Initiative zur 
Wiedererrichtung der Synagoge. Und 
wir fragen die Bevölkerung: Wollt ihr 
jüdisches Leben mitten in eurer Stadt 
sichtbar und erlebbar haben? Denn 
es hat ja keinen Sinn, jüdisches Leben 
wieder zu verankern, wenn es nicht 
willkommen ist. 

Wie wurde die Initiative  
aufgenommen?
Von der jüdischen Gemeinde wurde sie 
anfangs nicht nur positiv gesehen. Sie 
fragten mich: Daniel, was tun wir denn, 
wenn nur 5.000 Leute dafür sind? Wie 
viele Leute braucht es, dass wir uns si
cher und bestätigt fühlen? Und wenn 
wir nicht genügend Unterstützung be
kommen, heißt das nicht im Umkehr
schluss, wir sind nicht willkommen? 
Ich habe ihnen gesagt: Wir müssen 
den Mut aufbringen, diese Frage zu 
stellen. Diese Frage ist jetzt noch viel 
dringender: Deutschland im Jahr 2023  
 – wollt ihr jüdisches Leben in eurer 
Mitte? Seid ihr andere Deutsche? 

Und wie war die Antwort  
vor drei Jahren?
Mehr als 100.000 Hamburger Bürger 
haben sich für den Wiederaufbau der 
Synagoge ausgesprochen. Daraufhin 
hat sich auch die Bürgerschaft hinter 
das Projekt gestellt. 

Sind außer der Thorakrone  
noch andere Gegenstände der 
 Synagoge aufgetaucht?
Nachdem darüber breit berichtet wur
de, ist uns die Information zugegan
gen, dass in New York in einem Mu
seum eine ihrer fünf Thorarollen sein 
soll. Da sind wir im Moment in Ge
sprächen und Prüfungen. Die sind 
schwierig. Denn die Heilige Schrift ist 

immer gleich. Da steht nicht drauf, 
welcher Gemeinde sie gehört. Allein 
anhand von Verzierungen kann man 
sie identifizieren, z. B. einen Samt
mantel. Aber den wird es nach so 
langer Zeit nicht mehr geben. Viel
leicht kann man an der Schriftart er
kennen, wer der Thoraschreiber war. 
 Dafür braucht man Experten. Es ha
ben sich aber auch Leute gemeldet, 
deren Großeltern in der Synagoge ge
betet oder ihre BarMizwa gefeiert 
haben, und uns Fotos geschickt. Es ist 
eine schöne Bewegung auch interna
tionalen Interesses an der Synagoge 
entstanden. 

Im Moment gibt es Probegrabun-
gen auf dem Gelände der ehe-
maligen Synagoge. Was ist dabei 
bisher entdeckt worden?
Schon nach 30 Zentimetern hat man 
die ersten Artefakte gefunden und die 
erste Berührung mit der Synagoge ge
habt. Das gesamte Bodenfundament 
ist sichtbar, Fensterrahmen,  intakte 
Fliesen, Kapitole, unzählige  farbige 
Scherben der Fensterscheiben. Die 
Mikwe ist fast komplett noch da. Die 
Nazis haben zum Glück die Synagoge 
nicht entkernt, sondern mit den Res
ten den Keller zugeschüttet. Dadurch 
ist vieles erhalten geblieben. Das hät
te man aber schon längst wieder frei
legen können. Erst durch unsere Ini
tiative kommt es jetzt ans Tageslicht: 
das jüdische Erbe und die jüdische 
Identität Hamburgs.

In welcher Form soll die Syna- 
goge wiedererrichtet werden?  
So wie sie 1938 war?
Die jüdische Gemeinde ist heute eine 
andere als damals. Dem muss das Ge
bäude Rechnung tragen. Wir wollen 
Räume schaffen sowohl für das libera
le als auch das traditionelle Judentum. 
Weltweit gibt es nur wenige Orte, wo 
beide Richtungen zusammenkommen. 
Wir wollen, weil das jüdische Leben 

heute sehr vielfältig ist, aber auch, weil 
wir nicht so viele sind, für jede Strö
mung tragfähige Strukturen schaffen. 
Das Gebäude muss jedoch auch die 
Geschichte der Synagoge widerspie
geln. Es kann nicht losgelöst von den 
Ereignissen zwischen 1938 und 1945 
funktionieren, auch nicht von der 
Nachkriegsgeschichte. Dem Nicht
wissenWollen, dem Zudecken, dem 
Verdecken jüdischen Lebens und jü
discher Identität. Das muss das Ge
bäude architektonisch wiedergeben. 
 Äußerlich werden wir uns an der alten 
Form orientieren. Viele Behördenver
treter und Kunsthistoriker begreifen 
das nicht, sie wollen uns vorschreiben, 
wie sie auszusehen hat. Das ist schon 
deshalb unsinnig, weil wir ja als Ge
meinde die Synagoge wieder zum Le
ben erwecken. Sie wurde unseren Vor
fahren zerstört. Also sollten wir auch 
das Recht haben, zu entscheiden, 
wie der Neubau aussieht. Es ist aber 
auch falsch, weil es unsere Identitä
ten und Biografien sind, die gekappt 
 wurden. Meinem Vater, der als Ein
ziger aus seiner Familie überlebt hat, 
blieben nur eine Handvoll Gegenstän
de. Das ist die einzige Verbindung zu 
unseren ermordeten Vorfahren. Des
halb hat es für uns zentrale Bedeu
tung, das Gebäude, durch das schon 
unsere Vorfahren gegangen sind, das 
sie errichtet haben und das ein stolzer 
Bestandteil dieser Stadt war, so au
thentisch wie möglich zu rekonstru
ieren, weil es uns mit der Vergangen
heit vor der Nazizeit und der Shoah 
verbindet. Auch wenn innendrin alles 
anders wird. Ein Teil wird für alle zu
gänglich sein, mit einem Café und ei
ner Buchhandlung, damit das Juden
tum für alle erlebbar wird.

Vielen Dank.

Daniel Sheffer ist Vorsitzender der 
Stiftung Bornplatzsynagoge. Ludwig 
Greven ist freier Journalist und Autor
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Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz hat sechs Bücher aus dem Bestand der Staatsbibliothek zu Berlin an die Israelitische Kultusgemeinde München und Oberbayern K.d.ö.R. restituiert. Sie stammen  
aus der ehemaligen Cossmann-Werner-Bibliothek der Kultusgemeinde

Eine zentrale 
Rolle spielt die 
Lost-Art-Daten-
bank. Sie ent-
hält Such- und 
Fundmeldungen. 
Was dort gelistet 
ist, ist faktisch 
unverkäuflich

Eine lückenlose Rückverfolgung ist selten möglich
Kunsthandel und Provenienzforschung
CHRISTINA BERKING

B is zu den Washingtoner Prin
zipien von 1998 hielt man die 
Restitution von NSRaubkunst 
durch die Wiedergutmachungs

verfahren nach dem Krieg für abgeschlos
sen. Über Jahrzehnte erwarben Käufer 
gutgläubig Eigentum und können heute 
ohne Entschädigung nicht zur Aufgabe 
ihres Eigentums gezwungen werden. So 
bleibt die Restitution von privat recht
lich betrachtet meist freiwillig. Tatsäch
lich ist aber die moralische Bereitschaft, 
eine Lösung mit den heutigen Erben zu 
finden, groß. 

Seit 2016 ist der Kunsthandel gesetz
lich zur Provenienzforschung verpflich
tet, bei dem Verdacht eines Entzuges so
gar über die Grenze der Wirtschaftlichkeit 
hinaus. Die großen Auktionshäuser be
schäftigen inzwischen bis zu vier Prove
nienzforscherinnen und forscher. Deren 
Aufgabenkreis dehnt sich kontinuierlich 
aus. Was vor zehn Jahren noch nicht zu 
restituieren war, ist es heute. Aus Rechts
sicherheitsgründen müsste der Raub
kunstbegriff dringend definiert werden.

Nach einer inoffiziellen Umfrage wer
den aus dem deutschen Kunsthandel jähr
lich circa 25 Kunstwerke einer gerechten 
und fairen Lösung zugeführt. Zum Ver
gleich: Die Beratende Kommission hat 
in den 20 Jahren ihres Bestehens 23 Fäl
le geklärt. Was der Kunsthandel leistet, 
ist enorm. Er erforscht die Provenienzen, 
überzeugt die Verkäufer von der Not
wendigkeit einer Einigung und vermit
telt diese. Die professionelle Mittlerfunk
tion des Handels trägt sehr zum Finden 
einer Einigung bei, denn die heutigen Ei
gentümer sind regelmäßig mit dem The
ma Restitution noch nicht in Berührung 
gekommen. In 64 Prozent der Fälle wa
ren die Werke noch nicht einmal in der 
LostArtDatenbank eingetragen. Neben 

einer  Provenienzrecherche hat der Han
del in diesen Fällen auch die Erben re
cherchiert und sie überhaupt von ihrem 
Verlust in Kenntnis gesetzt.

Anders als bei den großen spektakulä
ren Fällen aus den Museen passiert dies 
im Verborgenen. Werke von Museums
rang sind im Kunsthandel selten. Gera
de die Provenienz geringwertiger Werke 
ist schlecht dokumentiert, was die For
schung besonders aufwendig und für den 
Handel oft unwirtschaftlich werden lässt. 
Hier müsste ein Schwellenwert eingeführt 
werden, ab dem der Handel zur vertieften 
Provenienzprüfung ohne Ansehung des 
Aufwandes verpflichtet ist. Insbesonde
re die kleineren Akteure des Handels sind 
ansonsten personell und finanziell über
fordert. Die Ertragslage des durchschnitt
lichen Handels wird leider oft überschätzt.

In den seltensten Fällen lassen sich 
die Provenienzen bis 1933 lückenlos zu
rückverfolgen. Neben den Akten der Wie
dergutmachungs und Entschädigungs
verfahren und anderer Behörden sind die 
Archive des Kunsthandels eine wichtige 
Quelle für die Forschung. Dank der Öf
fentlichkeit von Auktionen lassen sich 
dort historische Verkäufe nachvollziehen. 
Die meisten Auktionshäuser und Händ
ler, die bis 1945 aktiv waren, existieren je
doch nicht mehr, oder ihre Kunsthandels
archive sind aufgrund von Kriegsverlus
ten nicht mehr vorhanden. Bei dem, was 
noch greifbar ist, geben sich die Häuser 
gegenseitig Auskunft. Eine ganze Reihe 
an Archiven hat der Kunsthandel an In
stitutionen gegeben, die sie digitalisie
ren: Auktionshaus Weinmüller, Kunst
handlung Julius Böhler, Hauswedell & 
Nolte, Abels, Galerie Heinemann, Karl & 
Faber. Je nachdem, welche  Institution 
diese Bestände übernimmt, kann die Zu
gänglichkeit für die Forschung jedoch 
auch erschwert statt erleichtert werden.
Lässt sich der Sachverhalt, wie meist, nicht 

lückenlos klären, kommt es auf die Beweis
last an. Die liegt grundsätzlich bei der Par
tei, die die Tatsache behauptet. Bei Raub
kunstverdacht greifen aber in entscheiden
den Punkten Vermutungsregelungen bis 
hin zu einer Beweislastumkehr. Dies erfolgt 
in Anlehnung an die Grundsätze des Wie
dergutmachungsrechts der Nachkriegszeit. 
Damals ergab es Sinn, dass nicht diejeni
gen, die ohne Unterlagen geflohen oder de
ren Verwandte umgebracht worden waren, 
Nachweise vorlegen mussten, sondern die
jenigen, die geblieben waren. 85 Jahre und 
mehrfache Besitzerwechsel später haben 
aber die heutigen Besitzer keine Kenntnis 
mehr von den damaligen Vorgängen. In die
ser Form ist die Beweislastverteilung heu
te nicht mehr angemessen.

Eine zentrale Rolle spielt die LostArt
Datenbank. Sie enthält Such und Fund
meldungen. Was dort gelistet ist, ist fak
tisch unverkäuflich. Bisher hat das Deut
sche Zentrum für Kulturgutverluste (DZK), 
das die Datenbank betreibt, die Verantwor
tung für die Meldungen weitgehend ab
gelehnt. Lediglich auf Plausibilität wer
den sie überprüft. Eingetragen wird alles, 
bei dem ein Entzug nicht ausgeschlossen 
werden kann. Es ist dann an den heuti
gen Eigentümern, ihre Werke zu entlasten.

Das muss sich nun ändern. Der Bun
desgerichtshof (BGH) hat im Sommer ent
schieden, dass das DZK für den Inhalt der 
Meldungen die Verantwortung trägt. Es 
ist, so der BGH, Sache des DZK zu ent
scheiden, ob eine Meldung veröffentlicht 
und wann sie wieder gelöscht wird. Auch 
muss das DZK nach dem BGH die Einträge 
fortlaufend überprüfen. Infolge dieses Ur
teils muss nun die LostArtDatenbank neu 
durchdacht werden, es müssen die Grund
sätze zur Eintragung und Löschung von 
Meldungen überarbeitet werden und vor 
allem müssen im DZK weitere Stellen zur 
Überprüfung der alten und neuen Meldun
gen geschaffen werden.

Eine Trennung der Datenbank in NSRaub
kunst (ca. 40.000 Suchmeldungen) und 
kriegsbedingte Verluste (ca. 82.000 Such
meldungen) könnte Sinn ergeben. Über
prüft würde dann zunächst die NSRaub
kunst. Dabei muss das DZK die Melder bes
ser begleiten, damit die Meldungen kon
kreter gefasst werden können. So gäbe es 
auch zu jeder Meldung einen Ansprech
partner im DZK, der für eine Fachdiskus
sion greifbar ist. Die Melder sollten ver
pflichtet werden, der Datenbank alle Un
terlagen zur Verfügung zu stellen, die 
sie in Händen halten. Hier muss disku
tiert werden, was für eine Meldung ge
nügt und welche Konsequenzen aus ei
ner mangelnden Beweislage gezogen wer
den. Sollte das Ampelsystem von »belas
tet« über »verdächtig« bis hin zu »gelöst« 
in der LostArtDatenbank weiter ausge
baut und sichtbarer werden? Wie weit zu
rück darf ein Eigentumsnachweis reichen? 
Muss der Melder konkrete Anhaltspunk
te für einen Entzugsverdacht vortragen? 
Ein Dauerproblem ist auch die Identifi
zierbarkeit von Werken. Je besser die Re
cherchemöglichkeiten sind, umso schnel
ler kann die Provenienz recherchiert und 
eine Lösung gefunden werden. Zeit ist für 
den Handel ein wesentlicher Aspekt, denn 
ihm sind die Werke oft nur für wenige Mo
nate vom Verkaufswilligen überlassen. Hier 
liegt ein wesentlicher Unterschied zur Pro
venienzforschung bei Museen.

Beim Finden gerechter und fairer Lö
sungen müssen wir auf beiden Seiten für 
Verständnis sorgen, weil sich der Sach
verhalt selten lückenlos klären lässt. Der 
Handel ist sich seiner Rolle als Mittler be
wusst und geht verantwortungsvoll da
mit um. 

Christina Berking ist Rechtsanwältin 
bei BUSE Rechtsanwälte und vertritt 
die Interessengemeinschaft Deutscher 
 Kunsthandel
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Hans Multscher Umkreis, »Drei Engel mit dem Christuskind«, Relief, Lindenholz – 2018 an die Erben von Ernst und Agathe 
Saulmann restituiert und im Anschluss für die Sammlung im Bode-Museum zurückerworben

Bücherschicksale
Der Beitrag des Antiqua- 
riatshandels bei der Identi- 
fikation und Restitution 

MARKUS BRANDIS

B ücher – Erkenntnisse, Weishei
ten, Geistesblitze gegossen in 
Textform: Seit Jahrhunderten 

geben sie das Wissen von Generation 
zu Generation weiter, sie verantworten 
die Überlieferung und damit die geisti
ge Entwicklung, und sie schreiben die 
Geschichte der Menschheit fort. Her
gestellt auf Papyrus, Pergament oder 
Papier, handgeschrieben und ab 1450 
seit Johannes Gutenberg gedruckt, ge
hören sie noch immer zu den persisten
ten Quellen unseres Daseins als Homo 
historicus, politicus und oeconomicus. 
Als dreidimensionales Objekt sind sie 
jedoch auch Sammlerstücke, hybride 
Charaktere, deren Wesen zwischen Me
dium und Artefakt oszillieren. Schon 
auf den Foren der Antike, den mittel
alterlichen Buchmärkten und Messen 
bis zu den heutigen Antiquariaten und 
Auktionshäusern wurden Bücher ge
handelt. Sie wandern von einer Hand 
in die andere – und nicht selten hin
terlässt dabei jeder einzelne Besitzer 
sein Erinnerungszeichen. Bücher wur
den aber auch geraubt und verbrannt, 
ihre Besitzer enteignet und Sammlun
gen aufgelöst, wie es in den zwölf Jah
ren des Nationalsozialismus und des 
Zweiten Weltkrieges geschah, dessen 
Folge neben der Vernichtung mensch
lichen Lebens nicht nur »displaced per
sons«, sondern auch »displaced art« und 
»displaced books« waren. 

So ist es nunmehr überaus zu be
grüßen, dass seit der Washingtoner Er
klärung vom 3. Dezember 1998 endlich 
Prozesse in Gang gekommen sind, die 
bei Provenienzrecherchen nicht nur 
in öffentlichen Institutionen, sondern 
auch im Handel Wege und Schicksa
le der Bücher klären. Mit dem »Code 
of Usages and Customs« sieht sich die 
»International League of Antiquarian 
Booksellers« (ILAB), unser Dachver
band mit 1.600 Mitgliedern, der Wa
shingtoner Erklärung verpflichtet. 

Neben dem auf Eigeninitiative von 
Händlern und Versicherungen 1990 in 
London gegründeten »ArtLossRegis
ter« betreibt die ILAB schon seit Jahren 

eine zentrale Datenbank speziell für ge
stohlene Bücher, die 2021 als »Missing 
Books Register« ausgebaut und weiter 
professionalisiert wurde, um zum De
tektieren und der Rückführung gestoh
lener Materialen beizutragen. Zusam
men mit der staatlichen LostArtDa
tenbank des Deutschen Zentrums vor 
Kulturgutverluste (DZK) bilden die bei
den Datenbanken eine Trias, die uns 
allen zur Verfügung steht. Essenziell 
sind dabei exakte Objektbeschreibun
gen und Fotos, bibliografische Anga
ben und Zustandsberichte. Denn nur 
diese erlauben eine eindeutige Identi
fikation, die bei seriell gedruckten Bü
chern unabdingbar ist. Eine reine Nen
nung von Titel und Autor, Ort und Jahr 
genügt nicht, um Drucke zu identifi
zieren, die schon seit dem 15. Jahrhun
dert in Auflagen von 200 bis mehreren 
Tausend Exemplaren gedruckt wurden. 

Die Expertise der Antiquare an his
torischem Wissen, Objektkenntnis, Ma
terialkunde und haptischem Gespür – 
etwa bei ausradierten, überfaserten 
oder tektierten Stempeln – bildet eine 
wertvolle Ressource im Erkennen und 
Zuordnen von Provenienzen: Der Han
del als Kompetenzcluster, das sich meist 
a priori der Provenienzforschung in den 
Dienst stellt, da zweifelhafte Bücher 
unklarer Herkunft praktisch nicht mehr 
verkäuflich sind. Bedauerlicherweise 
führt die Auslegung der Washingto
ner Erklärung jedoch auch immer wie
der zu Missdeutungen. Wenn nämlich 
Buchtitel bei Lost Art gemeldet werden, 
ohne diese mit eindeutigen Merkmalen 
zu versehen, oder wenn Werke einge
stellt werden, »bei denen der NSver
folgungsbedingte Entzug nicht ausge
schlossen werden kann«. Damit werden 
vor allem serielle Objekte unter Gene
ralverdacht gestellt, pauschal vorver
urteilt und damit für den legalen Han
del unmöglich gemacht. Aber: Fast aus
schließlich durch den Handel werden 
Objekte überhaupt erst zu bewahrens
werten Sammlungsstücken, werden aus 
Massen von Büchern die wenigen sel
tenen, wertvollen Titel aufgespürt und 
ans Licht der Öffentlichkeit gebracht. 
Und nur durch eine Evaluation entsteht 
neben dem ideellen auch ein messbarer 
monetärer Wert, der das Objekt attrak
tiv macht für eine Kollektion, aber auch 
für den Kulturgutschutz einer Nation. 
Es ist dieser Wert, der letztlich vor der 

Vernichtung des Kulturgutes schützt. 
Wo es keinen gesunden Handel gibt, ge
hen Kulturgüter verloren oder werden 
zerstört. Historische Elfenbeinartefakte 
etwa sind infolge der Gesetzesverschär
fungen kaum noch handelbar. Ein Spa
zierstock mit Knauf oder ein Gebetbuch 
mit Elfenbeindeckeln aus dem 19. Jahr
hundert wird dann eher vererbt, ent
sorgt oder vernichtet werden.

Schützenswertes Kulturgut misst 
sich eben auch an der Höhe eines Geld
betrags. Ein wertvolles Buch aus einer 
bedeutenden jüdischen Bibliothek, die 
1934 von den Nationalsozialisten ent
eignet wurde, hat in den vergangenen 
Jahrzehnten mehrfach den Eigentü
mer gewechselt, wurde mit Reichsmark, 
dann mit DMark, dann mit Euro be
zahlt, bis es schließlich von einem 
Sammler gutgläubig erworben wurde 
und in eine Privatbibliothek kam. Erst 
dann wurde seine Provenienz aufge
deckt. Das Buch sollte an die Erben res
tituiert werden, das steht außer Fra
ge. Auf der anderen Seite wird Privat
eigentum durch das Grundgesetz ge
schützt. Nach zehn Jahren gilt Besitz 
als »ersessen« und damit als Eigentum. 
Hier schließt sich der Antiquariatshan
del der Forderung nach einem staatli
chen Entschädigungsfonds an. Wenn 
der deutsche Staat als Nachfolger des 
Deutschen Reiches viele Millionen für 
die Erforschung der Provenienzen NS
bedingten Raubgutes vorsieht, warum 
werden dann nicht Gelder für eine sau
bere Restitution und die entsprechen
de Entschädigung des Privateigentums 
bereitgestellt? Damit könnten Restitu
tionen im privaten Bereich erleichtert 
werden und dem jetzigen Besitzer der 
Betrag erstattet werden, den er einst 
für das Buch bezahlte. Denn enteignen 
kann und sollte man ihn nicht. Wäh
rend der Handel aufgerufen ist, seiner 
Sorgfaltspflicht nachzukommen, in
dem er Provenienzen auf eigene Kos
ten erforscht und oftmals Restitutio
nen im gegenseitigen Einverständnis 
vermittelt, bleibt die staatliche Wie
dergutmachung weiterhin ein uner
füllter Wunsch – und damit die einzi
ge Möglichkeit, das Dilemma der Kunst 
und Buchschicksale zu lösen: Habent 
sua fata libelli! 

Markus Brandis ist Vorsitzender des 
Verbandes deutscher Antiquare (VDA)

Nicht selten führen  
lesbare Spuren ins Leere
Das Zentralantiquariat  
der DDR und der Handel  
mit NS-Raubgut

IRIS SCHULTZ

D as Zentralantiquariat der 
DDR war während seines 
30jährigen Bestehens ein 
großer Player im europä

ischen Antiquariatshandel und dabei 
auch Akteur im Handel mit NSRaub
gut. Das Zentralantiquariat der DDR 
(ZA) wurde 1959 in Leipzig als Teil 
des Außenhandelsbetriebs Deutsche 
BuchExport und Import GmbH ge
gründet und unterstand zunächst dem 
Ministerium für Außenhandel und In
nerdeutschen Handel. 1963 wechselte 
die Zuständigkeit: Das ZA wurde der 
Hauptverwaltung Verlage und Buch
handel des Ministeriums für Kultur 
der DDR unterstellt, blieb aber weiter
hin auch dem Außenhandelsbetrieb 
verpflichtet. Die Gründung des ZA er
folgte offiziell zu Verwaltung, Bear
beitung und Verkauf antiquarischer 
wissenschaftlicher Literatur. Inoffizi
ell diente die Etablierung eines staat
lich gelenkten Antiquariats auch der 
Steuerung des Exports in den Westen 
und somit der Beschaffung von Devi
sen. Ab 1964 entstand eine Reprint
Abteilung, deren Produkte weitere lu
krative Export und Tauschgeschäfte 
ermöglichten. 

Das ZA handelte zwischen 1959 
und 1989 mit mehreren Millionen Bü
chern und Zeitschriften, aber auch mit 
Landkarten, Grafiken und Handschrif
ten. Der Verkauf erfolgte als Versand
geschäft und in den Ladengeschäf
ten der Leipziger Innenstadt. Das ZA 

war dabei an ein Vorkaufsrecht eini
ger Institutionen der DDR gebunden 
und musste unter anderem der Deut
schen Staatsbibliothek in Berlin und 
der Deutschen Bücherei in Leipzig sei
ne Kataloge und Angebotslisten vorab 
zukommen lassen. Gleichzeitig hat
te das ZA Exportvorgaben zu erfül
len, sodass ein großer Anteil der An
gebote in die Bundesrepublik und das 
westliche Ausland ging. 

Die Beschaffungswege des ZA 
 spielen eine wesentliche Rolle bei 
der Frage nach dem Handel mit NS
Raubgut. Durch Archivrecherchen ist 
bekannt, dass der Grundstock des ZA 
in der DDR auf enteigneten Leipzi
ger Antiquariaten basierte, nament
lich Koehler & Volckmar, Karl Hier
semann und Otto Harrassowitz. Die
se waren bereits im Nationalsozi
alismus potenzielle Empfänger für 
NSRaubgut. Das gilt ebenso für die 
Adels und Gutsbibliotheken, die im 
Rahmen der Bodenreform in der Sow
jetischen Besatzungszone enteignet 
wurden. Die Bestände aus der Bo
denreform gelangten über die Erst
empfänger, meist Landesbibliothe
ken, als Dubletten später in die Zen
tralstelle für wissenschaftliche Altbe
stände (ZwA). Die ZwA war ab 1953 für 
das Sammeln, Bearbeiten und Vertei
len von Dubletten aus wissenschaftli
chen Bibliotheken zuständig, erhielt 
aber auch Bestände aus aufgelösten 
Gymnasial und Landesbibliotheken. 
Das ZA arbeitete eng und intensiv mit 

der ZwA zusammen, teilweise in Kon
kurrenz um die Bestände, erhielt aber 
auch nachweislich über drei Millionen 
Bände von der ZwA. 

Aufgrund der schlechten Quellen
lage lassen sich diese Beschaffungs
wege nur mühsam rekonstruieren. Es 
fehlt die Überlieferung des Firmenar
chivs des ZA, sodass die Forschung auf 
Recherchen in externen Archiven an
gewiesen ist. Daneben bildet die Ar
beit mit den Büchern, die sogenannte 
Autopsie, ein wesentliches  Standbein 

in der Provenienzforschung. Über Zu
gangsjournale der Bibliotheken der 
ehemaligen DDR lassen sich ZA 
Erwerbungen oft eindeutig bestim
men. Anders gestaltet sich die Suche 
nach den Erwerbungen in den westli
chen Bundesländern und im Ausland, 
da das ZA mit lokalen Zwischenhänd
lern zusammenarbeitete und in den 
Zugangsjournalen nur selten selbst 
namentlich auftaucht.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
herrschte weltweit ein großer Hun
ger nach Büchern. Neue Bibliothe
ken wurden gegründet, während be
stehende Bibliotheken ihre Kriegs
verluste ausgleichen mussten. In der 
Nachkriegszeit wurden dabei Mas
sen an Büchern bewegt, häufig unge
achtet ihrer Provenienzspuren. Auch 
das Zentralantiquariat behandelte 
dem Zeitgeist entsprechend seinen 
Bestand als Ware und konzentrierte 
sich auf deren Zustand und Marktwert, 
nicht auf ihre Herkunft. In den ZA
Erwerbungen befinden sich zahlrei
che Spuren: Autogramme, Widmun
gen, Stempel. Manche davon wurden 
überklebt, geschwärzt oder heraus
geschnitten, die Mehrheit der Spu
ren jedoch nicht beseitigt. Sie helfen 
dabei, die Wege der Bücher nachzu
verfolgen, sowohl innerhalb Deutsch
lands als auch international. Aller
dings gelingt dies nicht immer. Nicht 
selten führen selbst lesbare Spuren 
ins Leere und können weder Perso
nen noch Institutionen eindeutig zu
geordnet werden.

Umso erfreulicher sind Erfolge 
beim Identifizieren von NSRaubgut 
und Verdachtsfällen. In der Staats
bibliothek zu Berlin wird seit über 
20 Jahren systematisch zum Thema 
NSRaubgut geforscht. Im aktuel
len Kooperationsprojekt der Staats
bibliothek mit dem Deutschen Zen
trum Kulturgutverluste zum Zentral
antiquariat der DDR wird bundesweit 
und darüber hinaus nach ZAErwer
bungen und zugleich NSRaubgut ge
sucht. Aus vorangegangen Projekten 
sind einschlägige Provenienzen be
kannt und konnten in den überprüf
ten ZAErwerbungen bereits identifi
ziert werden. In diesen Fällen bemüht 
sich die Staatsbibliothek zu Berlin zu
sammen mit der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz intensiv um Restituti
onen oder andere gerechte und fai
re Lösungen im Sinne der Washing
ton Principles.

Iris Schultz ist wissenschaftliche 
 Mitarbeiterin in der Abteilung für 
Handschriften und Historische Dru-
cke der Staatsbibliothek zu Berlin  
 – Preußischer Kulturbesitz

Die Beschaffungs-
wege des Zentral-
antiquariats  spielen 
eine wesentliche  
Rolle bei der Frage 
nach dem Handel  
mit NS-Raubgut

Nicht selten führen 
selbst lesbare Spuren 
ins Leere und  können 
weder Personen  
noch Institutionen 
eindeutig zugeord-
net werden
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Der Familie Arnhold wurden 1940 im Zuge ihrer Flucht zahlreiche Kunstwerke 
entzogen. Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz erkannte bei drei Meißner 
Porzellangruppen, die ins Kunstgewerbemuseum gelangt waren, den verfol-
gungsbedingten Verlust an. 2008 restituierte sie die Objekte

Die Aufklärung, wie 
Verlage im »Dritten 
Reich« mit Urhebe-
rinnen und Urhebern 
umgingen, erfordert 
detektivisches Gespür 
und kleinteilige Arbeit

Unterschlagene Urheberschaft
Der Umgang mit geistigem Eigentum in der Buchbranche nach 1933

BJÖRN BIESTER

K arina Urbachs intensiv recher
chierter Bericht »Das Buch  Alice. 
Wie die Nazis das Kochbuch 

meiner Großmutter raubten«, 2020 er
schienen und unter anderem ins Engli
sche, Italienische, Litauische und Nie
derländische übersetzt, hat in der Öf
fentlichkeit zu Recht große und anhal
tende Aufmerksamkeit erfahren. Alice 
Urbachs höchst erfolgreiches Wien
Kochbuch von 1935 wurde nach dem 
»Anschluss« Österreichs an das Deut
sche Reich und Urbachs Flucht nach 
England mit geringen inhaltlichen An
passungen unter dem mutmaßlich fik
tiven Verfassernamen »Rudolf Rösch« 
neu aufgelegt, die eigentliche Verfasse
rin sah sich 1938 genötigt, gegen eine 
bescheidene Geldzahlung auf ihre 
Rechte zu verzichten.

Alice Urbachs »So kocht man in 
Wien!« ist ein bestürzendes Beispiel für 
den rücksichtslosen Umgang mit dem 
geistigen Eigentum einer jüdischen 
 Autorin, überdies nach dem Zweiten 
Weltkrieg jahrzehntelang fortgesetzt. 
Um einen Einzelfall handelt es sich 
nicht. Ein weiteres Beispiel hat Peter 
Voswinckel in einer minutiösen Studie 
über Josef Löbel bekannt gemacht. Lö
bel verfasste für den Verlag Knaur ein 
populäres »Gesundheitslexikon«, das 

eine stabile Umsatzsäule war; es wur
de 1939 durch einen jungen Arzt un
ter Pseudonym »übernommen«. Achim 
Bonte hat anhand des Buchgestalters 
Georg Salter nachgewiesen, dass auch 
Schutzumschläge und Einbände – die 
in der Weimarer Republik eine beson
dere Rolle im Verlagsmarketing spiel
ten und beachtliches gebrauchsgrafi
sches Niveau erreichten – nicht gegen 
die Verschleierung ihrer Urheber ge
feit waren. Man entfernte einfach Sal
ters Signaturen und verwendete die von 
ihm geschaffenen Vorlagen weiter, ohne 
damit in Konflikt mit den sonst restrik
tiven staatlichen Kontrollinstanzen zu 
geraten. Bonte weist ferner darauf hin, 
dass beispielsweise der Verlag S. Fischer 
in Berlin bereits hergestellte Schutzum
schläge mit einigem Aufwand von Wer
bung für nun »unerwünschte« Buchti
tel etwa von Arthur Schnitzler, Jakob 
Wassermann und Leonhard Frank »säu
bern« ließ.

Die Auflistung ließe sich fortsetzen. 
Diese Fälle zeigen: Verlage verhielten 
sich oft opportunistisch. Vielfach wa
ren nicht Texte oder sonstige schöp
ferische Anteile an der Buchprodukti
on das Problem, sondern ihre Urhebe
rinnen und Urheber. Das klingt  banal  
 – und das ist es im Grunde auch; es 
ging um eine möglichst geräuschlose 
Anpassung an die neuen politischen 

Machtverhältnisse bei gleichzeitiger 
Wahrung der wirtschaftlichen Inte
ressen der Verlage.

Ist bislang, was den fragwürdigen 
Umgang mit geistigem Eigentum in der 
Buchbranche nach 1933 angeht, ledig
lich die Spitze des Eisbergs sichtbar? Das 

wäre vielleicht eine übertriebene Formu
lierung, die Grundlinien sind immerhin 
erkannt. Regelmäßig waren Firmenjubi
läen ein Anlass für eine nähere Beleuch
tung eines Verlagsprogramms in der Na
zizeit. Das trifft auf Stefan Rebenichs 
konzise Darstellung zum 250jährigen 
Bestehen des Verlags C. H. Beck in Mün
chen zu. Angelika Königseder hat sich 
im Rahmen eines Forschungsauftrags 
mit dem Berliner Wissenschaftsverlag 
Walter de Gruyter befasst und quellen
nah gezeigt, wie wegen ihrer Herkunft 
oder aus  anderen Gründen unbequem 
gewordene  Autoren und Herausgeber 

bereits 1933 und 1934 sukzessive ver
drängt wurden.

Die Aufklärung, wie Verlage im »Drit
ten Reich« mit Urheberinnen und Urhe
bern umgingen, erfordert detektivisches 
Gespür und kleinteilige Arbeit. Das heißt 
auch, Bücher in die Hand zu nehmen, 
Erst und Neuauflagen zu vergleichen 
und zwischen den Zeilen zu lesen. Nicht 
selten bewegt man sich in bibliografisch 
unzureichend erschlossenen Gebieten. 
Ohne aussagekräftiges Archivmaterial – 
Korrespondenzen, Honorarabrechnun
gen und dergleichen –, sofern vorhan
den und zugänglich, geht es meist nicht.

Die Historische Kommission des 
Börsenvereins des Deutschen Buchhan
dels in Frankfurt am Main, der neben 
Wissenschaftlerinnen unter anderem 
Bibliothekare, Archivarinnen und Ver
leger angehören, befasst sich seit den 
1970er Jahren mit der Buchhandelsge
schichte nach 1933. Das Engagement 
mündete in einer von Ernst Fischer und 
Reinhard Wittmann herausgegebenen, 
2023 abgeschlossenen mehrbändigen 
Darstellung zum »Dritten Reich«, die 
neben den Unternehmen – hauptsäch
lich Verlagen und Buchhandlungen – 
auch die Perspektive der Autorinnen  
und Autoren sowie die unrühmliche 
Rolle des Börsenvereins selbst umfas
send berücksichtigt. Besonders  intensiv 
wurde durch Ernst Fischer die verle
gerische und buchhändlerische Emi
gration aus Deutschland und Österreich 
nach 1933 beziehungsweise 1938 be
handelt. Die Historische Kommission 
hat zudem die Onlineerschließung von 
mehreren Tausend Mitgliedsakten aus 

den 1930er und 1940er Jahren sowie die 
vollständige Digitalisierung des »Bör
senblatts für den Deutschen Buchhan
del« bis 1945 befördert. Das »Börsen
blatt«, mehrmals wöchentlich von der 
Buchstadt Leipzig aus ins ganze Deut
sche Reich und in angrenzende Länder 
verschickt, ist nicht zuletzt durch sei
nen fast überbordenden Anzeigenteil 
eine wichtige Quelle.

Die vorhandenen Veröffentlichun
gen und von verschiedenen Institutio
nen zur Verfügung gestellten Ressour
cen schließen die zeitgeschichtlichen 
Forschungen keinesfalls ab, bieten aber 
hoffentlich eine solide Grundlage für 
die höchst wünschenswerte kritische 
Spurensuche. Der Alltag der Histori
schen Kommission zeigt, dass sich nicht 
wenige Mitgliedsunternehmen des Bör
senvereins dort, wo es einschlägig ist, 
mit ihrer Geschichte beschäftigen wol
len. Man darf davon ausgehen, dass sich 
das Bild des Buchhandels in den kom
plizierten Zeitläuften des 20. Jahrhun
derts in den nächsten Jahren weiter dif
ferenzieren wird. Für die Urheberinnen 
und Urheber, die in der NSZeit ausge
grenzt, verfolgt und auf perfide Weise 
um ihr materielles und immaterielles 
Eigentum gebracht wurden, kommt das 
in den allermeisten Fällen zu spät. Es 
bleibt dennoch eine bedeutsame histo
riografische Aufgabe, der sich der Bör
senverein und seine Mitglieder stellen.

Björn Biester ist wissenschaftlicher 
Referent der Historischen Kom- 
mission des Börsenvereins des Deut-
schen  Buchhandels

Historisches Unrecht sichtbar  
machen und lindern
25 Jahre Washingtoner Erklärung und die Berliner Staatsbibliothek

ACHIM BONTE &  
MICHAELA SCHEIBE

W ährend der Zeit des Na
tionalsozialismus war 
die heutige Staatsbi
bliothek zu Berlin – 

Preußischer Kulturbesitz die wichtigs
te deutsche Bibliothek mit engen Be
ziehungen zum Staatsapparat in der 
Reichshauptstadt. Daraus resultierten 
zahlreiche Zuweisungen geraubter 
Bücher. Auch die sogenannte Reichs
tauschstelle zu Ausbau und Wieder
herstellung von Bücherbeständen be
fand sich seit 1934 unter dem Dach des 
Hauses. Vor diesem Hintergrund stellt 
sich die Staatsbibliothek seit Langem 
ihrer besonderen Verantwortung und 
engagiert sich intensiv im Bereich der 
Provenienzforschung. Besondere Auf
merksamkeit galt bislang dem Bereich 
des NSRaubguts sowie den Aktivitäten 
der Reichstauschstelle und des Zentral
antiquariats der DDR. In jüngster Zeit 
wendet sich das Haus auch vermehrt 
erworbenen Materialien aus kolonia
len Kontexten zu. Die Provenienzfor
schung und erschließung hat sich in 
den letzten 25 Jahren zu einem inter
national vernetzten Profilschwerpunkt 
der Bibliothek entwickelt und wird von 
einem wachsenden Team innerhalb der 
Abteilung Handschriften und Histori
sche Drucke vorangebracht. Ohne die 
von der Beauftragten der Bundesregie
rung für Kultur und Medien zur Ver
fügung gestellten Mittel und die enge 
Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Zentrum für Kulturgutverluste wären 
der Aufbau und die Verstetigung dieses 
Arbeitsbereichs im erreichten Umfang 
keineswegs möglich gewesen.

In den 25 Jahren seit Beschluss der 
»Grundsätze der Washingtoner Konfe
renz in Bezug auf Kunstwerke, die von 
den Nationalsozialisten beschlagnahmt  

wurden (Washington Principles)« hat 
die Staatsbibliothek bereits aufwen
dige Überprüfungen ihrer Bestände 
durchgeführt, um Exemplare, die ihren 
Eigentümerinnen oder Eigentümern in 
der Zeit des Nationalsozialismus un
rechtmäßig entzogen oder abgepresst 
wurden, zu identifizieren und an die 
Berechtigten zurückzugeben. Dazu er
fassten die Beschäftigten detailreiche 
Provenienzdaten zu fast 200.000 Bü
chern aus dem Altbestand der Staatsbi
bliothek. Aktuell sind 7.100 Bücher als 
NSRaubgut oder als einschlägige Ver
dachtsfälle bewertet, wovon 2.315 Ex
emplare zurückgegeben werden konn
ten. Wo immer die Rechtslage eindeu
tig ist, werden die ermittelten Drucke 
schnellstmöglich an die Berechtigten 
restituiert.

Das erste Rückgabeangebot ende
te seinerzeit mit einem Verzicht, da 
sich die Witwe des jüdischniederlän
dischen Religionswissenschaftlers Isac 
Leo Seeligmann für den Verbleib des 
1941 von den deutschen Besatzern ge
raubten Buches in den Sammlungen 
der Staatsbibliothek entschied. Es folg
ten Restitutionen an die Nachkommen 
von Leo Baeck, Alfred Kerr und Artur 
Rubinstein. Neben diesen bekannten 
Namen stehen unbekannte Schicksale 
wie das von Hedwig Hesse, deren Bü
cher durch ein besonders fantasievol
les Exlibris, eine ein Buch verspeisende 
kleine Eule, gekennzeichnet sind. Oft 
konnten jeweils nur wenige  Stücke aus 
geraubten Bibliotheken identifiziert 
werden, doch auch ein  einzelner Band, 
wie das recht unscheinbare hebräische 
Gebetbuch des auf dem Transport nach 
Auschwitz ums Leben gekommenen 
Anton Gustav Dreher, besitzt für sei
nen über 90jährigen Cousin heute 
unschätzbaren Wert. In  Australien le
bend, konnte das Werk an ihn im Jahr 
2022 übergeben werden. 

Neben jüdischem Eigentum ließen sich 
auch Bücher aus Logenbibliotheken und 
aus sozialistischen bzw. gewerkschaft
lichen Einrichtungen restituieren, da
runter die fast vollständig erhaltene Bi
bliothek der Potsdamer Loge »Teutonia 
zur Weisheit« und zahlreiche Exempla
re aus der Bibliothek des Instituts für 
Sozialforschung in Frankfurt am Main. 
Die enge Zusammenarbeit mit französi
schen Stellen machte es in den letzten 
Jahren möglich, zahlreiche Widmungs
exemplare aus französischen Privatbi
bliotheken zuzuordnen und an die Be
rechtigten zurückzugeben, darunter 33 
aus den Redaktionsräumen der Zeitung 
Le Figaro geraubte Bände. Vier Bücher 
aus Berliner Bestand übergab Premier
ministerin Élisabeth Borne im letzten 
Jahr in Paris an die Erben des 1944 er
mordeten Politikers Georges Mandel.

Neben der systematischen Prüfung 
ihrer Bestände auf NSRaubgut betreibt 
die Staatsbibliothek zu Berlin Grundla
genforschung, entwickelt Datenmodelle 
und engagiert sich in der Aus und Fort
bildung zur Provenienzforschung. Stu
dierende werden regelmäßig bei Quali
fikations und Masterarbeiten aus die
sem Themenspektrum betreut. Unter 
dem Hashtag »Spurensuche« organi
siert die Staatsbibliothek gemeinsam 
mit anderen Berliner Gedächtnisin
stitutionen geführte Provenienzspa
ziergänge zum internationalen Tag der 
Provenienzforschung. Sämtliche Da
ten zur Herkunft der Exemplare und zu 
den vorbesitzenden Personen stehen 
im Netz frei zur Verfügung und werden 
durch das vor knapp 20 Jahren einge
richtete »ProvenienzWiki« mit Bildma
terial und umfangreichen Dossiers zu 
Bibliotheken und Sammlungen sowie 
den mit ihnen verbundenen Personen 
und Institutionen ergänzt. 

Gleichwohl bleibt noch viel zu tun: 
Sammlungen wie Karten, Handschriften, 

 

Musikalien, Autografen und Nach
lässe sind systematisch auf ihre Her
kunft zu prüfen, der Zugang zu Erwer
bungsakten und anderen Quellen kann 
durch Transkriptionsprogramme op
timiert werden. Die Forschung zu den 
Wegen der Bücher vor und nach 1945 
muss folglich weiter vorangetrieben 
werden, und neue Felder der Prove
nienzforschung wie der Umgang mit 
Sammlungsgut aus kolonialen Kontex
ten erfordern Verständigungsprozesse 

mit  allen  Stakeholdern. Die Staatsbi
bliothek wird sich daher auch weiter
hin konsequent in der Provenienzfor
schung engagieren und die Vernetzung 
von Wissen mit neuen Technologien 
und Kooperationen unterstützen. 

Achim Bonte ist Generaldirektor  
der Staatsbibliothek zu Berlin.  
Michaela Scheibe ist stellvertretende 
Leiterin der Abteilung Handschriften 
und Historische Drucke
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Nach heutigem 
Wissensstand hätte 
man bei der Akquise 
genauer hinschauen 
müssen

Wie Stecknadeln  
im Heuhaufen
Das Jüdische Museum 
Westfalen

KATHRIN PIEREN

E in anderthalbjähriges Prove
nienzForschungsprojekt am 
Jüdischen Museum Westfalen 

schloss Wissenslücken und konnte 
mehrere Restitutionen verzeichnen. 
Manche Information ist aber auf im
mer verloren. Das Jüdische Museum 
Westfalen entstand als Resultat ei
ner Bürgerinitiative in Dorsten, einer 
Stadt zwischen Ruhrgebiet und Müns
terland. Eine Geschichtswerkstatt er
forschte dort in den 1980er Jahren die 

Stadtgeschichte während der NSZeit 
sowie die Geschichte der jüdischen 
Bevölkerung der Stadt von ihren An
fängen bis zur Shoah. 1992 wurde das 
Jüdische Museum Westfalen eröffnet, 
in dem diese westfälischjüdische 
Geschichte ausgestellt werden sollte, 
wo Besucherinnen und Besucher aber 
auch etwas übers Judentum, über reli
giöse und kulturelle Traditionen, ler
nen konnten. Im Bemühen um An
schauungsmaterial kaufte der Träger
verein Judaica und Bücher auf dem 
Antiquitätenmarkt, anderes erhielt es 
als Schenkungen Privater. 

Nach heutigem Wissensstand hät
te man bei der Akquise genauer hin
schauen müssen. Nicht nur wurden 
wohl einige Fälschungen erworben, 
es wurden auch Gegenstände er
standen, von denen heute befürch
tet werden muss, dass sie ihren jü
dischen Besitzerinnen und Besitzern 
zwischen 1933 und 1945 geraubt oder 
abgepresst worden waren. Weil die
se Vermutung im Raum stand, be
warb sich das Jüdische Museum 
Westfalen 2019 beim Deutschen 
Zentrum Kulturgutverluste um För
derung für ein wissenschaftliches 
 Forschungsprojekt.

Dieses wurde gewährt, und Sebas
tian Braun, heute wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der Bergischen Univer
sität in Wuppertal, befasste sich von 
Juni 2020 bis November 2021 inten
siv mit der Provenienz von rituellen 
Gegenständen wie Synagogenlampen, 
Synagogentextilien z. B. Thoraman
tel und Thoraabdeckung, Alltagsge
genständen sowie Büchern und Zeit
schriften. Eine große Herausforderung 
war, dass zahlreiche dieser Objekte 
Massenware sind. Sie enthalten we
der Inschriften noch sonstige Hinwei
se zu ihren vormaligen  Besitzerinnen 
oder Besitzern und oft noch nicht ein
mal zur Produktionsstätte. Die Auk
tionshäuser, bei denen  einige dieser 
Dinge erstanden worden waren, wa
ren bei der Spurensuche nach Vorbe
sitzern zudem wenig hilfreich. 

Sebastian Braun entwickelte des
halb eine Methode bestehend aus Ob
jektautopsie, Archivrecherche, Fami
lienforschung und Bildanalyse. Dass 
inzwischen viel Information im In
ternet und in elektronischen Da
tenbanken zur Verfügung steht, hat 
seine Arbeit erleichtert, dass For
schungsreisen zu Archiven während 
der  Pandemie zum Teil unmöglich  

waren, hat anderes erschwert. Hilf
reich waren die Kontakte zu Kolle
ginnen in anderen jüdischen  Museen 
in Europa und auch die Gespräche 
im Team. 

Das Projekt war in mehrfacher 
Hinsicht ein Erfolg: Sebastian Braun 
konnte das bestehende Wissen zur Be
schaffenheit und zum Verwendungs
zweck einzelner Objekte vertiefen. Er 
fand auch Informationen zu einigen 
Vorbesitzern, eine lückenlose Historie 
konnte aber oftmals nicht rekonstru
iert werden. So im Fall eines Synago
gentextils, das vermutlich zur Abde
ckung der Thorarolle verwendet wur
de. Die in Metallfäden gestickte heb
räische Inschrift bezeugt, dass Leah 
Rachel Kestenbaum 1925 das Textil ei
ner Synagoge gestiftet hatte, welcher, 
ist unbekannt. Weitere Recherchen er
gaben, dass diese Familie bis 1933 in 
Leipzig wohnte und später über Pa
ris und London nach New York emi
grierte. Wir wissen, dass die Abde
ckung von den Nationalsozialisten 
entwendet worden sein muss, denn 
sie tauchte nach 1945 im Offenbach 
Archival Depot auf, wo die Amerikaner 
NSRaubgut zwischenlagerten. Denk
bar ist, dass sie in der Pogromnacht 
aus der Synagoge entwendet worden 
war. Was danach bis zum Erwerb des 
Textils durch das Museum damit ge
schah, ist unbekannt. Die Familie Kes
tenbaum und die Jüdische Gemein
de Leipzig sind informiert über diese 
Recherchen, haben aber keinen An
spruch auf das Textil erhoben. 

Befriedigend war, dass das Muse
um als Resultat des Projektes meh
rere Restitutionen von Büchern vor
nehmen durfte. Besonders berührend 
war die Restitution eines Gebetbuches. 
Eine Inschrift identifizierte es als ehe
maligen Besitz von Hermann Schlome 
(18571942), einem  Holzhändler aus 

Janowitz, in der ehemaligen preußi
schen Provinz Posen. Ab 1933 wohn
ten er und seine Frau bei ihrer  Tochter 
in Berlin. Hermann Schlome wurde 
1942 mit seiner Frau und weiteren 
Verwandten nach Theresienstadt de
portiert. Wie sein Gebetbuch viele 
Jahrzehnte später im antiquarischen 
Buchhandel endete, wissen wir nicht. 
Sebastian Braun konnte aber eine 
seiner Enkelinnen, Susanne Schlo
me, verheiratete Woodin, ausfindig 
machen. Neunjährig konnte sie ge
meinsam mit ihrem Cousin mit einem 
Kindertransport nach Großbritanni
en fliehen, wo sie heute noch lebt. Im 
Oktober 2020 konnte der über 90jäh
rigen Frau das Gebetbuch ihres Groß
vaters überreicht werden.

Kathrin Pieren ist Leiterin des 
 Jüdischen Museums Westfalen

MEHR DAZU

Die Broschüre »Auf der Suche nach 
der verschollenen Identität. Ein Pro
jekt zur Provenienzforschung des Jü
dischen Museums Westfalen« (2022) 
enthält Tipps für Studierende und 
Forschende. Bestellungen unter: 
info@jmwdorsten.de 

Befriedigend war, 
dass das Museum als 
Resultat des Projek-
tes mehrere Restitu-
tionen von Büchern 
vornehmen durfte

Dauerhaft Weiterentwicklung notwendig
Zur Provenienz von Musikinstrumenten

REBECCA WOLF

D ie Erforschung von Musik in 
möglichst all ihren Facetten 
ist Aufgabe des Staatlichen 
Instituts für Musikforschung 

(SIM). In sein MusikinstrumentenMu
seum sowie in seine Bibliothek lädt es 
ein vielfältiges Publikum ebenso wie 
Fachleute ein. Die Forschungsgebiete 
fußen teils auf den Sammlungen der 
Musikinstrumente mit Bildarchiv, Mu
sikmedien, Nachlässe, Korresponden
zen und Dokumente zur Aufführungs
geschichte. Das SIM ist seit 1962 eine 
Einrichtung der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz, und als solche sind drei 
Bereiche der Provenienzforschung von 
besonderem Interesse: die Erforschung 
der Geschichte der Sammlungsobjek
te, die Erforschung neu in die Samm
lung aufzunehmender Objekte hin
sichtlich ihrer Provenienz mit Fokus 
auf einen möglichen NSverfolgungsbe
dingten Entzug oder koloniale  Kontexte, 

 sowie die Erforschung der Verluste der 
eigenen Sammlung mit Blick auf den 
 Zweiten Weltkrieg. Die Washingtoner 
Prinzipien ebenso wie die erarbeiteten 
Standards des Deutschen Zentrum Kul
turgutverluste sind dabei Richtschnur. 
Erste Arbeiten wurden geleistet, es 
steht aber noch vieles an. Die Tatsa
che, dass sich die Unterzeichnung der 
Washingtoner Erklärung am 3. Dezem
ber zum 25. Mal jährt, ist Anlass einer 
kurzen Bestandsaufnahme. 

Bislang liegen im SIM keine kon
kreten Verdachtsfälle von NSverfol
gungsbedingt entzogenem Kulturgut 
vor, und es gibt keine Forderungen nach 
Restitutionen. Hier ist allerdings ak
tiv anzusetzen. Aktuell im Druck befin
det sich der dreibändige Verlustkatalog 
des MusikinstrumentenMuseums, der 
einen wichtigen Ausgangspunkt dar
stellt. Der Katalog entstand in einem 
mehrjährigen Forschungsprojekt, das 
von der Beauftragten der Bundesregie
rung für Kultur und Medien (BKM) fi
nanziert und durch den Präsidenten 

der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
unterstützt wurde. Die Museumsdirek
torin, Conny Restle, leitete das Projekt. 
Die beträchtlichen Verluste der Samm
lung bis 1945 wurden aufgearbeitet und 
dokumentiert. Etwa Dreiviertel des Be
stands, der bis dahin rund 4.000 Objek
te umfasste, gelten als Kriegsverlust. 
Sie wurden entweder zerstört, oder ihr 
Aufenthalt ist unbekannt. Durch rege 
Sammeltätigkeit konnte bis heute diese 
Größenordnung und Bandbreite wieder 
erreicht werden. Die Aufarbeitung der 
Dokumente des Historischen Archivs 
des SIM (18881945) war für die Erstel
lung des Katalogs grundlegend. Sie wa
ren als Kriegsbeute in die Sowjetunion 
verbracht worden, 1958 von Moskau an 
die Staatsbibliothek Ost zurückgegeben 
und 1992 wiederum ans SIM zurückge
führt worden. Unter diesen Dokumen
ten befindet sich das früheste Inven
tarbuch des Museums. Einer der  ersten 
Museumsdirektoren und prägende Ge
stalt der Musikwissenschaft und der 

Instrumentenkunde, Curt Sachs, hatte 
den Aufbau der Sammlung maßgeblich 
mitgestaltet. Die Dokumente des Histo
rischen Archivs sind über die Digitalen 
Sammlungen des SIM und über den Kal
liopeVerbund weitgehend zugänglich, 
was über ein ebenfalls von BKM geför
dertes Projekt zur Geschichte des In
stituts bis 1945 ermöglicht wurde. 

Der Verlustkatalog bietet nun die 
Grundlage für Provenienzforschung 
einmal zu weltweiten Instrumenten, 
um möglichen kolonialen Kontext zu 
klären (Bd. 1, 18881922, von Christo
pher Li), zum anderen zu erhaltenen 
Instrumenten, die während der NSZeit 
in die Sammlung kamen (Bd. 3, 1923
1945, von Heike Fricke). Beispielswei
se kamen 1891 zehn Instrumente aus 
Neuguinea in die Sammlung, anhand 
derer und der erhaltenen Dokumente 
vieles über die damalige kulturchauvi
nistische Haltung zu erfahren ist. Die
se Instrumente sind nicht erhalten, Ab
bildungen jedoch schon. Anders sieht 
es bei einer Zusammenstellung von 

 chinesischen Instrumenten aus, die 
1902 in den Bestand kamen. Hier sind 
einige wenige erhalten, deren konkrete 
Erforschung noch aussteht. Eine Über
sicht informiert von 1923 bis 1945 da
rüber, welche Instrumente überhaupt 
noch erhalten sind. Für den Katalog 
wurden die Quellen der Ankäufe so 
detailliert wie möglich wiedergegeben. 
Bislang konnte zu etwa 30 Instrumen
ten kein Vorbesitzer ermittelt werden. 
Darunter sind klassische, europäische 
Instrumente ebenso wie solche aus Sy
rien, Persien und Ostafrika. Ersten Hin
weisen auf Entzug von Kulturgut aus 
jüdischem Besitz wurde so weit mög
lich nachgegangen, sie führen bislang 
zu keinen Instrumenten der Sammlung. 

Notwendig ist es, die weitere Aufar
beitung als festen Bestandteil der täg
lichen Arbeit zu etablieren, die Sam
meltätigkeit ist ja nicht abgeschlossen. 
Es liegt Expertise vor, die Strukturen 
der Bereitstellung sind bekannt, die 
Methoden und Werkzeuge der Prove
nienzforschung sind allerdings nach
haltig in die wissenschaftliche Arbeit 

einzugliedern. Zumeist geht dies je
doch im Alltagshandeln unter, sodass 
Drittmittelprojekte eine Alternative 
darstellen und in vielen Einrichtun
gen wertvolle Arbeit ermöglichen. Oft
mals bleiben aber die Ergebnisse auf
grund der kurzen Laufzeiten oder weil 
der Stundenanteil der Expertinnen und 
Experten zu klein ist, unabgeschlossen. 
Das Thema ist zu wichtig, und es muss 
sinnvoll und dauerhaft weiterentwi
ckelt werden. Begreifen wir Proveni
enzforschung als bleibende Aufgabe, 
müssen wir die notwendigen Kapazi
täten bereitstellen können. So wie wir 
verstanden haben, dass die Digitali
sierung dauerhafter Bestandteil un
serer Arbeit ist, so sollten wir auch 
mit der Provenienzforschung verfah
ren. Hierfür sind bleibende Struktu
ren notwendig.

Rebecca Wolf ist Direktorin des Staat-
lichen Instituts für Musikforschung, 
einer Einrichtung der Stiftung Preu-
ßischer Kulturbesitz

Putto mit Panther als allegorische Gruppe »Frühling« aus Folge der Vier Jahreszeiten, Frankenthaler Porzellanmanufaktur, 
um 1754, Entwurf von Johann Wilhelm Lanz; 2017 als verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut restituiert an Erben von  
Margarete Oppenheim
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Deidesheim wurde  
im Jahr 2023 zum Sy-
nonym für die Reform 
des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks

Ein Umbau mit vielen Baustellen
Die Zukunft des öffentlich-rechtlichen Rundfunks war 2023 das wichtigste medienpolitische Thema

HELMUT HARTUNG

E in kleiner Weinort in Rhein
landPfalz, Deidesheim, be
kannt für erstklassigen Ries
ling und pikanten Saumagen, 

wurde im Jahr 2023 zum Synonym 
für die Reform des öffentlichrechtli
chen Rundfunks. Im idyllisch gelege
nen Flecken an der deutschen Wein
straße traf sich die Rundfunkkommis
sion der Länder zu einer Klausurtagung. 
Erstmals wieder seit 2017. Die Medi
enpolitik stand unter großem öffent
lichem Druck, auf die Misswirtschaft 
und Beitragsverschwendung im Rund
funk BerlinBrandenburg (RBB) schnell 
zu reagieren und grundsätzliche Re
formen zu beschließen. Der Aktions
plan, der in Deidesheim sanktioniert 
wurde, enthielt wichtige Zielmarken 
für einen schlankeren, effizienter ar
beitenden, besser wirtschaftenden und 
schneller auf die digitale Transforma
tion reagierenden öffentlichrechtli
chen Rundfunk. »Er wird nur dann sei
nem Auftrag auch in der Zukunft ge
recht werden können, wenn die Bürge
rinnen und Bürgern Vertrauen in seine 
Struktur und Inhalte haben«, heißt es 
in dem Beschluss. »Die Rundfunkkom
mission ist der Auffassung, dass der öf
fentlichrechtliche Rundfunk verläss
liche und faktenbasierte Inhalte unab
hängig vom Verbreitungsweg den Bür
gerinnen und Bürger bereitstellen muss. 
Nur attraktive, plurale und qualitativ 
hochwertige Inhalte sind geeignet, die 
Akzeptanz der Angebote und damit des 
öffentlichrechtlichen Rundfunks ins
gesamt zu stärken.« Diese Strukturre
form sollte zudem den Rundfunkbeitrag 
über 2024 hinaus stabil halten und ein 
Desaster wie 2020, als der Landtag von 
SachsenAnhalt eine Beitragserhöhung 
ablehnte, ausschließen. Der Umbau des 
öffentlichrechtlichen Systems wurde 
damit zum wichtigsten medienpoliti
schen Thema des Jahres 2023. 

Zu den spektakulären Entscheidun
gen der Klausurtagung zählte die Be
rufung eines Zukunftsrates, der am 
9. März seine Arbeit aufnahm. Er soll
te, so hieß es in der Pressemeldung der 
Staatskanzlei von RheinlandPfalz, »bis 
zum Herbst Empfehlungen für die Re
form des öffentlichrechtlichen Rund
funks und seine Nutzung und Akzep
tanz erarbeiten«.

Eine Reduzierung von ARDAnstal
ten oder ein Zusammenschluss von 
ARD und ZDF standen allerdings nicht 
auf der Agenda. Eine Plattform für die 
Inhalte von ARD und ZDF hatten die 
Länder im Januar als wichtigste Pers
pektive für den öffentlichrechtlichen 
Rundfunk definiert. Als zweites Ziel 
hatte die Rundfunkkommission eine Er
weiterung der regionalen Berichterstat
tung, die die föderale Vielfalt Deutsch
lands widerspiegeln soll, definiert. Eine 
dritte Überlegung sieht vor, die beste
henden Anstalten zu verschlanken, in
dem Doppelstrukturen beseitigt und 
Kooperationen vorgeschrieben werden. 
Um das zu erreichen, brachte der Be
schluss Kompetenzzentren und Shared 
ServiceCenter ins Spiel, wurden eine 
Überprüfung der Leitungsstrukturen 
sowie angemessene Gehaltsstrukturen 
im außer und übertariflichen Bereich 
angekündigt. 

Für Nathanael Liminski, Chef der 
Staatskanzlei in NRW, war klar, dass die 
Sender kurzfristig einen wesentlichen 
Beitrag zur Zukunftsfähigkeit des Sys
tems leisten müssten. Die Rundfunk
kommission habe eindeutige Erwartun
gen an alle Anstalten formuliert, die an
gestoßenen Reformprozesse zu inten
sivieren. Die Länder hätten aber auch 
deutlich gemacht, dass sie die gesetz
lichen Rahmenbedingungen mittelfris
tig noch in diesem Jahr fortentwickeln – 

für mehr Zusammenarbeit und eine ef
fizientere Organisation des Gesamt
systems. 

Alles in allem wünschen sich die 
Länder innerhalb von zehn Jahren ei
nen öffentlichrechtlichen Rundfunk in 
den bisherigen Senderstrukturen, der 

seine Angebote, die regional ausge
baut werden, weitgehend online, über 
eine Plattform verbreitet. Durch Kom
petenzbündelung und eine damit ver
bundene Reduktion von Arbeitsebenen 
und Abteilungen soll Personal abgebaut 
und zusammen mit einer »Anpassung« 
der Personalkosten der Rundfunkbei
trag langfristig zumindest gleich blei
ben, nach Möglichkeit aber sinken. Der 
Auftrag soll aber nicht reduziert wer
den. Das alles will man sich durch einen 
»Zukunftsrat« sanktionieren und mit 
konkreten Schritten untersetzen lassen, 
dem man anscheinend auch Verände
rungskonzepte überlassen möchte, die 
für die Anstalten schmerzhaft wären.

Angestoßen durch den Deides
heimer Aktionismus unterbreiteten die 
ARDIntendanten im Verlauf des Jah
res mehrere Reformüberlegungen bei
spielsweise für gemeinsame Redaktio
nen oder Programme und die Bünde
lung von Ressourcen. Vom ZDF kam da
gegen nichts. Der Mainzer Sender war 
der Meinung, dass einzig und allein die 
ARD in einer Krise stecke, nicht aber das 
öffentlichrechtliche System als Ganzes.

Zehn Monate nach dem Pfälzer 
»Ruck«Beschluss fällt die Bilanz nüch
tern aus: Es wird bis Ende des Jahres 
keinen Entwurf eines Reformpapiers 
der Länder mit greifbaren Schritten 
geben, und der Zukunftsrat wird seine 
Empfehlungen erst Mitte Januar vor
legen. Die Pläne der ARD für mehr Ko
operation und Zusammenarbeit sind 
äußerst vage in Bezug auf den Zeit
rahmen und den konkreten Nutzen. 
Die Rundfunkreferenten in den Staats 
und  Senatskanzleien haben zwar in
zwischen substanzielle Vorschläge 
für wesentliche Änderungen erarbei
tet, doch über diese müssen sich die 
für Medienpolitik in den Ländern Ver
antwortlichen noch einigen. Für Janu
ar 2024 ist eine weitere Klausurtagung 
anberaumt. Dann sollen die Ratschlä
ge der acht »Zukunftsastrologen« mit 
den Überlegungen der Länder im Ent
wurf eines Medienstaatsvertrages zu
sammengeführt werden. Diese Novel
le könnte frühestens im März, wahr
scheinlich jedoch erst im Juni nächsten 
Jahres vorliegen. Der medienpolitische 
ICE hat sich wieder in einen Regional
zug verwandelt, und der dringend not
wendige Umbau des öffentlichrechtli
chen Rundfunks wird auch im nächsten 
Jahr zu den medienpolitischen Priori
täten gehören.

Weitere wichtige medienpoli-
tische Themen 2023 sind:

Empfehlung der KEF für den  
Rundfunkbeitrag 2025-2028

Geht es nach der Beitragskommission 
KEF, wird der Rundfunkbeitrag ab 1. Ja
nuar 2025 um 58 Cent auf 18,94 steigen. 

Die Kommission hat dabei die Bedarfs
anmeldung von ARD, ZDF und Deutsch
landradio berücksichtigt. Dazu kommen 
medienspezifische Teuerungen sowie 
der BIPIndex, der alle im Inland her
gestellten Waren und Dienstleistun
gen berücksichtigt. Diese Zahl liegt bei 
zwei bis vier Prozent Steigerung. Da
von zieht die KEF die möglichen Rati
onalisierungseffekte und Einsparun
gen bei Personalkosten ab und berech
net die Kostensteigerung über einen 
Zeitraum von vier Jahren. Auch die Bei
tragsrücklagen der Anstalten sowie eine 
Sonderauswertung der Immobilien, die 
die Kommission vornahm, wirkten sich 
aus. Alles in allem bleibt so eine Erhö
hung von 58 Cent, um den Bedarf für die 
Auftragserfüllung abzusichern. Das ist 
laut Bundesverfassungsgericht die Auf
gabe der KEF. Die Länder hoffen, durch 
eine Änderung des Medienstaatsver
trages, Reformvorschläge der Anstal
ten und Überlegungen des Zukunfts
rates eine Erhöhung noch abwenden 
zu können.

Novellierung des  
rbb-Staatsvertrages

Die Regierungschefs von Brandenburg 
und Berlin, Dietmar Woidke und Kai 
Wegner, haben Ende November den no
vellierten rbbStaatsvertrag unterzeich
net. Das Berliner Abgeordnetenhaus 
und der Brandenburger Landtag kön
nen das Gesetz nur als Ganzes anneh
men oder ablehnen. Ziel beider Lan
desregierungen ist es, den Vertrag An
fang nächsten Jahres in Kraft treten zu 
lassen. Die Rechnungshöfe aus Berlin 
und Brandenburg, deren Empfehlun
gen sich zu großen Teilen in der No
velle wiederfinden, bezeichneten den 
Staatsvertragsentwurf als »bahnbre
chende Entwicklung für den öffentlich
rechtlichen Rundfunk« und als »Muster 
für weitere Novellierungen von Medien
gesetzen für ARDAnstalten«. Die Re
formagenda sieht beim rbb unter ande
rem eine größere Transparenz, bessere 
Kontrolle, stärkere Verantwortung der 
Intendantin, der Direktoren und Gre
mienmitglieder sowie eine relevantere 
regionale Berichterstattung vor. Nach 
Auffassung beider Landesregierun
gen verstößt der jetzige Gesetzesvor
schlag nicht gegen das grundrechtlich 
verbriefte Recht der Programmhoheit 
der Anstalt sowie der Staatsferne, wie 
vom rbb behauptet worden sei.

Künftig wird die Tätigkeit beider 
Aufsichtsgremien professionalisiert, 
und die Anforderungen an die Kom
petenz der Gremienmitglieder steigen. 
Die außertarifliche Vergütung wird ge
deckelt. Die Intendantenbezüge sollen 
200.000 Euro nicht wesentlich über
steigen. Das entspricht einem Senato
ren oder Ministergehalt.

Information der EU-Kommission 
durch den BDZV über Verstoß des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
gegen Beihilfekompromiss

In einem Schriftsatz an die EUKom
mission hat der Bundesverband Di
gitalpublisher und Zeitungsverleger 
(BDZV) seine Bedenken gegen die Ein
haltung des sogenannten Beihilfekom
promisses von 2007 durch den öffent
lichrechtlichen Rundfunk vorgetra
gen. Nach Auffassung des BDZV liegt 
ein Beihilfemissbrauch im Zusammen
hang mit der Finanzierung der öffent
lichrechtlichen Rundfunkanstalten 
vor. So würden die öffentlichrechtli
chen Anstalten in zwei wesentlichen 
Punkten gegen die Brüsseler Vorgaben 
verstoßen. Zum einen sei der öffent
liche Auftrag der Rundfunkanstalten 
nicht klar genug definiert, insbesonde
re im Bereich der Telemedienkonzepte. 

Das führe zu einer enormen Menge von 
beihilfe finanzierten OnlineInhalten 
der Rundfunkanstalten, die direkt mit 
den Presseaktivitäten der BDZVMit
glieder im Wettbewerb stünden. Zum 
anderen bestünde ein Aufsichts und 
Kontrolldefizit. All dies widerspreche 
dem Kompromiss aus dem Jahr 2007, in 
welchem die Europäische Kommission 
Zusagen in Bezug auf die Ausgestaltung 
der Finanzierung der öffentlichrecht
lichen Rundfunkanstalten in Deutsch
land akzeptiert habe.

Zustellförderung  
für Zeitungsverlage

Die Bundesregierung wird im kommen
den Jahr keine Mittel für eine Zustell
förderung bei Zeitungen bereitstellen. 
Entgegen der Versicherung aus der Am
pelkoalition sind im Haushalt für 2024 
keine Mittel für die Presseförderung 
vorgesehen. Der Bundesverband Digi
talpublisher und Zeitungsverleger kri
tisierte das Ausbleiben der Förderung: 
»Wir fragen uns, wie glaubwürdig die 
Regierung eigentlich noch ist«, sagte 
der BDZVVorstandsvorsitzende Stefan 
Hilscher. Der Verband sei »die Schau
fensterreden leid«. Hilscher erinnerte 
daran, dass bereits die vorherige Bun
desregierung dem BDZV Unterstützung 
zugesichert habe. Im Koalitionsver
trag hatten SPD, Bündnis 90/Die Grü
nen und FDP versprochen, Fördermög
lichkeiten zu prüfen, um eine »flächen
deckende Versorgung mit periodischen 
Presseerzeugnissen« zu gewährleisten. 
In der vergangenen Legislaturperiode 
war eine vom Wirtschaftsministerium 
geplante Presseförderung in Höhe von 
220 Millionen Euro gescheitert.

Werbeverbot von  
Süßigkeiten für Kinder

Nach einem Gesetzesentwurf des Bun
desministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft unter Bundesminister 
Cem Özdemir dürften künftig mehr als 
70 Prozent aller Lebensmittel in vie
len Fällen nicht mehr beworben wer
den. Dies bedeutete, nach Berechnun
gen von Medienverbänden, einen Brut
towerbeverlust von rund drei Milliarden 
Euro. Besonders private Medienunter
nehmen sind von dieser Regelung be
troffen. Sie benötigen Werbeumsätze, 
um unabhängigen Journalismus zu fi
nanzieren, erhebliche Teile ihres Ge
samtbudgets stammen aus der Lebens
mittelwerbung. Ebenso stehen Unter
nehmen in der Lebensmittelbranche 
vor massiven Einschränkungen bei der 
Bewerbung ihrer Produkte. Der Wis
senschaftliche Dienst des Deutschen 
Bundestages hat zudem in einem Gut
achten bestätigt, dass keinerlei wissen
schaftliche Erkenntnisse vorliegen, die 
einen direkten Zusammenhang zwi
schen Werbeverboten und dem Über
gewicht von Kindern zeigen.

Entwurf der Novelle des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages

Die Rundfunkkommission der Länder 
hat am 8. November 2023 einen über
arbeiteten Entwurf zur Reform des Ju
gendmedienschutzStaatsvertrages 
(6. MÄStV) vorgelegt. Zweck des Staats
vertrages ist der einheitliche Schutz der 
Kinder und Jugendlichen vor Angebo
ten in elektronischen Informations 
und Kommunikationsmedien, die de
ren Entwicklung oder Erziehung be
einträchtigen oder gefährden, sowie 
der Schutz vor solchen Angeboten, 
die die Menschenwürde oder sonstige 
durch das Strafgesetzbuch geschützte 
Rechtsgüter verletzen. Die Regelungen 
des Entwurfs betreffen insbesondere 
den technischen Jugendmedienschutz. 

Die vorhandenen Jugendschutzsyste
me sollen leichter nutzbar gemacht 
und so miteinander verknüpft werden, 
dass sie ihre Wirksamkeit bestmöglich 
entfalten können. Weitere Punkte des 
Entwurfes sind die Verbesserung der 
Rechtsdurchsetzung sowie die Kenn
zeichnung von Angeboten. Am ersten 
Entwurf gab es im vergangenen Jahr bei 
der Anhörung starke Kritik vor allem 
von den Verbänden der Digital industrie 
und TechWirtschaft.

Regulierung von Medien in der EU

Die Europäische Kommission entdeckt 
immer mehr die Medien als Regulie
rungsfeld. Zuletzt der Digital Services 
Act und der Digital Markets Act, da
vor die eCommerce und vor allem die 
AVMDRichtlinie. Seit September ver
gangenen Jahres liegt der Vorschlag 
für einen European Media Freedom 
Act (EMFA) auf dem Tisch. Der positi
ve Ansatz ist bei diesem Vorschlag un
bestritten, dennoch beklagen die deut
schen Bundesländer, dass mit dem Ge
setzesvorhaben zu weitgehend in das 
deutsche Medienrecht eingegriffen 
und die Kompetenz der Mitgliedstaa
ten ausgehöhlt wird. Die vorgeschla
gene Verordnung umfasst unter ande
rem Schutzvorkehrungen gegen politi
sche Einflussnahme auf redaktionelle 
Entscheidungen und gegen Überwa
chung. Der Schwerpunkt liegt auf der 
Unabhängigkeit und stabilen Finanzie
rung öffentlichrechtlicher Medien so
wie auf der Transparenz des Medienei
gentums und der Zuweisung staatlicher 
Werbeausgaben. Ferner werden Maß
nahmen zum Schutz der Unabhängig
keit von Redakteuren und zur Offenle
gung von Interessenkonflikten festge
legt. Schließlich soll mit dem Gesetz 
eine Medienkonzentration verhindert 
und ein neues unabhängiges Europäi
sches Gremium für Mediendienste ge
schaffen werden. Die Trilogverhand
lungen zwischen Parlament, Rat und 
Kommission haben begonnen.

Novellierung des  
Filmfördergesetzes

Zur Berlinale im Februar 2023 stellte 
Kulturstaatsministerin Claudia Roth die 
Eckpunkte für eine »große« Reform der 
Filmförderung vor. Ziel der Änderun
gen sei es, diese effizienter aufzustellen, 
um das große kreative Potenzial deut
scher Filmemacherinnen und Filmema
cher noch besser zu heben, künstlerisch 
und wirtschaftlich erfolgreiche Filme 
zu ermöglichen und damit auch den 
Filmstandort Deutschland zu stärken. 
Kern der Überlegungen ist die Schaf
fung einer Agentur unter dem Dach 
der Filmförderanstalt (FFA), die künf
tig nicht nur die über die Filmabgabe 
realisierte Förderung organisiert, son
dern auch die über neue Finanzierungs
formen. So favorisiert Roth unter ande
rem eine stärkere Automatisierung der 
Zuschüsse für die Produktion, den Ver
leih und die Kinos. Bund und Länder
förderungen sollen harmonisiert und 
die FFAProduktionsförderung auf eine 
Referenzfilmförderung umgestellt wer
den. Anstelle bisheriger steuer basierter 
Zuwendungen durch den Deutschen 
Filmförderfonds und den German Mo
tion Picture Fund sind eine Investiti
onsabgabe durch private und öffent
lichrechtliche Anbieter auf den Um
satz ihrer Streamingplattformen sowie 
ein Steueranreizmodell geplant. Sender 
und Länder will der Bund damit stär
ker als bisher zur Kasse bitten. Ob die
ses Model bis Januar 2025 umgesetzt 
werden kann, ist fraglich.

Helmut Hartung ist Chefredakteur  
von medienpolitik.net
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Dieser Ausgabe liegen das  
Dossier »Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz« und eine Beilage  
des Sandstein Verlages bei.
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Diese Karikatur ist dem Cartoon-Band »#Antisemitismus für Anfänger« entnommen, eine Anthologie satirischer  
Texte und Cartoons, herausgegeben von Myriam Halberstam, Ariella Verlag. Im Rahmen unseres Engagements gegen  
Antisemitismus zeigen wir 2023 in jeder Ausgabe von Politik & Kultur eine Karikatur zu diesem Thema.

LAWROWS TRÄUME

Berlin: Bundeskanzler Olaf Scholz äu
ßerte sich per Video zum 60Milliarden
Loch im Bundeshaushalt: »Unser obers
tes Gericht hat vergangene Woche ein 
Grundsatzurteil zur Schuldenbremse 
verkündet. Sie fragen sich: Was bedeutet 
diese Entscheidung für mich konkret? 
Oder: Wie ist es um unsere Staatsfinan
zen bestellt? Manche sorgen sich, ob die 
Finanzhilfen der Bundesregierung, die 
die hohen Energiepreise deckeln, weiter 
fließen dürfen oder zurückgezahlt wer
den müssen? All das sind sehr berech
tigte Fragen, auf die ich auf Grundla
ge meiner Intelligenz und meiner Em
pathie mit weiteren Fragen antworten 
möchte: Wann lassen Sie sich endlich 
scheiden? Wie ist es um das Taschen
geld Ihres Mannes bestellt? Warum tra
gen Sie dauernd so hässliche Plastikde
ckel auf Ihrem LockenwicklerSchädel? 
Ihre Antworten will ich so wenig hören 
wie Sie die meinen. Blödvolk.«

Köln: Super RTL und RTL+ starten 
nächstes Jahr einen Ableger der Soap 
»Gute Zeiten, schlechte Zeiten« (GZSZ) 
für Junggebliebene. 26 Folgen werden 
demnächst in Berlin gedreht. Im Zen
trum steht eine Gruppe Möchtegern
Jugendlicher in der Hauptstadt. Es 
geht ums Skatspielen, das Anmixen 
von Crash und die erste, meist auch 

 letzte Liebe. SuperRTLGeschäftsfüh
rer Thorsten Braun teilte mit, dass man 
von der »enormen Strahlkraft der Mar
ke GZSZ« profitieren werde. Mit The
men wie GZ, GlatzenZone, SZ, Sarg
Zimmern, Rheuma, Nagelpilz und 
Mundgeruch, so der Medienmanager, 
richte sich die Serie gezielt an die »et
was älteren Kids zwischen 40 und 50. 
Praktisch: Es können die bekannten 
Schauspieler weiterverwendet werden.«

San Francisco: Neurologische Krankhei
ten heilen und menschliche Gedanken 
über eine Cloud mit Musk verbinden: 
Das sind die Hauptziele des Biotechno
logieunternehmens Neuralink von Elon 
Musk. Ermöglichen sollen das Compu
terchips, die in das Hirn der Betroffe
nen eingepflanzt werden. Allerdings 
soll Neuralink umstrittene Tests vorge
nommen haben: Bei Versuchen an Ali
ens seien zwölf der humanoiden Ster
nengeschwister qualvoll umgekommen. 
NeuralinkGründer Musk stritt alles ab, 
doch es bestehen Zweifel. Der Vorwurf: 
Täuschung der Investoren durch Falsch
aussagen und damit Beschädigung des 
Gewinnes. Das TransportUfo der Aliens 
sei mittlerweile schon wieder in Rich
tung Pluto gestartet mit Musk an Bord. 
Investoren wittern Kapital und Unfall
flucht und wollen klagen. tg

Kurz-Schluss
Wie ich einmal dank Neustrukturierung des Jahres  
den Weihnachtsstress abbaute
THEO GEIßLER 

Nachdem die Jahreszeitenzählung und 
Festtagsanerkennung aus sozialer und 
damit kommerzieller Sicht etwas un
durchschaubar geworden ist, lohnt viel
leicht der Versuch einer dem natürlichen 
Klimawandel nur bedingt unterworfe
nen Neuordnung: Beginnen wir mit der 
Wandlung des eigentlich besinnlichen, 
protestantisch keusch definierten Buß 
und Bettages über den Schmus und 
Betttag hin zum mittlerweile ganzjäh
rig geltenden Halloween. Bekanntlich 
machten sich ursprünglich der Mytholo
gie nach am seinerzeit noch Samhain ge
nannten Wochenende die Toten auf die 
Suche nach den Lebenden, die im nächs
ten Jahr sterben sollten. Zur Abwehr der 
bösen Geister verkleideten sich die Men
schen mit furchterregenden Kostümen 
und spukten selbst bei Nacht durch die 
Straßen. Recht bald erkannten die ame
rikanische Mafia, Disney, die Republika
ner und Warner Brothers das pädagogi
sche und wirtschaftliche Potenzial die
ser NeoIdeologie. Der Hallenser Ein
wanderer und stille Partner Henry Fords 
namens JähJähJäh Nüllemaur  bewarb 

 diesen Raunachtähnlichen Ritus als er
werbsstrebenertüchtigendes pädago
gisches Grundkonzept zunächst unter 
dem Namen »Halloren«. Im Rahmen der 
19. amerikanischen Sprachverpfuschung 
1936 wurde daraus Halloween. Dank 
Transportmedien wie BatmanComics, 
dann HollywoodSchnulzen gefolgt von 
den olympischen Spielen in Berlin, Leni 
Riefenstahl, Edgar Wallace, neuitalie
nischchinesisch finanzierten Blockbus
tern (»Titanic«, »Im Westen nichts Neu
es«) und preiswerten TVSitcoms, fan
tasieaufgeladen durch Computerspiele 
sowie KI, festigte sich dieser Bettel und 
HorrorTrainingstrend zunächst unter 
Kindern und Jugendlichen, mittlerwei
le in der europäischen Gesamtbevölke
rung als ganzjährig akzeptierte Kommu
nikationsform und anerkannter Ausbil
dungsberuf, der das muffige, langweili
ge Bankenwesen weitgehend verdrängte. 
Nach oder neben Karneval eben die fünf
te Ganzjahreszeit. Dank üppigen glypho
satgewürzten Kürbisanbaus und dank 
Halloween florierenden weltweiten Ex
portes ungeachtet aller Boykotte konn
te sich jetzt auch Nordkorea eine klei
ne, gut bewaffnete Raumstation leisten.

Da wollten sich die europäischen Chris
ten und sonstigen Kulturschaffenden 
mit ihrer Kreativität nicht lumpen las
sen. Zum einen erfanden modebewusste 
und farbtraditionalistisch gefestigte Ka
tholiken den »Schwarzen Freitag« – auf 
der barmherzigen Basis der Sankt Mar
tin’schen Mantelteilung. Den Restehan
del antreiben, die Resterampe von Rück
ständen leeren: 50 Prozent beim »Black 
Friday« – auf alles, was einst nach Neu
jahr für 20 Prozent vom Ladenpreis bei 
leicht entflammbaren thailändischen 
StoffabfallNeuverklebern zu holen war. 
Oder – schon mit Blick auf das bevor
stehende Weihnachtsgeschäft ökolo
gisch noch nachhaltiger – von fünf bis 
neunjährigen Kindern für einen Queck
silbermilchriegelLohn an seltenen Me
tallen für EAutobatterien aus afrikani
scher oder chinesischer Erde gekratzt 
werden konnte: Ja. Das Christfest. Eine 
Art sechste Jahreszeit für Groß und 
Einzelhandel. Der abgasfreie EZweit
SUV für allfällige Lebensabschnittspart
nerinnen und partner der nach Infra
pestDimopsUmfrage von X und Y
Menschen am zweitmeisten genannte 
Weihnachtswunsch knapp hinter »kon
sequentem Gendern«. Im Rahmen der 
auf allen Fernsehsendern und den So
cialMediaPlattformen X, TikTok sowie 
DreamPorn übertragenen zweistündi
gen Ansprache zur Primetime des Heilig
abends sorgte Kölns Bischof Rainer Maria 
Woelki nicht nur für den  Ausgleich  aller 

katholischer Finanzdefizite. Er stopfte 
auch das 60MilliardenEtatLoch der 
sogenannten Ampelregierung unter der 
Bedingung, dass er demnächst als Bun
deskardinal automatisch auch noch zum 
Bundespräsidenten ernannt würde. Dank 
in zeitgenössischem Look produzierten 
Werbeeinblendungen (Woelki wechselte 
je nach Kunden hinter einem Weihrauch
vorhang 20 bekannten Geschlechtern an
gemessene Talare, Bikinis, Boxershorts, 
Burkas, Gamsbarthüte oder Lederho
sen jeden Stils) kamen fast 200 Milli
arden Euro für Spots unterschiedlichs
ter Kunden zusammen. Woel ki segne
te beispielsweise Rauhaardackel (ras
serein und geimpft), MercedesiKlasse, 
Friedrich Merz, Heckler&KochProduk
te, Rheintöchter, Rheinmetall, in Ver
tretung aller Luftfahrzeuge die »Hin
denburg«, Cher, den Braunkohletage
bau allgemein, Ferrari, den Hamburger 
Hafen (versehentlich?) und McDonald’s
Hamburger. Die verdoppelte Kirchen
steuer wird künftig als Gaspreisbrem
se eingesetzt. Zurück zu meiner eigent
lich sehr persönlichen und bewährten 
Form unserer mit Abstand meistgele
senen und kulturpolitisch wirksamsten 
Stoffsammlung: Leiden wir nicht alle un
ter dem von Rainer Maria Woelki bedau
erlicherweise nicht aufgelösten Bann des 
WeihnachtsgeschenkkaufenMüssens? 
Haben wir weiterhin die Ablassbriefe für 
die Sünden unseres  unvollkommenen 
 Konsumverhaltens zu finanzieren? 

 Unter steter Qual des Zeitdruckes und 
der Wahl? Brauchen wir einen neuen Lu
ther, einen neuen Marx? Kein Allerletz
tes ohne Rat und Trost. Laden Sie sich 
gegen geringes Geld die ProfiVersion 
von ChatGPT runter. Stellen Sie der KI 
einfache Fragen, z. B.: Was soll ich mei
nem Enkel zu Weihnachten schenken? 
(»Nachhilfestunden in Deutsch, Latein, 
Altgriechisch, Mathematik, Musik, Ver
fassungstreue«) – Was meiner geliebten 
Frau? (»Zwei Sabbatjahre in einer für sie 
herrlichen, für dich unerreichbaren Küs
tenzone«) – Was meinem Mitherausge
ber? (Eine Augenbinde und eine Kob
razucht ohne Käfig) Na! – Und was un
serem Bundeskanzler? (Ein Jahr Nord
polCamping in einem Räucheriglu 
gemeinsam mit seiner Kulturstaatsmi
nisterin). Tja. Ist doch praktisch, so ’ne KI.

Theo Geißler ist Herausgeber  
von Politik & Kultur
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